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A. Allgemeine Zuwendungsbedingungen
I. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1. Die Zuwendungen der Städtebaulichen Erneuerung nach

dieser Verwaltungsvorschrift sind dazu bestimmt,
a) im Rahmen von Städtebaulichen Sanierungsmaßnah-

men nach Abschnitt B gebietsbezogene städtebauliche
Missstände und Mängel in Gemeinden zu beheben
oder nachhaltig zu mildern, die Zentralen Orte nach
dem Sächsischen Landesentwicklungsplan, insbeson-
dere die Innenstädte zu stärken und auf diese Weise zu-
gleich die Rahmenbedingungen für private und öffent-
liche Investitionen zu verbessern,

b) im Rahmen von Städtebaulichen Entwicklungsmaß-
nahmen nach Abschnitt C, Ortsteile oder andere Teile
der Gemeinden entsprechend ihrer besonderen Bedeu-
tung für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung
der Gemeinde oder der angestrebten Entwicklung des
Landesgebiets oder der Region erstmalig zu entwi-
ckeln oder im Rahmen einer städtebaulichen Neuord-
nung einer neuen Entwicklung zuzuführen,

c) Maßnahmen des Städtebaulichen Denkmalschutzes
nach Abschnitt D durchzuführen, um historisch wert-
volle Altstadtbereiche, insbesondere die mittelalterli-
chen Stadtkerne, zu sichern und zu erhalten,

d) Maßnahmen zur Städtebaulichen Weiterentwicklung
großer Neubaugebiete nach Abschnitt E durchzufüh-
ren, um die soziale, kulturelle und technische Infra-
struktur sowie das Wohnumfeld in Wohnsiedlungen
der industriell vorgefertigten Montagebauweise
(„Plattenbaugebiete“) auszubauen und zu verbessern,

e) Maßnahmen zur Aufwertung von Stadtteilen mit be-
sonderem Entwicklungsbedarf nach Abschnitt F
durchzuführen, um auf der Grundlage von auf den
Stadtteil bezogenen integrierten Handlungskonzepten
sowie mit Hilfe eines Stadtteilmanagements die ge-
bietsbezogenen städtebaulichen Missstände und Män-
gel in Gemeinden gezielt zu beheben oder nachhaltig
zu mildern sowie

f) Maßnahmen zum Stadtumbau nach Abschnitt G zu be-
gleiten, die auf der Grundlage von integrierten Stadt-
entwicklungskonzepten insbesondere dem Rückbau
des Wohnungsbestandes und damit dem Abbau des
Wohnungsleerstandes dienen und die zur städtebauli-
chen Aufwertung zukunftsfähiger Stadtgebiete beitra-
gen.

2. Der Freistaat Sachsen gewährt Zuwendungen für die Städ-
tebauliche Erneuerung im Rahmen der im Staatshaus-
haltsplan verfügbaren Mittel. Hierfür gelten
a) das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2141, ber.
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BGBl. 1998 I S. 137) zuletzt geändert durch Artikel 11
des Gesetzes zur Reform des Wohnungsbaurechts vom
13. September 2001 (BGBl. I S. 2376) in der jeweils
geltenden Fassung,

b) diese Verwaltungsvorschrift und
c) die Haushaltsordnung des Freistaates Sachsen (Säch-

sische Haushaltsordnung – SäHO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. April 2001 (SächsGVBl.
S. 153) sowie die Verwaltungsvorschrift des Säch-
sischen Staatsministeriums der Finanzen zur Ände-
rung der Vorläufigen Verwaltungsvorschrift des Säch-
sischen Staatsministeriums der Finanzen zur
Vorläufigen Sächsischen Haushaltsordnung (Sächs-
ABl. 1999 S. 309),

d) die Verwaltungsvorschriften für Zuwendungen des
Freistaates Sachsen an kommunale Körperschaften
(VVK einschließlich der Allgemeinen Nebenbestim-
mungen zur Projektförderung an kommunale Körper-
schaften [ANBest-K]).

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung be-
steht nicht.

II. Zuwendungsgegenstand
Nach dieser Verwaltungsvorschrift können Zuwendungen ge-
währt werden für:
1. Sanierungsmaßnahmen nach BauGB (Sanierungssatzung

gemäß § 142 BauGB),
2. Entwicklungsmaßnahmen nach BauGB (Entwicklungs-

satzung gemäß § 165 Abs. 6 BauGB),
3. Maßnahmen des Städtebaulichen Denkmalschutzes (Er-

haltungssatzung gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB),
4. Maßnahmen zur Städtebaulichen Weiterentwicklung gro-

ßer Neubaugebiete (durch Gemeinderatsbeschluss defi-
niertes Gebiet oder Sanierungssatzung gemäß § 142
BauGB),

5. Maßnahmen zur Sanierung innerstädtischer Brachflächen
gemäß den Abschnitten B oder C mit Mitteln des Landes-
programms, wobei auf eine förmliche Festlegung des Ge-
biets verzichtet werden kann, wenn ein Gebiet zur Brach-
flächensanierung durch Gemeinderatsbeschluss definiert
wird,

6. Maßnahmen zur Aufwertung von Stadtteilen mit besonde-
rem Entwicklungsbedarf für ein durch Gemeinderatsbe-
schluss abgegrenztes Gebiet,

7. Maßnahmen zum Stadtumbau in Gebieten mit Sanie-
rungssatzung nach § 142 BauGB, in Gebieten mit Erhal-
tungssatzung nach § 172 BauGB oder in auf Grund des
Stadtentwicklungskonzeptes durch Gemeinderatsbe-
schluss abgegrenzten Gebieten.
Grundlage ist die Abgrenzung eines Gebiets unter Beach-
tung der dafür geltenden Grundsätze, für dessen Verbesse-
rung ein Bündel von Einzelmaßnahmen oder nur be-
stimmte vordringliche Einzelmaßnahmen notwendig sind
(Grundsatz der Förderung der Gesamtmaßnahme).
Veränderungen des Fördergebiets von Städtebaulichen
Gesamtmaßnahmen bedürfen der Zustimmung des Regie-
rungspräsidiums.
Das Regierungspräsidium zeigt dem Staatsministerium
des Innern Änderungen an.

III. Zuwendungsempfänger
1. Zuwendungsempfänger ist die Gemeinde (Verwaltungs-

gemeinschaften und –verbände sind gleichgestellt). Sie
kann die Zuwendungen zusammen mit ihrem Eigenanteil
auch für Ausgaben zuwendungsfähiger Einzelmaßnah-
men verwenden, die ein Dritter durchführt. Dabei ist si-
cherzustellen, dass die für den Zuwendungsempfänger

maßgebenden Bestimmungen, soweit zutreffend, auch
dem Dritten auferlegt werden und dass die Regelungen
über Rückführung und Verzinsung anwendbar sind.

2. Verwendet die Gemeinde Zuwendungen für Maßnahmen
an Objekten, für die zugunsten des Verfügungsberechtig-
ten ein Investitionsvorrangbescheid gemäß § 21a Investi-
tionsvorranggesetz bestandskräftig erteilt worden ist, gilt
folgende Regelung: Die Gemeinde hat im Rahmen der
vertraglichen Vereinbarung sicherzustellen, dass für den
Fall der Rückübertragung des Objekts auf den Anmelder
vermögensrechtlicher Ansprüche gemäß § 30 Vermö-
gensgesetz der Verfügungsberechtigte unverzüglich nach
erfolgter Bestandskraft der Rückübertragungsentschei-
dung zugunsten des Anmelders die erhaltenen Zuwendun-
gen an die Gemeinde zurückzuzahlen hat (Zuwendungen
für Sicherungsmaßnahmen sind davon ausgenommen).

IV. Zuwendungsvoraussetzungen
1. Grundsätzliche Voraussetzungen

Voraussetzung für die Zuwendung ist, dass
a) die städtebauliche Gesamtmaßnahme in ein Sanie-

rungsprogramm aufgenommen worden ist und
– ein Sanierungsgebiet (§ 142 BauGB) oder ein städ-

tebaulicher Entwicklungsbereich (§ 165 BauGB)
förmlich festgelegt wurden,

– ein Beschluss zur Aufstellung einer Erhaltungssat-
zung gefasst (§ 172 BauGB) wurde,

– die Gemeinde zum Zweck des Stadtumbaus auf der
Grundlage eines integrierten Stadtentwicklungskon-
zeptes ein Gebiet durch Gemeinderatsbeschluss ab-
gegrenzt hat oder

– durch Gemeinderatsbeschluss ein Gebiet zur Wei-
terentwicklung einer Großsiedlung oder zur
Sanierung innerstädtischer Brachflächen oder zur
Aufwertung von Stadtteilen mit besonderem Ent-
wicklungsbedarf festgelegt wurde,

b) die Gebietsabgrenzung so vorgenommen wird, dass
sich die städtebaulichen Maßnahmen zweckmäßig und
zügig durchführen lassen,

c) die Maßnahmen innerhalb der förmlich festgelegten
oder abgegrenzten Gebiete durchgeführt werden,

d) die Ausgaben weder von der Gemeinde allein getragen
werden noch anderweitig gedeckt werden können,

e) mit den Zuwendungen nur unrentierliche Ausgaben fi-
nanziert werden und ein angemessener Einsatz von ei-
genen und fremden Mitteln erfolgt,

f) der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
beachtet wird,

g) mit den Sanierungsmaßnahmen noch nicht begonnen
wurde (Refinanzierungsverbot), es sei denn, das Re-
gierungspräsidium hat dem vorzeitigen Beginn schrift-
lich zugestimmt (siehe A. IV. 3.),

h) eine Kosten- und Finanzierungsübersicht nach § 149
BauGB vorliegt,

i) die Gesamtfinanzierung gesichert ist,
j) die Maßnahmen erforderlich sind, um die Ziele der

städtebaulichen Maßnahmen zu bestimmen oder zu
verwirklichen,

k) bei Ordnungsmaßnahmen, soweit dies von der Art der
Maßnahme her möglich ist, sowie bei Gemeinbedarfs-
und Folgeeinrichtungen eine kinder- und jugend- so-
wie alten- und behindertengerechte Gestaltung erfolgt,

l) bei Maßnahmen an Objekten in Privatbesitz sich der
Eigentümer gegenüber der Gemeinde vor Baubeginn
vertraglich verpflichtet hat, bestimmte Ordnungs- oder
Baumaßnahmen durchzuführen, oder ein Modernisie-
rungs- oder Instandsetzungsgebot ergangen ist und
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m) bei der Modernisierung von Wohngebäuden der Quali-
tätsstandard den Wohnungsbauförderbestimmungen
entspricht.

2. Anforderungen an die Vorbereitung und Durchführung
der Gesamtmaßnahme
a) Die Maßnahmen sollen sich an ortstypischen Gestal-

tungsmerkmalen orientieren und sind an folgenden
stadtökologischen Gesichtspunkten auszurichten:
aa) schonender Umgang mit Grund und Boden,
bb) Reduzierung von Lärm und Abgasen,
cc) Verbesserung des Stadtklimas,
dd) Einsparung von Energie,
ee) Reduzierung des Wasserverbrauchs und des Ab-

wasseranfalls,
ff) Verminderung von Abfall,
gg) Verwendung umweltverträglicher und ressour-

censchonender Baumaterialien.
b) Bei Planung und Herstellung von Erschließungsmaß-

nahmen sollen insbesondere Berücksichtigung finden:
aa) Rückbau von Bodenversiegelung und Rekultivie-

rung,
bb) Einsatz umweltverträglicher Bodenbefestigung,
cc) Einsatz standortgerechter Begrünung.

c) Bei Planung und Durchführung von Baumaßnahmen
sollen vorrangig Berücksichtigung finden:
aa) Baumaterialien, die einen vergleichsweise gerin-

gen Energieverbrauch zu Herstellung, Transport
und Verwendung benötigen,

bb) nachwachsende und einheimische sowie recyc-
lingfähige Baustoffe,

cc) rationelle Energieverwendung und Energieversor-
gung,

dd) Abfallminderung, vor allem durch Wiederverwen-
dung von Baustoffen,

ee) standortgerechte Hof-, Dach-, Fassadenbegrü-
nung.

3. Beginn der Förderung
Die Förderung beginnt mit Erteilung des Zuwendungsbe-
scheides, der auch die Aufteilung der Fördermittel auf die
einzelnen Jahre des Zuwendungszeitraums enthält.
Zuwendungsfähig sind Lieferungen und Leistungen Drit-
ter, die vor Erteilung des Zuwendungsbescheides, jedoch
nach Programmaufnahme erbracht und von der Gemeinde
vorfinanziert werden. Es besteht jedoch kein Rechtsan-
spruch auf Refinanzierung.
Vor Programmaufnahme entstandene Ausgaben sind nur
zuwendungsfähig, wenn einzelne Ordnungs- und Bau-
maßnahmen keinen Aufschub dulden und die sonstigen
Fördervoraussetzungen erfüllt werdenund das Regie-
rungspräsidium zuvor einer Ausnahme nach Nr. 1.3 Satz 2
der VwV zu § 44 SäHO zugestimmt hat. Eine solche Aus-
nahme darf nur gemacht werden, wenn die Aufnahme in
ein Programm der Städtebaulichen Erneuerung innerhalb
eines Jahres in Aussicht genommen werden kann.
Ein Anspruch auf Aufnahme in ein Programm der Städte-
baulichen Erneuerung entsteht durch die Zulassung des
vorzeitigen Maßnahmebeginns nicht.

4. Nicht zuwendungsfähige Ausgaben
Nicht zuwendungsfähig sind:
a) Personal- und Sachausgaben der allgemeinen Gemein-

deverwaltung;
b) die bei der Kreditaufnahme zur Beschaffung des ge-

meindlichen Eigenanteils entstehenden Ausgaben der
Geldbeschaffung und Zinsen;

c) die bei einer Vor- oder Zwischenfinanzierung der Zu-
wendung entstehenden Ausgaben der Geldbeschaf-
fung und Zinsen, es sei denn, sie sind bei Durchfüh-

rung einer Entwicklungsmaßnahme nach § 165 ff.
BauGB für den Grunderwerb unvermeidbar notwen-
dig, das Regierungspräsidium hat zuvor schriftlich zu-
gestimmt und sie zeitlich und ausgabenmäßig be-
grenzt;

d) Ausgaben für Einzelmaßnahmen, die eine andere öf-
fentliche Stelle als die Gemeinde auf anderer rechtli-
cher Grundlage zu tragen verpflichtet ist oder ohne
rechtliche Verpflichtung tatsächlich oder üblicher-
weise trägt oder fördert (vergleiche aber für Sanie-
rungsmaßnahmen A. VI. 3. zur Vor- und Zwischenfi-
nanzierung solcher Ausgaben);

e) Ausgaben, die bereits aufgrund einer Vereinbarung der
Gemeinde mit einem Dritten finanziert sind, wonach
dieser eine gewährte Entschädigung vorrangig zur Fi-
nanzierung seiner Einzelmaßnahme einzusetzen hat;

f) Vorsteuerbeträge nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes,
soweit sie bei der Umsatzsteuer abgesetzt werden kön-
nen;

g) Steuerausfälle der Gemeinde;
h) Ausgaben, die aus der Nichtanwendung von Rechts-

vorschriften oder gesetzlichen Verpflichtungen entste-
hen;

i) Ausgaben für Rückbaumaßnahmen, die durch Eigen-
leistungen des privaten Eigentümers entstehen.

V. Art der Zuwendung
Die Zuwendung wird zur Durchführung der Städtebauli-
chen Erneuerungsmaßnahme als Einheit (Gesamtmaß-
nahme) im Wege der Anteilfinanzierung gewährt. Der
durch Eigenmittel zu finanzierende Anteil der Gemeinde
ist durch die Festlegungen der Bundes- und Landeshaus-
halte für die jeweiligen Programmjahre bestimmt.
Zuwendungen gemeinnütziger Vereine, von Anstalten,
Stiftungen oder Körperschaften des öffentlichen Rechts
sowie der Landeskirchen, die ausschließlich dem kommu-
nalen Haushalt zugeführt werden, um den Eigenanteil för-
derfähiger Maßnahmen im Sinne der Verwaltungsvor-
schrift zu sichern, sind zulässig.

VI. Umfang der Zuwendung
1. Der Förderrahmen oder Teilförderrahmen umfasst die

Ausgaben von solchen Einzelmaßnahmen, für die im
Laufe des mehrjährigen Erneuerungsvorgangs Zuwen-
dungen einschließlich des Eigenanteils der Gemeinde ein-
gesetzt werden sollen.

2. Die folgenden Einnahmen, Werte und Leistungen Dritter
sind dem Sanierungskonto zuzuführen und zur Finanzie-
rung zuwendungsfähiger Ausgaben wie folgt einzusetzen:
a) maßnahmebedingte Einnahmen: Hierbei handelt es

sich um Einnahmen, die sich aus geförderten Einzel-
maßnahmen ergeben (vergleiche I. VI. 2. und 5.).

b) anrechenbare Erlöse von Grundstücken, die von der
Gemeinde mit Zuwendungen aus dem Programm Städ-
tebauliche Erneuerung erworben und vor dem Zeit-
punkt wieder veräußert wurden, zu dem die Gesamt-
maßnahme zwischen Gemeinde und Land abgerechnet
wird (Abrechnungszeitpunkt).

c) sonstige Leistungen Dritter auf gesetzlicher oder ver-
traglicher Grundlage (zum Beispiel Darlehensrück-
flüsse, Rückflüsse aus Vorfinanzierungen).

3. Die endgültige Bestimmung der Form der Finanzhilfen
wird wie folgt vorgenommen:
a) In den Programmbereichen Städtebauliche Sanie-

rungsmaßnahmen und Städtebauliche Entwicklungs-
maßnahmen werden die Zuwendungen an die Ge-
meinde grundsätzlich als Vorauszahlung unter dem
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Vorbehalt späterer Bestimmungen bewilligt, ob sie als
Zuschuss oder für die Dauer der Gesamtmaßnahme als
Darlehen gewährt werden und nach Abschluss der Er-
neuerungsmaßnahme entweder sofort oder ratenweise
zurückzuzahlen sind. Die Vorauszahlungen sind in der
Vorauszahlungszeit zins- und tilgungsfrei. § 49a
Abs. 3 VwVfG bleibt unberührt. Über die endgültige
Form der Zuwendung wird in der Regel nach Ab-
schluss der Gesamtmaßnahme aufgrund einer Abrech-
nung entschieden. Für Maßnahmen, die keine sanie-
rungsbedingten Einnahmen oder Wertansätze zur
Folge haben und wenn die Sanierung im vereinfachten
Sanierungsverfahren gemäß § 142 Abs. 4 BauGB
durchgeführt wird, können die Finanzhilfen sofort zum
Zuschuss erklärt werden, außer wenn sie zur Deckung
folgender Ausgaben verwendet werden:
– Grunderwerb,
– Bodenordnung,
– Maßnahmen auf Grundstücken im Sanierungsver-

mögen.
b) In den Programmbereichen Städtebaulicher Denkmal-

schutz, Städtebauliche Weiterentwicklung großer
Neubaugebiete, Stadtteile mit besonderem Entwick-
lungsbedarf und Stadtumbau werden die Zuwendun-
gen als Zuschuss gewährt.

VII. Sonstige allgemeine Bedingungen
1. Ausgabenermittlung, Pauschalierung

Bei der Ausgabenermittlung im Zuge der Durchführung
der Erneuerungsmaßnahme sind die tatsächlich entstande-
nen Gesamtausgaben maßgebend. Ist die Ermittlung der
tatsächlich entstandenen Gesamtausgaben einer Einzel-
maßnahme mit einem unverhältnismäßig hohen Verwal-
tungsaufwand verbunden, sollen sachgerecht pauscha-
lierte Ausgaben zugrunde gelegt werden.
Die Pauschalen sind so zu kalkulieren, dass in jedem Fall
nur unrentierliche Kosten getragen werden.
Die Förderung von Kaufpreisen, Entschädigungen und so
weiter bemisst sich nach dem Verkehrswert. Maßgebend
ist der Verkehrswert im Zeitpunkt des Ereignisses, an das
die Zuwendung knüpft. Hiervon abweichend ist in förm-
lich festgelegten Sanierungs- und Entwicklungsgebieten
für Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte der Wert
nach § 153 Abs. 1 BauGB zugrunde zu legen.

2. Zusammentreffen mit anderen Fördermöglichkeiten
In begründeten Ausnahmefällen ist es mit Zustimmung
des Regierungspräsidiums möglich, die zuwendungsfähi-
gen Gesamtausgaben der Einzelmaßnahme, bei Anwen-
dung der Kostentrennung auf der Basis einer Abschnitts-
bildung, auf die zuwendungsfähigen Ausgaben der
jeweiligen Förderprogramme aufzuteilen. Eine Doppel-
förderung einzelner Bereiche oder Ausgaben ist in jedem
Fall auszuschließen.
Der Antragsteller ist verpflichtet, der Bewilligungsstelle
nachzuweisen, dass eine Förderung aus anderen Program-
men nicht möglich ist, denn eine gleichzeitige zusätzliche
oder ergänzende Zuwendung mit Finanzhilfen des Bundes
und/oder des Landes ist unzulässig. In diesen Fällen kann
die Einzelmaßnahme aus Mitteln der Stadtsanierung fi-
nanziert werden.

3. Maßnahmen anderer Finanzierungsträger
Vor- und Zwischenfinanzierung von Maßnahmen anderer
Finanzierungsträger
Zuwendungsfähig sind Maßnahmen, die eine andere öf-
fentliche Stelle als die Gemeinde auf anderer rechtlicher
Grundlage durchführt oder finanziert, und Maßnahmen
der Gemeinde oder eines Dritten, der für die Gemeinde

handelt, zu deren Finanzierung eine andere öffentliche
Stelle auf anderer rechtlicher Grundlage oder üblicher-
weise Zuwendungen gewährt, soweit die Gemeinde sie
befristet übernimmt.
Zusätzlich zu A. IV. 1. ist Voraussetzung für die Förde-
rung der Vor- oder Zwischenfinanzierung von Maßnah-
men anderer Maßnahmeträger, dass
a) die Durchführung der Maßnahme im Zusammenhang

mit der Sanierung vordringlich ist,
b) die andere Stelle schriftlich erklärt hat,

aa) dass die für die Bau- beziehungsweise Ordnungs-
maßnahme maßgebenden Finanzierungs- oder Zu-
wendungsvoraussetzungen erfüllt sind,

bb) dass die gegebenenfalls erforderliche Zustim-
mung zum vorzeitigen Baubeginn erteilt wurde
und

cc) wann voraussichtlich die endgültigen Finanzie-
rungsmittel oder Zuwendungen der Gemeinde zur
Verfügung gestellt werden sowie

c) das Regierungspräsidium der Vor- und Zwischenfi-
nanzierung aus Fördermitteln der Städtebaulichen Er-
neuerung zuvor zugestimmt hat.
Die anfallenden Ausgaben können für den Zwischenfi-
nanzierungszeitraum bis zu 100 vom Hundert über-
nommen werden.

4. Innenstadt- und stadtteilbedingter Mehraufwand
Fördermittel können auch eingesetzt werden für innen-
stadt- oder stadtteilbedingten Mehraufwand für den Bau
oder die Herrichtung von Gebäuden und ihres Umfeldes
für Handel, Dienstleistungen, innenstadt- oder stadtteil-
verträgliches Gewerbe.

5. Hinweispflicht
Bei mit Mitteln der Städtebaulichen Erneuerung geförder-
ten Maßnahmen ist auf der Baustelle durch geeignete
Maßnahmen auf die Bundes- und Landesförderung hinzu-
weisen.

6. Ausnahmen
Das Sächsische Staatsministerium des Innern kann für die
Abschnitte B bis G in begründeten Einzelfällen Ausnah-
men von dieser Verwaltungsvorschrift zulassen. Ausnah-
men für die Abschnitte A, I und J kann das Sächsische
Staatsministerium des Innern im Einvernehmen mit dem
Sächsischen Staatsministerium der Finanzen zulassen.

B. Sanierungsmaßnahmen nach Baugesetzbuch
I. Vorbereitung der Sanierung
1. Vorbereitende Untersuchungen (§§ 140, 141 BauGB)

Zuwendungsfähige Ausgaben für die vorbereitenden Un-
tersuchungen sind alle Leistungen, die auf die Gewinnung
von Beurteilungsunterlagen für die förmliche Festlegung
des Sanierungsgebietes abzielen.
In diesem Zusammenhang können unter anderem geför-
dert werden:
a) Darstellung der baulichen und funktionellen Miss-

stände und der Sanierungsbedürftigkeit (vergleiche
§ 136 Abs. 3 BauGB) auf Grund von Bestandsaufnah-
men und Strukturanalysen,

b) Ermittlung der Mitwirkungsbereitschaft und des Mit-
wirkungsvermögens der durch die Sanierung Betroffe-
nen (vergleiche § 137 BauGB),

c) Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 139
Abs. 2 BauGB) und Auswertung ihrer Stellungnah-
men,

d) Erarbeitung von Prognosen, soweit sie der Vorberei-
tung dienen,

e) Entwicklung der allgemeinen Sanierungsziele und Sa-
nierungskonzepte einschließlich von Alternativen und,
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soweit Zusammenhänge bestehen, deren Abstimmung
in sachlicher, zeitlicher und finanzieller Hinsicht mit
örtlichen und überörtlichen Struktur- und Entwick-
lungszielen, mit Fachplanungen und Maßnahmen der
Gemeinde und anderer Träger öffentlicher Aufgaben,

f) Erarbeitung eines überschlägigen Zeit- und Maßnah-
menplans mit Kosten- und Finanzierungsübersicht un-
ter Abschätzung realer Durchführungsmöglichkeiten
(§ 149 BauGB),

g) Sondergutachten (zum Beispiel über Probleme des
Verkehrs, der Grünordnung, der Stadtbildpflege, zu
Wertermittlungen, zur Erhaltungsfähigkeit von Ge-
bäuden), soweit sie als Beurteilungsunterlagen erfor-
derlich sind.

2. Weitere Vorbereitung (§ 140 Nr. 2 bis 7 BauGB)
Die weitere Vorbereitung der Sanierung umfasst alle sa-
nierungsbedingten zuwendungsfähigen Ausgaben, die be-
gleitend bis zum Abschluss der Sanierung notwendig sind.
Dazu gehören unter anderem:
a) die Erörterung der beabsichtigten Sanierung; dazu ge-

hören auch Öffentlichkeitsarbeit und Bürgerbeteili-
gung,

b) die Bestimmung der Ziele und Zwecke der Sanierung
und die Erarbeitung des endgültigen Sanierungskon-
zeptes,

c) die städtebauliche Planung (zum Beispiel für die Sa-
nierung erforderliche Wettbewerbe, Bauleitplanung),

d) Fortschreibung des Zeit- und Maßnahmeplans mit
Kosten- und Finanzierungsübersicht (§ 149 BauGB),

e) Fortschreibung des Sozialplans,
f) einzelne Ordnungs- und Baumaßnahmen, die vor einer

förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets durch-
geführt werden,

g) die Erstellung eines Modernisierungsgutachtens, so-
weit es beziehungsweise dessen Kosten den Nebenkos-
ten einer Modernisierung nicht zugerechnet werden
kann (vergleiche B. IV. 5. b aa),

h) Integrierte Stadtentwicklungskonzepte, soweit diese
zur Vorbereitung des notwendigen Stadtumbaues ge-
mäß § 140 Nr. 4 BauGB im geförderten Gebiet aufge-
stellt werden. Das Konzept hat sich nicht nur auf das
geförderte Gebiet zu beschränken, sondern muss sich
aus Untersuchungen ableiten, die die gesamte Stadt
und gegebenenfalls das Umland betreffen.

Die Bewilligungsbehörde hat sicherzustellen, dass es in
diesem Bereich zu keiner Doppelförderung kommt.

3. Besondere Zuwendungsvoraussetzungen
Abweichend von A. IV. 1. a ist für die Förderung der Vor-
bereitung der Sanierung Voraussetzung, dass die Ge-
meinde den Beginn vorbereitender Untersuchungen be-
schlossen und ortsüblich bekannt gemacht hat (§ 141
Abs. 3 BauGB).
Bei einzelnen Ordnungs- und Baumaßnahmen, die im
Rahmen der Vorbereitung der Sanierung vor förmlicher
Festlegung des Sanierungsgebietes gefördert werden sol-
len, ist einem förderunschädlichen Baubeginn durch das
Regierungspräsidium zuzustimmen.

4. Umfang der Zuwendung
a) Die Ausgaben der Vorbereitung sind bis zu

100 vom Hundert zuwendungsfähig. Der Umfang der
Ausgaben für die Vorbereitung der Sanierung darf bis
7 vom Hundert der vom Regierungspräsidium endgül-
tig bestätigten Gesamtausgaben nicht überschreiten.

b) Als Obergrenze für die Förderung von integrierten
Stadtentwicklungskonzepten gilt:
– Gemeinden bis

10 000 Einwohner bis 25 000 Euro

– Gemeinden bis
30 000 Einwohner bis 50 000 Euro

– Gemeinden bis
100 000 Einwohner bis 75 000 Euro

– Gemeinden bis
300 000 Einwohner bis 125 000 Euro

– Gemeinden über
300 000 Einwohner bis 200 000 Euro.

c) Bei einzelnen Ordnungs- und Baumaßnahmen, die im
Rahmen der Vorbereitung der Sanierung vor förmli-
cher Festlegung des Sanierungsgebietes aber nach Pro-
grammaufnahme gefördert werden sollen, ergibt sich
der Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben aus den
für die Einzelmaßnahmen geltenden Regelungen
(B. III. bis V.).

II. Erwerb von Grundstücken
1. Zuwendungsfähige Ausgaben für den Grunderwerb

a) Zuwendungsfähig ist der Erwerb von Grundstücken
zum Zweck der Sanierung. Nicht zuwendungsfähig ist
die Verwendung von Grundstücken aus dem Vermö-
gen der Gemeinde für die Sanierung (vergleiche je-
doch B. III. 1. a). Der Tausch eines gemeindeeigenen
Grundstücks gilt nicht als Verwendung in diesem Sinn.

b) Die zuwendungsfähigen Ausgaben beim Erwerb von
Grundstücken umfassen auch die Ausgaben der Ge-
bäude und sonstigen baulichen Anlagen sowie die er-
forderlichen Nebenausgaben.
Zu den Nebenausgaben gehören unter anderem:
– Grundbuch- und Notarkosten,
– Maklerprovision,
– Vermessungskosten,
– Honorare für Wertermittlung,
– Gebühren sowie Auslagen unter Beachtung § 151

BauGB,
– Kosten der Bodenuntersuchung zur Beurteilung des

Grundstückswertes.
c) Auch beim Grunderwerb vor förmlicher Festlegung

des Sanierungsgebiets sind die zuwendungsfähigen
Ausgaben auf den Wert beschränkt, der sich aus der
entsprechenden Anwendung von § 153 Abs. 1 BauGB
ergibt.

2. Besondere Zuwendungsvoraussetzungen
Voraussetzung für die Zuwendung für Grunderwerb ist
abweichend von A. IV. 1. a und c, dass
a) der Grunderwerb nach Bekanntgabe des Beschlusses

über den Beginn der vorbereitenden Untersuchungen
(§ 141 Abs. 3 BauGB) getätigt worden ist und

b) das zu erwerbende Grundstück außerhalb des förmlich
festgelegten oder künftigen Sanierungsgebiets liegen
darf, soweit es
aa) als Austausch- oder Ersatzland für Sanierungsbe-

troffene benötigt wird,
bb) für den Bau von Erschließungsanlagen, Gemein-

bedarfs- und Folgeeinrichtungen oder Ersatzbau-
ten und Ersatzanlagen verwendet werden soll und
die übrigen Voraussetzungen für den Einsatz von
Finanzhilfen des Bundes und/oder des Landes zu-
gunsten dieser Einzelmaßnahmen vorliegen oder

cc) von der Gemeinde auf Verlangen des Eigentümers
übernommen werden muss.

3. Umfang der Zuwendung
Der Grunderwerb ist in den vorgenannten Fällen bis zu
100 vom Hundert zuwendungsfähig (vergleiche jedoch
A. VI. 2. b zur Behandlung späterer Verkaufserlöse und
I. VII. zum Wertansatz bei der Abrechnung).
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III. Ordnungsmaßnahmen
1. Zuwendungsfähige Ausgaben für Ordnungsmaßnahmen

(§ 147 BauGB)
Zuwendungsfähig sind folgende Ordnungsmaßnahmen
gemäß § 147 BauGB:
a) Bodenordnung (einschließlich der Verwendung ge-

meindeeigener Grundstücke)
Dazu gehören Ausgaben der Maßnahmen, die nach den
Bestimmungen des Städtebaurechts zur rechtlichen
oder tatsächlichen Neuordnung der Grundstücke ent-
sprechend den Sanierungszielen durchgeführt werden.
Den Ausgaben der gesetzlichen Maßnahmen stehen
die Ausgaben derjenigen Maßnahmen gleich, die von
der Gemeinde mit gleichartiger Zielstellung anstelle
gesetzlicher Maßnahmen aufgrund vertraglicher Rege-
lungen ergriffen werden. Danach förderfähig sind Aus-
gaben, die einer Gemeinde dadurch entstehen, dass sie
infolge der Verwendung eigener Grundstücke oder der
Inanspruchnahme ihr zustehender sonstiger Vermö-
gensrechte einer nicht rechtsfähigen Stiftung oder
eines rechtlich unselbständigen wirtschaftlichen Un-
ternehmens der Gemeinde Ersatz zu leisten hat.

b) Umzug von Bewohnern und Betrieben
Beinhaltet darin sind die umzugsbedingten Ausgaben,
die der Gemeinde durch eine vertragliche oder gesetz-
liche Verpflichtung zur Entschädigung, insbesondere
bei der Verwirklichung des Sozialplans (§ 180
BauGB) oder im Rahmen des Härteausgleichs (§ 181
BauGB), entstehen. Hierzu zählen neben den notwen-
digen Ausgaben des Umzugs von Bewohnern und der
Verlagerung von Betrieben auch die von der Gemeinde
übernommenen Ausgaben der Unterbringung in Zwi-
schenunterkünften sowie Entschädigungen für andere
umzugsbedingte Vermögensnachteile, wenn und so-
weit diese Vermögensnachteile nicht bei der Bemes-
sung der Entschädigung für einen Rechtsverlust be-
rücksichtigt worden sind.

c) Freilegung von Grundstücken
Das sind Ausgaben für Rückbau, Teilrückbau und Ab-
räumarbeiten, auch zur Beseitigung von unterirdischen
baulichen Anlagen, einschließlich Nebenausgaben so-
wie die Ausgaben für Maßnahmen, die für Verkehrssi-
cherung und Zwischennutzung des Grundstücks erfor-
derlich sind. Weiterhin zuwendungsfähig sind
Rückbaufolgeausgaben an benachbarten Gebäuden,
Entschädigungen oder Wertverluste auf vor der Sanie-
rung erworbenen gemeindeeigenen und privaten
Grundstücken, die durch die Beseitigung baulicher
Anlagen zur Verwirklichung von Erschließungsanla-
gen entstanden sind, die aufgrund des von der Ge-
meinde beschlossenen Neuordnungskonzepts notwen-
dig wurden. Sollen Entschädigungen für Wertverluste
für Anlagen auf Grundstücken gewährt werden, muss
das Regierungspräsidium vor Beginn der Maßnahmen
zugestimmt haben.

d) Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen
gemäß § 127 Abs. 2 BauGB (einschließlich der stra-
ßenbegleitenden Parkierungsflächen) zuzüglich der in
§ 127 Abs. 2 Nr. 4 ausgenommenen Kinderspielplätze.
aa) Zuwendungsfähig sind die Herstellung neuer und

die Änderung vorhandener Erschließungsanlagen,
die die Gemeinde in Verwirklichung ihrer Erneue-
rungsziele schafft und deren Ausgaben sie nach
den gesetzlichen Bestimmungen (vergleiche § 129
Abs. 1 Satz 3 BauGB; § 28 Abs. 2 SächsKAG) zu
tragen hat (auf die Sonderregelung für Sanierungs-
gebiete im umfassenden Verfahren entsprechend

§154 Abs. 1 Satz 2 BauGB wird hingewiesen). Die
Zuwendungsfähigkeit wird, unabhängig davon, ob
die Gemeinde eine Satzung beschlossen hat, auf
die nach § 28 Abs. 2 SächsKAG genannten Min-
destanteile öffentlichen Interesses beschränkt.
Den Gemeinden wird für die Anlagen nach § 127
Abs. 2 BauGB, für die Beiträge nach dem Säch-
sischen Kommunalabgabengesetz (SächsKAG)
erhoben werden können, zusätzlich eine hundert-
prozentige Vorfinanzierung aus Städtebauförder-
mitteln in Anlehnung an A. VI. 3. ermöglicht. Sie
muss vor Maßnahmebeginn gegenüber dem Re-
gierungspräsidium schriftlich erklären, wann sie
die Mittel dem Sanierungsvermögen wieder zu-
führt.
Zu den zuwendungsfähigen Ausgaben von Er-
schließungsanlagen im Sinne von § 127 Abs. 2
BauGB gehören auch die Einrichtungen zur Ent-
wässerung dieser Anlagen. Dabei ist der Anteil,
der auf die öffentliche Straßenentwässerung ent-
fällt, zuwendungsfähig. Dieser Anteil kann pau-
schaliert werden und ist bei einem Mischsystem
mit 25 Prozent der Gesamtkosten und bei einem
Trennsystem mit 50 Prozent der Kosten des Re-
genwasserkanals anzunehmen.

bb) Müssen bestehende Ver- und Entsorgungsanlagen
sanierungsbedingt verlegt oder geändert werden,
ist der Mehraufwand unter Berücksichtigung eines
eventuellen Vorteilsausgleichs zuwendungsfähig.

cc) Die Ausgaben für grundstücksbezogene Ver- und
Entsorgungsanlagen sind den Baumaßnahmen zu-
zuordnen und nicht als Ordnungsmaßnahme zu-
wendungsfähig.

dd) Um eine bewohner- und stadtverträgliche Ausfüh-
rung der Erschließungsanlagen zu erreichen, ist
den Erfordernissen der Verkehrsvermeidung, Ver-
kehrsberuhigung, des Fußgänger- und Fahrradver-
kehrs sowie des öffentlichen Personennahver-
kehrs Rechnung zu tragen.

ee) Bei Anwendung des vereinfachten Verfahrens
(§ 142 Abs. 4 BauGB) sind die Ausgaben für die
erstmalige Herstellung sowie für Erweiterung und
Verbesserung von Erschließungsanlagen nach den
geltenden Bundes- und Landesgesetzen umzule-
gen.

e) Öffentliche Parkierungsanlagen:
Öffentliche Verkehrsflächen, die ausschließlich dem
ruhenden Verkehr gewidmet sind.

f) Schaffung von Grünbereichen:
Dazu zählen die Verbesserung bestehender sowie die
Schaffung und Vernetzung öffentlicher und öffentlich
zugänglicher Grünbereiche. Stehen die Grundstücke
nicht im Eigentum der Gemeinde, ist die öffentliche
Nutzung dinglich zu sichern. Die Dauer der dinglichen
Sicherung ist abhängig von der Nutzungsdauer und
dem Mitteleinsatz für diese Anlagen. Das zuständige
Regierungspräsidium kann eigenständige Regelungen
mit den betroffenen Gemeinden treffen.

g) Ausgleich von zu erwartenden Eingriffen in Natur und
Landschaft:
Darunter werden die Bereitstellung von Flächen und
die Durchführung von Maßnahmen im Sinne des § 1a
Abs. 3 BauGB gefasst, soweit sie gemäß § 9 Abs. 1
BauGB an anderer Stelle den Grundstücken, auf denen
Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind,
ganz oder teilweise zugeordnet sind.
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2. Sonstige Ordnungsmaßnahmen
Zuwendungsfähig sind, soweit die Ausgaben nicht bereits
anderweitig berücksichtigt worden sind,
a) Aufwendungen, die von der Gemeinde nach § 150

BauGB zu erstatten sind,
b) Entschädigungen, soweit durch sie kein bleibender Ge-

genwert erlangt wird,
c) Ausgaben für den Härteausgleich (§ 181 BauGB),
d) sonstige von der Gemeinde im Rahmen der Durchfüh-

rung von Ordnungsmaßnahmen zu tragende Ausgaben
zur Verwirklichung des Sozialplans (zum Beispiel
Entschädigung nach § 185 BauGB),

e) Ausgaben, die von der Gemeinde einem Eigentümer
aufgrund eines Vertrages nach § 146 Abs. 3 BauGB zu
erstatten sind,

f) Bewirtschaftungsverluste, sofern sie in unmittelbarem
Zusammenhang mit der Sanierungsmaßnahme stehen,
für Grundstücke im Sanierungstreuhandvermögen, die
nachweislich zur Durchführung der Sanierungsmaß-
nahme im Sanierungsvermögen verbleiben müssen,
soweit diese ohne Einrechnung kalkulatorischer Aus-
gaben entstehen (durch Sanierungsfördermittel erwor-
bene Grundstücke sind analog zu behandeln),

g) Ausgaben für weitere Maßnahmen, die erforderlich
sind, damit die Baumaßnahmen durchgeführt werden
können (zum Beispiel Stützmauern zur Wahrung der
Standsicherheit von Gebäuden, die Herstellung und
Änderung von Tunnels, Brücken und Unterführun-
gen),

h) Ausgaben zur Herstellung und Änderung von Fußweg-
und Radfahrbrücken und Fußweg- beziehungsweise
Radfahrunterführungen sowie

i) Ausgaben zur Instandsetzung von Ufermauern für Ge-
wässer in Rechtsträgerschaft der Gemeinde.

3. Besondere Zuwendungsvoraussetzungen
a) Abweichend von A. IV. 1. c sind bei Ordnungsmaß-

nahmen ausnahmsweise Ausgaben
– der Herstellung und Änderung von Erschließungs-

anlagen außerhalb des Sanierungsgebiets zuwen-
dungsfähig, wenn sie zur Erschließung dieses Ge-
biets unverzichtbar sind sowie

– für Maßnahmen zum Ausgleich von zu erwartenden
Eingriffen in Natur und Landschaft, die bei der Auf-
stellung von Bebauungsplänen erforderlich sind,
auch außerhalb des Sanierungsgebiets

zuwendungsfähig.
b) Für größere öffentliche Parkierungsanlagen sind zu-

sätzlich eine abgeschlossene und von der Gemeinde
mit Selbstbindungswirkung beschlossene städtebauli-
che Rahmenplanung und Teilrahmenpläne zu den The-
men Nutzung, Verkehr und Stadtgestalt vorzulegen.
Dabei sind vor allem die verkehrliche Einbindung des
Sanierungsgebiets in die Gesamtstadt und eine Koordi-
nierung zwischen Fußgängerwegenetz, Fahrradwege-
netz, öffentlichem Personennahverkehr und motori-
siertem Individualverkehr zu berücksichtigen.
Zuwendungsfähig sind grundsätzlich nur die Ausga-
ben für Anlagen, die mit einer angemessenen Gebühr
bewirtschaftet werden (die Regierungspräsidien kön-
nen in begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen).

4. Umfang der Zuwendung
a) Die Ausgaben für Bodenordnung, Umzug von Bewoh-

nern und Betrieben, Freilegung von Grundstücken,
Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen,
Schaffung und Verbesserung von öffentlichen und öf-
fentlich zugänglichen Grünbereichen, Maßnahmen

zum Ausgleich von zu erwartenden Eingriffen in Natur
und Landschaft und sonstige Ordnungsmaßnahmen
sind bis zu 100 vom Hundert zuwendungsfähig, soweit
sie nicht von anderer Seite getragen werden.

b) Soweit Herstellung und Änderung von Erschließungs-
anlagen nach B. III. 1. d beziehungsweise 2. h dieses
Abschnittes nicht nur der Sanierung dienen, sind sie
bis zu 50 vom Hundert zuwendungsfähig.

c) Öffentliche Parkierungsanlagen (B. III. 1. e)
Die Ausgaben für Stellplätze umfassen Kosten der Er-
richtung, Zuwegung sowie Begrünung und sind bis zu
folgender Höhe pauschal zuwendungsfähig:
– ebenerdige Stellplätze 750 Euro pro Stellplatz;
– Stellplätze in Park-

paletten 2 250 Euro pro Stellplatz;
– Stellplätze in Parkhäu-

sern und Tiefgaragen 4 000 Euro pro Stellplatz;
– Fahrradgaragen 500 Euro pro Stellplatz.
Die genannten Obergrenzen gelten nicht für straßenbe-
gleitende Parkierungen, da sie Bestandteil der Straße
sind.

d) Bei Erschließungsanlagen und Ausgleichsmaßnahmen
für Eingriffe in Natur und Landschaft, für die aufgrund
rechtlicher Bestimmungen oder üblicherweise Bei-
träge, Gebühren oder sonstige Entgelte erhoben wer-
den können, ist die Zuwendung auf den Teil der Ausga-
ben beschränkt, der nicht durch diese Einnahmen
gedeckt werden kann. Dies gilt nicht für Erschlie-
ßungsbeiträge und Kostenerstattungsbeträge, deren
Erhebung nach § 154 Abs. 1 Satz 2 und 3 BauGB aus-
geschlossen ist.

IV. Baumaßnahmen
1. Begriffsbestimmung

a) Modernisierung ist die Beseitigung von Missständen
durch bauliche Maßnahmen, die unter Fortbestand der
bisherigen Nutzung entsprechend den Sanierungszie-
len den Gebrauchswert von Gebäuden nachhaltig erhö-
hen. Im Rahmen der Modernisierung (B. IV. 5.) kann
auch die Herstellung privater Stellplätze für Gebäude
zuwendungsfähig sein.
Werden eigenständige Nutzungseinheiten, zum Bei-
spiel abgeschlossene Wohnungen oder Geschäfte, zur
Verbesserung der Funktionsfähigkeit um bisher nicht
oder anderweitig genutzte Räume oder um untergeord-
nete Anbauten erweitert (maximal 50 vom Hundert der
bisherigen Fläche), so gelten die damit zusammenhän-
genden baulichen Maßnahmen als Modernisierung.

b) Instandsetzung ist die Behebung von baulichen Män-
geln durch Maßnahmen, die entsprechend den Sanie-
rungszielen die bestimmungsgemäße Nutzung oder
den städtebaulich gebotenen Zustand von Gebäuden
und/oder deren Außenanlagen beziehungsweise bauli-
chen Anlagen wiederherstellen.

c) Sicherungsmaßnahmen sind dringende und unerlässli-
che Maßnahmen an erhaltungswürdigen Gebäuden zur
Abwendung von Witterungsschäden und/oder die Be-
seitigung von Schäden, die den Bestand der Gebäude
akut gefährden und damit eine künftige Instandsetzung
und/oder Modernisierung der Gebäude erschweren
oder unmöglich machen würden.

2. Nicht zuwendungsfähige Baumaßnahmen
Nicht zuwendungsfähig ist die Instandhaltung (Unterhal-
tung eines Gebäudes), es sei denn, sie ist Teil einer In-
standsetzung oder Modernisierung.
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3. Zuwendungsfähige Baumaßnahmen
Zuwendungsfähig sind
a) die Modernisierung und Instandsetzung von Einrich-

tungen im Sinne des § 5 Abs. 2 Nr. 2 BauGB, privater
und gemeindeeigener baulicher Anlagen oder Gebäude
und bei Zustimmung durch das Regierungspräsidium
Wohngebäude, die im Eigentum einer Kirchgemeinde
stehen und nach § 535 ff. des BGB durch einen Miet-
vertrag gebunden sind oder vom Personal der Kirche
genutzt werden (B. IV. 5.),

b) Um- und Ausbau bestehender Gemeinbedarfs- und
Folgeeinrichtungen sowie die Schaffung von Gemein-
bedarfs- und Folgeeinrichtungen durch Umnutzung
von Altbauten und durch Neubau (B. IV. 6.). Gemein-
bedarfs- und Folgeeinrichtungen im Sinne der §§ 146,
148 BauGB sind öffentlichen Zwecken dienende bauli-
che Anlagen und Einrichtungen, die eine Gemeinde
oder an deren Stelle ein anderer Träger (dieser kann
auch eine Kirche sein) schafft, um die soziale, kultu-
relle oder verwaltungsmäßige Betreuung der Bewoh-
ner zu gewährleisten. Dazu gehören zum Beispiel
kommunale Verwaltungsgebäude und andere Gebäude
mit Publikumsverkehr wie zum Beispiel Stadtbüche-
rei, Versammlungsräume, Begegnungsstätten, Bürger-
häuser, Museen, Kindergärten, Altenbegegnungsstät-
ten und Ähnliches,

c) Modernisierung und Instandsetzung von Kirchen,
wenn diese Baudenkmale sind und nicht nur eine reli-
giöse, sondern auch eine kulturelle und soziale Betreu-
ung der Bewohner absichern sowie das Regierungsprä-
sidium zugestimmt hat; die Ausstattung der Kirche ist
nicht zuwendungsfähig,

d) Sicherungsmaßnahmen an Gebäuden (auch an Kir-
chen, die die Voraussetzungen nach c dieses Abschnit-
tes erfüllen),

e) Private Parkierungsanlagen, wenn das Regierungsprä-
sidium zugestimmt hat,

f) Erneuerung/Instandsetzung von Stadtmauern.
4. Besondere Zuwendungsvoraussetzungen

a) Abweichend von A. IV. 1. c können sanierungsbe-
dingte, zuwendungsfähige Gemeinbedarfs- und Folge-
einrichtungen auch außerhalb des Sanierungsgebiets
liegen.

b) Abweichend von A. IV. 1. l kann die Gemeinde an Ge-
bäuden, deren Eigentümer nicht für eine vertragliche
Vereinbarung zur Verfügung stehen, Notsicherungs-
maßnahmen auch ohne vertragliche Regelung durch-
führen.

c) Zusätzlich zu den in A. IV. 1. festgelegten Zuwen-
dungsvoraussetzungen müssen bei Instandsetzung
oder Modernisierung von Gebäuden die Ausgaben im
Hinblick auf die Erhöhung des Gebrauchswerts und
die Nutzungsdauer des Gebäudes, die nach dessen Er-
neuerung in der Regel noch 30 Jahre fortbestehen soll,
wirtschaftlich vertretbar sein und voraussichtlich nicht
mehr als 75 vom Hundert der Ausgaben eines ver-
gleichbaren, am gleichen Standort erstellten Neubaus
betragen; stehen die Baumaßnahmen in Verbindung
mit Maßnahmen nach B. IV. 5. b bb, können die Ge-
samtausgaben die Ausgaben für einen vergleichbaren
Neubau überschreiten.

d) Bei Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen müssen
die Folgekosten und die Nutzungsdauer bestimmt und
vor Baubeginn die Zustimmung des Regierungspräsi-
diums eingeholt werden.

e) Bei Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen dürfen
die Gesamtausgaben auch bei angemessenem Einsatz

von Fremdmitteln sowie sonstigen Finanzierungsmit-
teln unter Berücksichtigung nachhaltig erzielbarer
Erträge nicht gedeckt werden.

f) Die Materialausgaben zur Herstellung von sozialen
und kulturellen Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtun-
gen durch Initiativgruppen (Selbsthilfegruppen) und
deren fachliche Begleitung sind zuwendungsfähig.

5. Umfang der Zuwendung bei privatwirtschaftlich nutzba-
ren Gebäuden und baulichen Anlagen
Es steht im Ermessen der Gemeinde, ob sie Gebäude und
Anlagen nach a oder b dieses Abschnittes fördert.
a) Zuwendungsfähige Ausgaben bei Instandsetzung und

teilweiser Modernisierung von Dach und Fassade so-
wie Außenanlagen und privaten Parkierungsanlagen
sind:
aa) Instandsetzung von Dach und Fassade,
bb) Trockenlegung des Mauerwerks,
cc) Schwammsanierung,
dd) Reparatur von Fenstern und Türen,
ee) Wärmedämmung der Fassade,
ff) ausnahmsweise die Erneuerung von Fenstern und

Türen, soweit die Fenster nur über Einfachvergla-
sung verfügen oder Fenster und Türen irreparable
Schäden aufweisen,

gg) notwendige Objektplanung,
hh) eigenständige, kleinteilige, gebäudeprägende

Maßnahmen,
ii) Maßnahmen zur Gewährleistung der Standsicher-

heit von Gebäuden,
jj) Maßnahmen zur Instandsetzung von Außenanla-

gen,
kk) Private Parkierungsanlagen.
Die Höhe der Zuwendung wird auf pauschal bis zu
30 vom Hundert der entstandenen zuwendungsfähigen
Gesamtausgaben festgelegt. Wird das Gebäude zu über
50 vom Hundert gewerblich genutzt, ist sicherzustel-
len (Kontrollrechnung nach Formular), dass nur unren-
tierliche Ausgaben mit Städtebauförderungsmitteln fi-
nanziert werden. Die Maßnahmen an Dach und
Fassade sollen, soweit dies möglich ist, durch Maßnah-
men im Gebäudeinneren ergänzt werden. Dazu können
zinsvergünstigte Darlehen in Anspruch genommen
werden.

b) Zuwendungsfähige Ausgaben bei umfassender Moder-
nisierung und Instandsetzung von Gebäuden bei Er-
mittlung des Kostenerstattungsbetrags (§ 177 BauGB).
aa) Die Gemeinde kann im Einvernehmen mit dem Ei-

gentümer ein Gutachten über den Bauzustand und
überschlägigen Kostenaufwand in Auftrag geben.
Die damit verbundenen Ausgaben werden den Ne-
benausgaben der Gesamtausgaben für die Bau-
maßnahme hinzugerechnet, wenn es zum Ab-
schluss einer Vereinbarung kommt. Anderenfalls
sind die Ausgaben der Gutachten in der Regel bis
maximal 2 500 Euro als Ausgaben der Vorberei-
tung zuwendungsfähig. Die Gutachten sollen
nicht durch den Sanierungsträger oder -beauftrag-
ten der Gemeinde erstellt werden.

bb) Bei Gebäuden, die wegen ihrer geschichtlichen,
künstlerischen oder städtebaulichen Bedeutung
erhalten bleiben sollen, kann die Gemeinde neben
allgemeinen Ausgaben für Instandsetzung und
Modernisierung auch solche zusätzlichen Ausga-
ben (denkmalbedingter Mehraufwand) für In-
standsetzung mit Städtebauförderungsmitteln fi-
nanzieren, die gerade durch den besonderen

S 450

Sächsisches Amtsblatt Sonderdruck Nr. 9/2002 vom 8. Mai 2002



historischen Wert des Gebäudes entstehen (§ 164a
Abs. 3 BauGB).

c) Die Förderung von privaten Parkierungsanlagen
(Garagen und Stellplätze) ist im Rahmen der Kostener-
tragsberechnung möglich und kann bis zu den unter
B. III. 4. c genannten Ausgabenobergrenzen erfolgen.
Beträge zur Ablösung einer Stellplatzverpflichtung
sind bis zu 1 500 Euro pro Stellplatz zuwendungsfähig.

d) Die Modernisierung und Instandsetzung von Gebäu-
den kann pauschal bis zu 40 vom Hundert der entstan-
denen Gesamtausgaben für zuwendungsfähig erklärt
werden.

e) Die Gemeinde kann bei Anwendung einer Gesamter-
tragsberechnung über den so ermittelten Kostenerstat-
tungsbetrag hinausgehen, wenn sie dies mit Rücksicht
auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Gebäudeei-
gentümers und die Entwicklung der Innenstadt für ge-
boten hält.

f) Zuwendungsfähig sind auch bis zu 70 vom Hundert die
unrentierlichen Ausgaben zur Wiederherstellung der
bestimmungsgemäßen Nutzung oder des städtebaulich
gebotenen Zustandes der Außenanlagen.

g) Nicht berücksichtigungsfähige Ausgaben
Bei der Ermittlung der Ausgaben sind nicht zu berück-
sichtigen:
aa) Ausgaben, die von einer anderen Stelle über einen

Zuschuss oder ein Darlehen getragen werden (zum
Beispiel Investitionszulage);

bb) Ausgaben, die der Eigentümer aufgrund anderer
Rechtsvorschriften selbst tragen muss oder die
entstehen, weil er nach den Feststellungen der Ge-
meinde Instandsetzungen unterlassen hat und
nicht nachweisen kann, dass ihre Vornahme wirt-
schaftlich unvertretbar oder ihm nicht zuzumuten
war;

cc) Ausgaben, die ausschließlich für Aufgaben der
Denkmalpflege anfallen (zum Beispiel Wandge-
mälde und nicht fest mit dem Gebäude verbundene
Kunstgegenstände, Inventar und Ähnliches).

6. Umfang der Zuwendung bei Gemeinbedarfs- und Folge-
einrichtungen
(Modernisierung und Instandsetzung, Um- und Ausbau
sowie Umnutzung von Altbauten, Neubauten)
a) Die Ausgaben der Instandsetzung, Modernisierung

und Umnutzung von Gebäuden, die Zwecken des Ge-
meinbedarfs dienen, sind bis zu 100 vom Hundert, die
des Neubaus bis zu 60 vom Hundert zuwendungsfähig.
Soweit kostendeckende Einnahmen zu erwarten sind,
ist eine Gesamtertragsberechnung (ohne 15 vom Hun-
dert des zuwendungsfähigen Aufwandes als Eigenlei-
stung) durchzuführen. Die getroffenen Regelungen
gelten auch für die Instandsetzung, Modernisierung
und Umnutzung von Kirchen, die die Voraussetzungen
nach B. IV. 3. c dieses Abschnittes erfüllen.
Die öffentliche Nutzung der Gemeinbedarfs- und Fol-
geeinrichtungen ist zu sichern. Steht die Gemeinbe-
darfs- und Folgeeinrichtung nicht im Eigentum der Ge-
meinde, so ist die langfristige öffentliche Nutzung
(mindestens 25 Jahre) dinglich im Grundbuch zu si-
chern.

b) Bei Gemeinbedarfseinrichtungen, die außerhalb des
Sanierungsgebiets liegen, sind die Ausgaben der In-
standsetzung, Modernisierung und Umnutzung bis zu
50 vom Hundert, der Neubau bis zu 30 vom Hundert
zuwendungsfähig.

7. Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben bei Siche-
rungsmaßnahmen
Zuwendungsfähig bis zu 100 vom Hundert sind insbeson-
dere
a) Vorbereitung der Sicherungsmaßnahmen,
b) Sicherung von Dächern (keine Neudeckung; die Um-

deckung ohne Instandsetzungsarbeiten als Ausnahme
mit Zustimmung des Regierungspräsidiums),

c) Arbeiten an der Dachentwässerung,
d) Sicherung absturzgefährdeter Bauteile,
e) Maßnahmen zur Gewährleistung der weiteren Standsi-

cherheit und
f) die Bekämpfung von Hausschwamm und die Trocken-

legung.
Sicherungsmaßnahmen sind dann nicht zuwendungsfähig,
wenn sie in zeitlichem oder sachlichem Zusammenhang
mit der Modernisierung oder Instandsetzung eines Gebäu-
des stehen.

V. Sonstige Maßnahmen
1. Verlagerung und Änderung von Betrieben

a) Zuwendungsfähige Ausgaben:
Zuwendungsfähig sind die Ausgaben zur Verlagerung
von Betrieben oder zur Änderung baulicher Anlagen,
wenn ein erhebliches städtebauliches Interesse die an-
derweitige Unterbringung oder eine wesentliche bauli-
che Änderung erforderlich macht. Die Notwendigkeit
einer Finanzierung bei Betrieben mit Zuwendungen
der Städtebaulichen Erneuerung ist in der Regel durch
Wertgutachten nachzuweisen.

b) Besondere Zuwendungsvoraussetzungen:
Voraussetzung für eine Zuwendung zur anderweitigen
Unterbringung oder Änderung baulicher Anlagen von
Betrieben ist, dass
aa) im Falle der Betriebsverlagerung der Betrieb er-

haltenswürdig und verlagerungsfähig ist,
bb) Entschädigungen und/oder Förderungen aufgrund

anderer rechtlicher Grundlagen zur Finanzierung
der anderweitigen Unterbringung oder wesentli-
chen baulichen Änderung nicht ausreichen
(Grundsatz der Finanzierung) und

cc) die Finanzierung notwendig ist, um eine beson-
dere Härte von dem Betrieb, insbesondere eine
ernsthafte Bedrohung der betrieblichen Existenz
oder Gefährdung von Arbeitsplätzen, abzuwen-
den.

c) Umfang der Zuwendung:
Die Ausgaben zur anderweitigen Unterbringung oder
zur Änderung baulicher Anlagen von Betrieben sind
bis zu 100 vom Hundert zuwendungsfähig. Nicht zu-
wendungsfähig sind die Ausgaben der betrieblichen
Verbesserung oder Erweiterung.

2. Vergütung für Beauftragte
a) Zuwendungsfähige Vergütungen:

Zuwendungsfähig sind Vergütungen für Sanierungs-
träger und andere Beauftragte.

b) Besondere Zuwendungsvoraussetzungen:
Vergütungen sind zuwendungsfähig, soweit sie
aa) für Leistungen gewährt werden, die zuwendungs-

fähige Ausgaben und deren Abrechnung betref-
fen,

bb) den vertraglichen Vereinbarungen entsprechen
und

cc) noch nicht durch Honorare für bestimmte Einzel-
leistungen, zum Beispiel im Rahmen der vorberei-
tenden Untersuchungen, abgegolten sind.
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c) Umfang der Zuwendung
Die Ausgaben für die Vergütung sind bis zu
100 vom Hundert zuwendungsfähig.

VI. Ersatz- und Ergänzungsgebiete
Für Ersatz- und Ergänzungsgebiete (§ 142 Abs. 2 BauGB) gelten
die Vorschriften über die Förderung von Einzelmaßnahmen in
Sanierungsgebieten entsprechend.

C. Entwicklungsmaßnahmen nach Baugesetzbuch
I. Vorbereitung
1. Vorbereitende Untersuchungen (§ 165 Abs. 4 BauGB)

Zuwendungsfähig sind die vorbereitenden Untersuchun-
gen gemäß § 165 Abs. 4 BauGB.

2. Weitere Vorbereitung
Die weitere Vorbereitung der Entwicklungsmaßnahme
umfasst alle entwicklungsbedingten zuwendungsfähigen
Ausgaben, die begleitend bis zum Abschluss der Entwick-
lungsmaßnahme notwendig sind.

3. Besondere Zuwendungsvoraussetzungen
Abweichend von A. IV. 1. a ist für die Förderung der vor-
bereitenden Untersuchungen Voraussetzung, dass die Ge-
meinde den Beginn der vorbereitenden Untersuchungen
beschlossen und ortsüblich bekannt gemacht hat (§ 165
Abs. 4 BauGB).

4. Umfang der Zuwendung
a) Die Ausgaben der vorbereitenden Untersuchungen

sind bis zu 100 vom Hundert zuwendungsfähig. Der
Umfang der Ausgaben für die vorbereitenden Untersu-
chungen darf bis 7 vom Hundert der vom Regierungs-
präsidium endgültig bestätigten Gesamtausgaben nicht
überschreiten. Dabei können Kosten nach b unberück-
sichtigt bleiben.

b) Bei einzelnen Ordnungsmaßnahmen, die im Rahmen
der Vorbereitung der Entwicklungsmaßnahme vor
förmlicher Festlegung des Entwicklungsgebietes aber
nach Programmaufnahme gefördert werden sollen, er-
gibt sich der Umfang der zuwendungsfähigen Ausga-
ben aus den für die Einzelmaßnahmen geltenden Rege-
lungen (vergleiche III.).

II. Erwerb von Grundstücken
1. Zuwendungsfähige Ausgaben für den Grunderwerb

a) Zuwendungsfähig ist der Erwerb von Grundstücken
zum Zweck der Entwicklung. Nicht zuwendungsfähig
ist die Verwendung von Grundstücken aus dem Ver-
mögen der Gemeinde für die Entwicklung (vergleiche
jedoch III. 1. a). Der Tausch eines gemeindeeigenen
Grundstücks gilt nicht als Verwendung in diesem Sinn.

b) Die zuwendungsfähigen Ausgaben beim Erwerb von
Grundstücken umfassen auch die Ausgaben der Ge-
bäude und sonstigen baulichen Anlagen sowie die er-
forderlichen Nebenausgaben.

c) Auch beim Grunderwerb vor förmlicher Festlegung
des Entwicklungsgebiets sind die zuwendungsfähigen
Ausgaben auf den Wert beschränkt, der sich aus der
entsprechenden Anwendung von § 153 Abs. 1 BauGB
ergibt.

2. Besondere Zuwendungsvoraussetzungen
Voraussetzung für die Zuwendung für Grunderwerb ist
abweichend von A. IV. 1. a und b, dass
a) der Grunderwerb nach Bekanntgabe des Beschlusses

über den Beginn der vorbereitenden Untersuchungen
(§ 165 Abs. 4 BauGB) getätigt worden ist und

b) das zu erwerbende Grundstück außerhalb des förmlich
festgelegten oder künftigen Entwicklungsbereichs lie-
gen darf, soweit es als Austausch- oder Ersatzland für

Entwicklungsbetroffene benötigt wird oder für den
Bau von Erschließungsanlagen, Gemeinbedarfs- und
Folgeeinrichtungen oder Ersatzbauten und Ersatzanla-
gen verwendet werden soll und die übrigen Vorausset-
zungen für den Einsatz von Finanzhilfen des Bundes
und/oder des Landes zugunsten dieser Einzelmaßnah-
men vorliegen oder das Grundstück von der Gemeinde
auf Verlangen des Eigentümers übernommen werden
muss.

3. Umfang der Zuwendung
Für den Umfang der Zuwendung gilt B. II. 3. entspre-
chend.

III. Ordnungsmaßnahmen
1. Zuwendungsfähige Ausgaben für Ordnungsmaßnahmen

(§ 169 Abs. 1 Nr. 4 in Verbindung mit § 146 Abs. 3, § 147
BauGB)
Zuwendungsfähig sind gemäß § 169 Abs. 1 Nr. 4 in Ver-
bindung mit § 146 Abs. 3, § 147 BauGB:
a) die Neuordnung von Grundstücken (einschließlich der

Verwendung gemeindeeigener Grundstücke),
b) der Umzug von Bewohnern und die Verlagerung von

Betrieben (B. III. 1. b ist analog anzuwenden),
c) die Freilegung von Grundstücken (B. III. 1. e ist analog

anzuwenden),
d) die Herstellung und Änderung von Erschließungsanla-

gen im Sinne des § 127 Abs. 2 BauGB (B. III. 1. d ist
analog anzuwenden),

e) der Ausgleich von zu erwartenden Eingriffen in Natur
und Landschaft (B. III. 1. g ist analog anzuwenden),

f) die Anbindung des Entwicklungsbereichs an das Ver-
kehrsnetz.

2. Umfang der Zuwendung
Für den Umfang der Zuwendung zu den Ordnungsmaß-
nahmen gilt B. III. 4. entsprechend.

IV. Baumaßnahmen
1. Zuwendungsfähige Baumaßnahmen

Zuwendungsfähig sind:
a) Um- und Ausbau bestehender Gemeinbedarfs- und

Folgeeinrichtungen sowie die Schaffung von Gemein-
bedarfs- und Folgeeinrichtungen durch Umnutzung
von Altbauten und durch Neubau (B. IV. 6. gilt ent-
sprechend) und

b) Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anla-
gen beziehungsweise von Gebäuden nach schriftlicher
Zustimmung des Regierungspräsidiums (B. IV. 5. gilt
entsprechend).

2. Besondere Zuwendungsvoraussetzungen
Für die besonderen Zuwendungsvoraussetzungen gilt
B. IV. 4. entsprechend.

3. Umfang der Zuwendung bei privatwirtschaftlich nutzba-
ren Gebäuden
Für den Umfang der Zuwendung zu den Baumaßnahmen
gilt B. IV. 5. entsprechend.

4. Umfang der Zuwendung bei Gemeinbedarfs- und Folge-
einrichtungen
(Modernisierung und Instandsetzung, Umnutzung von
Altbauten, Neubauten)
Für den Umfang der Zuwendung zu den Baumaßnahmen
gilt B. IV. 7. entsprechend.

V. Sonstige Maßnahmen
1. Verlagerung und Änderung von Betrieben

B. V. 1. gilt entsprechend.
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2. Vor- und Zwischenfinanzierung von Maßnahmen anderer
Finanzierungsträger
A. VI. 3. gilt entsprechend.

3. Vergütung für Beauftragte
B. V. 2. gilt entsprechend.

VI. Anpassungsgebiete
Für Anpassungsgebiete gelten die nach § 170 BauGB an-
wendbaren Vorschriften für Städtebauliche Sanierungs-
maßnahmen nach B. entsprechend.

D. Maßnahmen des Städtebaulichen Denkmalschutzes
I. Vorbereitung
1. Vorbereitende Untersuchungen

Zuwendungsfähige Ausgaben für die vorbereitenden Un-
tersuchungen sind alle Leistungen, die zur Gewinnung
von Beurteilungsunterlagen für die Beschlussfassung über
die Erhaltungssatzung nach § 172 Abs. 1 Satz 1 BauGB
notwendig sind.

2. Weitere Vorbereitung
Die weitere Vorbereitung der Erhaltung des Gebiets um-
fasst alle zuwendungsfähigen Ausgaben, die begleitend
bis zum Abschluss der Maßnahme notwendig und erhal-
tungsbedingt sind.

3. Umfang der Zuwendung
Die Ausgaben der Vorbereitung sind bis zu 100 vom Hun-
dert zuwendungsfähig. Der Umfang der Ausgaben für die
Vorbereitung darf bis 7 vom Hundert der vom Regie-
rungspräsidium endgültig bestätigten Gesamtausgaben
für Maßnahmen des Städtebaulichen Denkmalschutzes
nicht überschreiten.

II. Ordnungsmaßnahmen
1. Zuwendungsfähige Ausgaben

Zuwendungsfähig sind Erhaltung und Umgestaltung von
Straßen- und Platzräumen von geschichtlicher, künstleri-
scher oder städtebaulicher Bedeutung. Dazu zählen insbe-
sondere
– die Herstellung des historischen Erscheinungsbildes,
– Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung,
– Rückbaumaßnahmen (nach § 147 BauGB) und
– Quartiersentkernung und -neugestaltung.
Hinsichtlich der Entwässerung dieser Anlagen gilt
B. III. 1. d Sätze 5, 6 und 7 entsprechend.
Hinsichtlich der Ausgaben für Brücken, Tunnels, Unter-
führungen und Stützmauern, die im unmittelbaren Zusam-
menhang mit der Herstellung und Änderung von Straßen-
und Platzräumen, die von geschichtlicher, künstlerischer
oder städtebaulicher Bedeutung sind, stehen, gilt
B. III. 2. g.

2. Umfang der Zuwendung
a) Die Ausgaben für Ordnungsmaßnahmen sind bis zu

100 vom Hundert zuwendungsfähig.
b) Bei Anlagen, für die aufgrund rechtlicher Bestimmun-

gen oder üblicherweise Beiträge, Gebühren oder sons-
tige Entgelte erhoben werden können, ist die Zuwen-
dungsfähigkeit auf den Teil der Ausgaben beschränkt,
für den keine Einnahmen erhoben werden können. Der
innenstadtbedingte Mehraufwand bleibt bei der Er-
mittlung der beitragsfähigen Kosten außer Betracht.

III. Baumaßnahmen (Modernisierung, Instandsetzung,
Umnutzung, Aus- und Umbau)

1. Zuwendungsfähige Baumaßnahmen
Zuwendungsfähig sind
a) die Ausgaben für Modernisierung und Instandsetzung,

Umnutzung beziehungsweise Aus- und Umbau von

Gebäuden, Ensembles oder anderen baulichen Anla-
gen von geschichtlicher, künstlerischer oder städte-
baulicher Bedeutung. In die Förderung können die mit
dem Denkmalobjekt städtebaulich verbundenen Grün-
und Außenanlagen einbezogen werden. Dazu gehören
auch die Quartiersentkernung und -neugestaltung. Au-
ßerdem können entstandene Kosten zur grundsätzli-
chen Einschätzung der Erhaltungswürdigkeit von Ge-
bäuden analog B. IV. 5. b aa gefördert werden.

b) Modernisierung und Instandsetzung von Kirchen,
wenn diese die Voraussetzungen nach B. IV. 3. c erfül-
len.

c) Maßnahmen zur Sicherung erhaltenswerter Gebäude
(auch an Kirchen, die die Voraussetzungen nach b er-
füllen), Ensembles oder sonstiger baulicher Anlagen
von geschichtlicher, künstlerischer oder städtebauli-
cher Bedeutung. Hierzu zählen alle Maßnahmen, die
dringend und unerlässlich sind, um bauliche Anlagen
vor Witterungs- und sonstigen Einflüssen zu schützen
und vor weiterem Verfall zu bewahren, beziehungs-
weise die Beseitigung von Schäden, die den Bestand
der Anlage akut gefährden.
Sicherungsmaßnahmen sind dann nicht zuwendungs-
fähig, wenn sie in zeitlichem und sachlichem Zusam-
menhang mit der Modernisierung oder Instandsetzung
eines Gebäudes nach diesem Abschnitt stehen.

d) in Ausnahmefällen im Einvernehmen mit dem Regie-
rungspräsidium die notwendige bauliche Ergänzung
von geschichtlich, künstlerisch und städtebaulich be-
deutsamen Ensembles im Sinne der Herstellung des
historischen Erscheinungsbildes und die Freilegung
des Baugrundstückes. Die Freilegung des Baugrund-
stückes als Einzelmaßnahme ist ausnahmsweise eben-
falls zuwendungsfähig.

2. Umfang der Zuwendung
a) Der Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben bei

Maßnahmen der Modernisierung und Instandsetzung,
der Umnutzung beziehungsweise des Aus- und Um-
baues von Gebäuden, Ensembles oder deren notwen-
dige bauliche Ergänzung sowie anderer baulicher An-
lagen von geschichtlicher, künstlerischer oder
städtebaulicher Bedeutung richtet sich nach § 164a
Abs. 3, § 177 Abs. 4 und 5 BauGB, (Gesamtertragsver-
fahren). Die Gemeinde kann bei Anwendung einer Ge-
samtertragsberechnung über den so ermittelten Kos-
tenerstattungsbetrag hinausgehen, wenn sie dies mit
Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des
Gebäudeeigentümers und die städtebaulichen Ziele für
geboten hält. In der Regel ist insbesondere eine Ausga-
benvereinbarung auf pauschaler Grundlage nach § 177
Abs. 4 Satz 4 BauGB anzustreben (B. IV. 5 a ist analog
anzuwenden).

b) Die Ausgaben für Sicherungsmaßnahmen sind bis zu
100 vom Hundert zuwendungsfähig.

c) Neben den berücksichtigungsfähigen Ausgaben der
Baumaßnahmen sind auch die Ausgaben zuwendungs-
fähig, die unter Berücksichtigung orts- und landes-
rechtlicher Vorschriften, Verfügungen und Auflagen,
insbesondere der Denkmalpflege, notwendig sind, um
das Gebäude entsprechend seiner geschichtlichen,
künstlerischen und städtebaulichen Bedeutung in-
standzusetzen und zu erhalten.

d) Ausgaben, die ausschließlich für Aufgaben der Denk-
malpflege anfallen (zum Beispiel Wandgemälde und
nicht fest mit dem Gebäude verbundene Kunstgegen-
stände, Inventar und Ähnliches), sind nicht zuwen-
dungsfähig.
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IV. Vergütung für Beauftragte
B. V. 2. ist entsprechend anzuwenden. Die zuwendungsfä-
higen Leistungen umfassen zusätzlich auch die Beratung
von Eigentümern und Investoren hinsichtlich der Einhal-
tung von Auflagen der Denkmalpflege oder von Auflagen,
die sich aus örtlichen Satzungen ergeben.

E. Maßnahmen zur Städtebaulichen Weiterentwicklung
großer Neubaugebiete

I. Vorbereitung
1. Vorbereitende Untersuchungen (§§ 140, 141 BauGB)

Grundlage für die Weiterentwicklung großer Neubauge-
biete ist, dass für die Großsiedlungen in industriell vorge-
fertigter Montagebauweise ein städtebaulicher Rahmen-
plan für das Weiterentwicklungsgebiet erarbeitet wird.
Dieser Rahmenplan muss sowohl im Kontext von Ent-
wicklungskonzeptionen für die gesamte Stadt stehen, als
auch das Ergebnis umfassender Abstimmungen der Ge-
meinde mit den Wohnungsunternehmen, weiteren Inves-
toren und den Bürgern im Gebiet sein.
Zuwendungsfähige Ausgaben für die vorbereitenden Un-
tersuchungen sind alle Leistungen, die auf die Gewinnung
von Beurteilungsunterlagen für den Beschluss zur Ab-
grenzung des Gebiets, in dem Maßnahmen zur Städtebau-
lichen Weiterentwicklung großer Neubaugebiete durch-
geführt werden sollen oder für die förmliche Festlegung
als Sanierungsgebiet, notwendig sind.

2. Weitere Vorbereitung
Die weitere Vorbereitung der Weiterentwicklung umfasst
alle zuwendungsfähigen Ausgaben, (§ 140 Nr. 2 bis 7 und
§ 164a BauGB) die begleitend bis zum Abschluss der
Maßnahmen im Gebiet notwendig und weiterentwick-
lungsbedingt sind.

3. Umfang der Zuwendung
Die Ausgaben der Vorbereitung sind bis zu 100 vom Hun-
dert zuwendungsfähig. Der Umfang der Ausgaben für die
Vorbereitung darf bis 7 vom Hundert der festgestellten
Gesamtausgaben der Maßnahmen zur Weiterentwicklung
des Neubaugebiets nicht überschreiten.

II. Ordnungsmaßnahmen
1. Zuwendungsfähige Ordnungsmaßnahmen

Zuwendungsfähig sind
a) ergänzende und erweiternde städtebauliche Erschlie-

ßung als Voraussetzung für die Städtebauliche Weiter-
entwicklung durch Wohnen, Handel, Gewerbe und
Dienstleistungen einschließlich des notwendigen Er-
werbs von Grundstücken,

b) Verbesserungen des öffentlichen und privaten Wohn-
umfeldes. Dazu gehören auch der äußere Teil von
Hauseingängen, soweit er nicht Bestandteil der Moder-
nisierung im Rahmen der Wohnungsbauförderung ist,
sowie eventuell neu zu schaffende Durchgänge,

c) die Schaffung von Grünbereichen entsprechend
B. III. 1. f,

d) die Herstellung öffentlicher Parkierungsanlagen,
e) Umzüge von Bewohnern und Betroffenen als Vorbe-

reitung von notwendigen Umnutzungen beziehungs-
weise Rückbaumaßnahmen,

f) Abbrüche von baulichen Anlagen und Freilegung von
Grundstücken nach Abstimmung mit dem Regierungs-
präsidium,

g) der Mehraufwand, der unter Berücksichtigung eines
eventuellen Vorteilsausgleichs durch einzelmaßnah-
menbedingte Änderungen von Ver- und Entsorgungs-
leitungen entsteht sowie

h) sonstige Ordnungsmaßnahmen, die notwendig sind,
damit Baumaßnahmen durchgeführt werden können.

2. Besondere Zuwendungsvoraussetzungen
Zusätzlich zu den in A. IV. 1. festgelegten Zuwendungs-
voraussetzungen muss bei Parkierungsanlagen eine abge-
schlossene und von der Gemeinde mit Selbstbindungswir-
kung beschlossene städtebauliche Rahmenplanung mit
Teilrahmenplänen zu den Themen Nutzung, Verkehr und
Stadtgestalt vorliegen. Dabei sind vor allem die verkehrli-
che Einbindung des Sanierungsgebiets in die Gesamtstadt
und eine Koordinierung zwischen Fußgängerwegenetz,
Fahrradwegenetz, ÖPNV und motorisiertem Individual-
verkehr zu berücksichtigen. Zuwendungsfähig sind
grundsätzlich nur mit einer angemessenen Gebühr bewirt-
schaftete Anlagen.

3. Umfang der Zuwendung
B. III. 4. gilt entsprechend

III. Baumaßnahmen
1. Zuwendungsfähige Baumaßnahmen

a) Zuwendungsfähig ist nach vorheriger Zustimmung des
Regierungspräsidiums die Herstellung von sozialen
und kulturellen Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtun-
gen, soweit sie zur Funktionsfähigkeit des Erneue-
rungsgebiets notwendig sind. Dazu gehören
aa) die Instandsetzung und Modernisierung bestehen-

der sozialer und kultureller Gemeinbedarfs- und
Folgeeinrichtungen,

bb) die Umnutzung bereits bestehender, bisher ander-
weitig genutzter Gebäude beziehungsweise Ge-
bäudeteile für soziale und kulturelle Gemeinbe-
darfs- und Folgeeinrichtungen,

cc) der Umbau bereits bestehender Gemeinbedarfs-
und Folgeeinrichtungen zu sozialen und kulturel-
len Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen,

dd) der Neubau von sozialen und kulturellen Gemein-
bedarfs- und Folgeeinrichtungen sowie

ee) die Herstellung von sozialen und kulturellen Ge-
meinbedarfs- und Folgeeinrichtungen durch fach-
lich angeleitete Initiativgruppen (Selbsthilfegrup-
pen). Dabei sind die Materialausgaben und
Anleitungskosten zuwendungsfähig. B. IV. 3. und
4. gilt entsprechend.

b) Zuwendungsfähig ist die Herstellung erforderlicher
privater Parkierungsanlagen nach Zustimmung des Re-
gierungspräsidiums.

2. Umfang der Zuwendung
Die Ausgaben der Herstellung von sozialen und kulturel-
len Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen nach III. 1. a
sind bei Instandsetzung und Modernisierung, Umnutzung,
Umbau sowie Erweiterung bis zu 100 vom Hundert, bei
Neubau bis zu 60 vom Hundert der unrentierlichen Ausga-
ben zuwendungsfähig. Soweit Einnahmen zu erwarten
sind, ist eine Gesamtertragsberechnung (ohne 15 vom
Hundert des zuwendungsfähigen Aufwandes als Eigen-
leistung) durchzuführen.
Ausgaben nach III. 1. b sind nach § 164a Abs. 3, § 177
Abs. 4 und 5 BauGB (Gesamtertragsverfahren) förderfä-
hig. Als Förderobergrenzen gelten die unter B. III. 4. c
genannten Werte.

IV. Vergütung für Beauftragte
B. V. 2 gilt entsprechend.

V. Maßnahmen anderer Finanzierungsträger
A. VI. 3. gilt entsprechend.
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VI. Begleitung und Koordinierung der Maßnahmen zur
Weiterentwicklung großer Neubaugebiete
Zur Begleitung und Koordinierung der Weiterentwick-
lungsmaßnahme sind Abstimmungen zur langfristigen
Entwicklungskonzeption sowie zu den durchzuführenden
Einzelmaßnahmen – im öffentlichen Raum, auf privaten
Grundstücken und an den Wohngebäuden – erforderlich.
Dazu soll die Gemeinde mit den im Fördergebiet tätigen
Wohnungsgesellschaften und -genossenschaften, Investo-
ren und Planern sowie Vertretern der Öffentlichkeit und
weiteren Betroffenen Beratungen durchführen (Weiter-
entwicklungsforum). In deren Rahmen soll die Gemeinde
Investoren, die im Fördergebiet investieren oder deren
Investitionen unmittelbar bevorstehen, sowie die Woh-
nungsunternehmen, deren Wohnungsbestand im Förder-
gebiet gelegen ist, zu einem Weiterentwicklungsge-
sprächskreis einladen. Dabei muss die Gemeinde durch
alle erforderlichen Ämter vertreten sein. Der Gesprächs-
kreis legt seine folgenden Beratungen eigenständig fest.

F. Maßnahmen für Stadtteile mit besonderem Entwick-
lungsbedarf

I. Vorbereitung
1. Vorbereitende Untersuchungen

Grundlage für die Maßnahmen zur Aufwertung von Stadt-
teilen mit besonderem Entwicklungsbedarf ist, abwei-
chend von A. IV. 1. a, dass die Gemeinde ein integriertes
stadtentwicklungspolitisches Handlungskonzept erarbei-
tet. Zuwendungsfähige Ausgaben für die vorbereitenden
Untersuchungen sind alle Leistungen, die auf die Gewin-
nung von Beurteilungsunterlagen für den Beschluss zur
Abgrenzung des Gebiets, in dem Maßnahmen der Aufwer-
tung von Stadtteilen mit besonderem Entwicklungsbedarf
durchgeführt werden sollen, notwendig sind.

2. Weitere Vorbereitung
Die weitere Vorbereitung der Sanierung umfasst alle zu-
wendungsfähigen Ausgaben (§ 140 Nr. 2 bis 7 und § 164a
BauGB) und die Ausgaben für ein Quartier- beziehungs-
weise Gebietsmanagement, die begleitend bis zum Ab-
schluss der Entwicklung des Gebiets notwendig und sa-
nierungsbedingt sind.

3. Umfang der Zuwendung
Die Ausgaben der Vorbereitung sind bis zu 100 vom Hun-
dert zuwendungsfähig. Der Umfang der Ausgaben für die
Vorbereitung darf 30 vom Hundert der festgestellten Ge-
samtausgaben (100 vom Hundert) der Maßnahmen zur
Aufwertung von Stadtteilen nicht überschreiten.
Die Gemeinden können in diesem Rahmen in eigener Ver-
antwortung bis zu 25 000 Euro pro Jahr und Gebiet für
Ausgaben bereitstellen, die zum Quartiers- und Gebiets-
management erforderlich sind.

II. Erwerb von Grundstücken
B. II. gilt entsprechend.

III. Ordnungsmaßnahmen
B. III. gilt entsprechend.

IV. Baumaßnahmen
B. IV. gilt entsprechend.

V. Sonstige Maßnahmen
B. V. gilt entsprechend.

VI. Begleitung und Koordinierung der Maßnahmen zur
Entwicklung benachteiligter Stadtgebiete
Zur Stabilisierung und Entwicklung benachteiligter Stadt-
teile ist ein koordiniertes Vorgehen aller betroffenen Äm-
ter in der Gemeinde erforderlich.
Die Gemeinde hat die Mittel und Maßnahmen, die für die
Entwicklung eines Stadtteils von Bedeutung und in der
Lage sind, die Gebiete zu stabilisieren, bevor sie sich zu
sozialen Brennpunkten entwickeln, koordiniert einzuset-
zen.
Über die Stabilisierung hinaus sollen die Maßnahmen
auch zu einer nachhaltigen Entwicklung der Gebiete als
attraktive Stadtteile beitragen.
Die Gemeinde hat auf der Grundlage integrierter Hand-
lungskonzepte ihr Wirken darauf zu richten, dass durch
eine verbesserte Abstimmung der Entscheidungsträger
und der Mittel Kumulations- und Synergieeffekte erzeugt
werden, die über die Effekte der traditionellen Städtebau-
förderung und anderer sektoraler Förderungen hinausge-
hen. Es sind zugleich auch eine verbesserte Abstimmung
mit dem privaten Sektor und ein damit verbundener effek-
tiverer Mitteleinsatz anzustreben.
Die integrierten Handlungskonzepte sind auszurichten auf
die Verbesserung
– der Wohnverhältnisse,
– der Umweltentlastung,
– des Angebots an bedarfsgerechten Aus- und Fortbil-

dungsmöglichkeiten,
– der soziale Infrastruktur insbesondere für junge Men-

schen,
– der Maßnahmen für eine sichere Stadt,
– des Öffentlichen Personennahverkehrs,
– des Wohnumfeldes sowie
– der Stadtteilkultur und Freizeit.

G. Maßnahmen zum Stadtumbau
I. Vorbereitung
1. Erstellung der Integrierten Stadtentwicklungskonzepte

Grundlage für die Förderfähigkeit von im Rahmen des
Stadtumbaues geplanten Maßnahmen ist das Vorliegen
eines „Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes“ (ver-
gleiche Anlagen 6 und 7).
Zuwendungsfähige Ausgaben für die Integrierten Stadt-
entwicklungskonzepte sind alle Leistungen, die
– mit der Erarbeitung von Stadtentwicklungskonzepten

für die gesamte Gemeinde verbunden sind, wenn nicht
bereits Mittel aus dem Bundeswettbewerb „Stadtumbau
Ost“ in Anspruch genommen wurden, sowie

– auf die Gewinnung von Beurteilungsunterlagen für die
förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes bezie-
hungsweise die Begründung eines Fördergebietes ab-
zielen.

Der Staatsminister des Innern wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Sächsischen Staatsministerium der Fi-
nanzen die Anlagen 6 und 7 dieser Verwaltungsvorschrift
zu ändern.

2. Weitere Vorbereitung
Die weitere Vorbereitung der Stadtumbaumaßnahmen
umfasst alle zuwendungsfähigen Ausgaben zur Erarbei-
tung und Fortschreibung des Integrierten Stadtentwick-
lungskonzeptes, sowie alle sanierungsbedingten zuwen-
dungsfähigen Ausgaben, die begleitend bis zum
Abschluss der Sanierung notwendig sind.

II. Umfang der Zuwendung
Die Ausgaben der Vorbereitung sind bis zu 100 vom Hun-
dert zuwendungsfähig. Der Umfang der Ausgaben für die
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Vorbereitung darf bis 7 vom Hundert der vom Regie-
rungspräsidium endgültig bestätigten Gesamtausgaben
(100 vom Hundert) der Maßnahmen zum Stadtumbau von
Stadtteilen nicht überschreiten.

III. Vergütung für Beauftragte
B. V. 2. ist entsprechend anzuwenden.

IV. Besondere Zuwendungsvoraussetzungen
Zur Verwirklichung eines ausgewogenen Stadtumbaus
nach diesem Abschnitt ist bei der Antragstellung zu ge-
währleisten, dass die Finanzhilfen des Bundes zu gleichen
Teilen für die städtebauliche Aufwertung und den Rück-
bau eingesetzt werden. Die Bundesmittel werden ergänzt
durch Finanzhilfen des Landes in Höhe von 30 EUR für
die Aufwertung und 40 EUR für den Rückbau.
Die Zuwendung setzt den Verzicht des Grundstückseigen-
tümers auf mögliche planungsschadensrechtliche Ent-
schädigungsansprüche im Rahmen der Aufwertung von
Stadtquartieren voraus.
Im Ausnahmefall ist ein Vorhaben vor der Fertigstellung
des Stadtentwicklungskonzeptes förderfähig, wenn anzu-
nehmen ist, dass das Vorhaben den künftigen Festlegun-
gen des Stadtentwicklungskonzeptes entspricht.

G1. Aufwertung von Stadtteilen
I. Ordnungsmaßnahmen
1. Zuwendungsfähige Ordnungsmaßnahmen/Grunderwerb

Zuwendungsfähig sind
a) Ergänzung, Erweiterung und Stilllegung der Erschlie-

ßung als Voraussetzung für die Anpassung der städti-
schen Infrastruktur, soweit sie die Gemeinde in Ver-
wirklichung ihrer Erneuerungsziele schafft und sie
nach den gesetzlichen Bestimmungen (vergleiche
§ 129 Abs. 1 Satz 3 BauGB; § 28 Abs. 2 SächsKAG)
nicht zur Übernahme der Kosten verpflichtet ist.

b) Verbesserungen des öffentlichen Wohnumfeldes,
c) die Schaffung von Grünbereichen entsprechend

B. III. 1. f,
d) die Freilegung von Grundstücken analog B. III. 1. c,

soweit die erforderlichen Rückbau-, Teilrückbau- und
Abräumarbeiten Gebäude betreffen, die nicht nach G2.
förderfähig sind,

e) Maßnahmen zur Wiedernutzbarmachung freigelegter
Flächen,

f) der Mehraufwand, der unter Berücksichtigung eines
eventuellen Vorteilsausgleichs durch einzelmaßnah-
menbedingte Änderungen von Ver- und Entsorgungs-
leitungen entsteht,

g) der gemeindliche Grunderwerb, wenn dieser erforder-
lich ist, um vorgesehene Rückbaumaßnahmen durch-
setzen zu können sowie

h) die Herstellung und Anpassung öffentlicher Parkie-
rungsanlagen.

2. Besondere Zuwendungsvoraussetzungen
Zusätzlich zu den in A. IV. 1. festgelegten Zuwendungs-
voraussetzungen muss bei Parkierungsanlagen eine abge-
schlossene und von der Gemeinde mit Selbstbindungswir-
kung beschlossene städtebauliche Rahmenplanung mit
Teilrahmenplänen zu den Themen Nutzung, Verkehr und
Stadtgestalt vorliegen. Dabei sind vor allem die verkehrli-
che Einbindung des Aufwertungsgebietes in die Gesamt-
stadt und eine Koordinierung zwischen Fußgängerwege-
netz, Fahrradwegenetz, ÖPNV und motorisiertem
Individualverkehr zu berücksichtigen. Zuwendungsfähig
sind grundsätzlich nur mit einer angemessenen Gebühr
bewirtschaftete Anlagen.

3. Umfang der Zuwendung
a) Die Ausgaben für unter 1. a bis g dieses Abschnittes

aufgeführte Leistungen sind bis zu 100 vom Hundert
zuwendungsfähig, soweit sie nicht von anderer Seite
getragen werden.

b) Öffentliche Parkierungsanlagen (1. h): Die Ausgaben
für Stellplätze sind pauschal entsprechend B. III. 4. c
förderfähig.

c) Bei Erschließungsanlagen und Ausgleichsmaßnahmen
für Eingriffe in Natur und Landschaft, für die aufgrund
rechtlicher Bestimmungen oder üblicherweise Bei-
träge, Gebühren oder sonstige Entgelte erhoben wer-
den können, ist entsprechend B. III. 4. d zu verfahren.

II. Baumaßnahmen (Modernisierung, Instandsetzung,
Umnutzung, Aus- und Umbau)

1. Zuwendungsfähige Baumaßnahmen
Zuwendungsfähig sind:
a) die Ausgaben für Modernisierung und Instandsetzung,

Umnutzung beziehungsweise Aus- und Umbau von
Gebäuden, Ensembles oder anderen baulichen Anla-
gen, insbesondere mit geschichtlicher, künstlerischer
oder städtebaulicher Bedeutung,

b) Maßnahmen zur Sicherung erhaltenswerter Gebäude,
Ensembles oder sonstiger baulicher Anlagen. Hierzu
zählen alle Maßnahmen, die dringend und unerlässlich
sind, um bauliche Anlagen vor Witterungs- und sonsti-
gen Einflüssen zu schützen und vor weiterem Verfall
zu bewahren, beziehungsweise die Beseitigung von
Schäden, die den Bestand der Anlage akut gefährden.
Sicherungsmaßnahmen sind dann nicht zuwendungs-
fähig, wenn sie in zeitlichem und sachlichem Zusam-
menhang mit der Modernisierung oder Instandsetzung
eines Gebäudes nach diesem Abschnitt oder den Pro-
grammen der Wohnungsbauförderung stehen.

c) In Ausnahmefällen bei Zustimmung durch das Regie-
rungspräsidium der Neubau von Gebäuden, wenn da-
mit vorhandene Baulücken zur Verbesserung der
Stadtstruktur und des Stadtbildes geschlossen werden,

d) die Herstellung und Anpassung erforderlicher privater
Parkierungsanlagen bei Zustimmung durch das Regie-
rungspräsidium.

2. Umfang der Zuwendung
a) Der Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben bei

Maßnahmen nach II. 1. a, c und d richtet sich nach
§ 164a Abs. 3, § 177 Abs. 4 und 5 BauGB (Gesamter-
tragsverfahren). Dabei ist insbesondere eine Ausga-
benvereinbarung auf pauschaler Grundlage nach § 177
Abs. 4 Satz 4 BauGB anzustreben (B. IV. 5. a ist analog
anzuwenden).

b) Die Ausgaben für Sicherungsmaßnahmen nach II. 1. b
sind bis zu 100 vom Hundert zuwendungsfähig.

c) Für die privaten Parkierungsanlagen nach Num-
mer II. 1. d gelten als Förderobergrenzen die unter
B. III. 4. c genannten Werte.

G2. Rückbau
I. Gegenstand der Förderung
1. Gefördert werden:

a) der Rückbau dauerhaft nicht mehr benötigter Wohnge-
bäude oder Wohngebäudeteile (zu Wohngebäuden ge-
hören auch die Gewerbeflächen in überwiegend zum
Wohnen genutzten Gebäuden).
Dazu zählen:
– der Rückbau beziehungsweise die Demontage des

Bauwerkes einschließlich der Ver- und Entsor-
gungsleitungen,
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– der Abtransport des Rückbaumaterials einschließ-
lich der Enddeponie,

– Sicherungsmaßnahmen an abgetrennten Ver- und
Entsorgungsleitungen,

– notwendige Baunebenkosten.
b) Aufwendungen für die Freimachung von Wohnungen

und
c) Aufwendungen für die einfache Herrichtung des

Grundstückes zur Wiedernutzung (insbesondere die
Begrünung).

2. Nicht förderfähig sind Leistungen an Eigentümer, die den
Wert rückgebauter Gebäude oder Gebäudeteile ausglei-
chen sollen.
In Sanierungsverfahren, die keine vereinfachte Sanie-
rungsverfahren sind, ist § 155 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 6
BauGB zu beachten. In diesen Fällen sollte die Gemeinde
prüfen, ob eine Ablösevereinbarung gemäß § 154 Abs. 3
BauGB möglich ist.

II. Umfang der Zuwendung
Gewährt wird ein Pauschalbetrag in Höhe von 70 Euro je
Quadratmeter rückgebauter Wohnfläche.
Für damit nicht abgedeckte Kosten können zinsverbilligte
Darlehen der KfW in Anspruch genommen werden.

H. Verfahren
I. Ausschreibung der Jahresprogramme
1. Das Staatsministerium des Innern schreibt jährlich die

vorgesehenen Programme der Städtebaulichen Erneue-
rung im Sächsischen Amtsblatt aus. In der Ausschreibung
wird auch bestimmt, bis zu welchen Terminen, spätestens
aber bis zum 1. Oktober, die Gemeinden Anträge für neue
Gesamtmaßnahmen (Neumaßnahmen) und für die Fort-
setzung laufender Gesamtmaßnahmen (Fortsetzungsmaß-
nahmen) stellen können.

2. Eine gleichzeitige Förderung einer Maßnahme über die
Programme der Dorfentwicklung/Dorferneuerung und der
Städtebaulichen Erneuerung ist nicht möglich. Für die
Aufnahmen in ein Programm der Städtebaulichen Erneue-
rung muss eine Gemeinde eine überwiegend städtische
Siedlungsstruktur, in der Regel zentralörtliche Funktion
nach Sächsischem Landesentwicklungsplan und bei dörf-
licher Siedlungsstruktur der zu sanierenden Gemeinde-
teile mehr als 2 000 Einwohner, aufweisen.

II. Antrag
1. Die Anträge sind an das Regierungspräsidium zu richten.
2. Die Anträge für Maßnahmen nach den Abschnitten B bis

G sind mit den bei den Regierungspräsidien erhältlichen
Antragsformularen zu stellen. Den Anträgen sind jeweils
eine gemeindewirtschaftliche Stellungnahme der zustän-
digen Rechtsaufsichtsbehörde über den vorgesehenen Be-
willigungszeitraum und eine Begleitinformation entspre-
chend dem Vordruck des Bundes beizufügen. Auf die
Verwaltungsvorschrift des Staatsministeriums des Innern
zur gemeindewirtschaftsrechtlichen Prüfung von Zuwen-
dungsanträgen vom 13. Juli 1995 (SächsABl. S. 994) wird
verwiesen.
Alle Einzelmaßnahmen im Rückbauteil sind gemäß An-
lage 6 zu benennen und zwischen Gemeinde, Eigentümer
und Sächsischer Aufbaubank GmbH abzustimmen. Ein
Antrag auf Förderung von Rückbau darf nur nach erziel-
tem Einvernehmen gestellt werden. Dieses ist mit Unter-
schrift aller Beteiligten im Antragsformular zu dokumen-
tieren.

III. Entscheidungsvorschlag des Regierungspräsidiums
1. Das Regierungspräsidium legt dem Staatsministerium des

Innern einen erläuterten Entscheidungsvorschlag zur Auf-
stellung des Landesprogramms vor.

2. Bei Fortsetzungsmaßnahmen prüft das Regierungspräsi-
dium den Sachstandsbericht über den Fortgang der Durch-
führung der Sanierungsmaßnahme und den Kassenmittel-
bedarf und berichtet darüber dem Staatsministerium des
Innern.

3. Bei Aufnahme von Neumaßnahmen mit Ausgaben über
2,5 Mio. Euro ist eine landesplanerische Stellungnahme
der höheren Raumordnungsbehörde einzuholen.

IV. Programmaufstellung durch das Staatsministerium
des Innern

1. Das Staatsministerium des Innern entscheidet nach der
Beurteilung regionalwirtschaftlicher und landesplaneri-
scher Aspekte und im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel über die Jahresprogramme.

2. Das Staatsministerium des Innern kann für eine Gesamt-
maßnahme bereits bewilligte Zuwendungen, die für diese
Maßnahme zurzeit nicht oder nicht mehr benötigt werden,
ganz oder teilweise zurückfordern und innerhalb dessel-
ben Programmbereichs für andere Maßnahmen der Städ-
tebaulichen Erneuerung einsetzen (Umschichtung). Das
Verfahren wird von den Regierungspräsidien beziehungs-
weise auf Antrag der Gemeinde für jeden einzelnen Zu-
wendungsbescheid eingeleitet.

V. Bewilligung der Zuwendungen
1. Auf der Grundlage der vom Staatsministerium des Innern

aufgestellten Programme sowie deren Änderungen und
Ergänzungen bewilligt das Regierungspräsidium die Zu-
wendung durch schriftlichen Bescheid.

2. Auf Antrag der Gemeinde kann der im Zuwendungsbe-
scheid festgelegte Zuwendungszeitraum um jeweils ein
Jahr verlängert werden.

3. Das Regierungspräsidium übersendet je eine Mehrferti-
gung des Zuwendungsbescheids dem Staatsministerium
des Innern, der Rechtsaufsichtsbehörde und der Säch-
sischen Aufbaubank GmbH.

VI. Auszahlung der Zuwendung und Führung von Zwi-
schennachweisen

1. Auszahlungsantrag
Für den Antrag der Gemeinde auf Auszahlung von Förder-
mitteln sind die bereits eingeführten Vordrucke zu ver-
wenden.
Die Gemeinde nimmt in den Auszahlungsantrag zuwen-
dungsfähige Ausgaben auf, die in den nächsten zwei Mo-
naten zur Zahlung fällig werden. Aufgrund dieses Antra-
ges kann das Regierungspräsidium eine entsprechende
Zahlung veranlassen.

2. Zwischennachweis der Gemeinde
Dem Auszahlungsantrag ist spätestens zwei Monate nach
der Auszahlung ein Zwischennachweis für die jeweilige
Maßnahme des entsprechenden Programms anzuschlie-
ßen. In diesem sind die Einnahmen und Ausgaben seit
dem letzten Zwischennachweis zu belegen.
Für den Fall, dass der Auszahlungsantrag im Zwischen-
nachweis nicht vollständig mit Rechnungen belegt werden
kann, hat die Gemeinde die Möglichkeit, den Differenzbe-
trag zurückzuzahlen oder nach Zustimmung durch das Re-
gierungspräsidium im nächsten Auszahlungsantrag zu
verrechnen.
Soweit sich bei der Prüfung des Zwischennachweises Be-
anstandungen ergeben, die noch einer Klärung bedürfen,
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sind die betreffenden Positionen vom Regierungspräsi-
dium aus dem Zwischennachweis herauszustreichen. Die
Gemeinde ist darüber in einem Prüfbericht zu informie-
ren. Das Regierungspräsidium hat darüber zu entscheiden,
ob eine entsprechende Rückzahlung veranlasst wird oder
eine Verrechnung im nächsten Auszahlungsantrag erfol-
gen darf (gegebenenfalls Zinserhebung).
In einen Auszahlungsantrag/Zwischennachweis können
auch solche Ausgaben/Einnahmen aufgenommen werden,
die in einem früheren Zwischennachweis vom Regie-
rungspräsidium seinerzeit als nicht zuwendungsfähig he-
rausgestrichen wurden, sofern inzwischen eine Klärung
zugunsten der Gemeinde stattgefunden hat.
Das Regierungspräsidium prüft den Zwischennachweis
im Hinblick auf seine Plausibilität und Förderfähigkeit ab-
schließend.

3. Auszahlung der Zuwendung
Das Regierungspräsidium beauftragt die Sächsische Auf-
baubank GmbH, die Fördermittel aus dem Auszahlungs-
antrag oder für die zuwendungsfähigen Ausgaben aus dem
Zwischennachweis auszuzahlen.

VII. Weitergabe von Informationen
Informationen über die Ergebnisse der geförderten Ge-
samtmaßnahmen sind dem Regierungspräsidium und dem
Staatsministerium des Innern auf Anfrage zur Verfügung
zu stellen.

I. Abrechnung
I. Zweck der Abrechnung
1. Die Gemeinde hat gegenüber dem Regierungspräsidium

für jede geförderte umfassende Maßnahme nach deren
Abschluss eine Abrechnung vorzunehmen.

2. Die Abrechnung bildet die Grundlage für die abschlie-
ßende Entscheidung über die Förderung der Maßnahme.
Sie ist insbesondere dafür maßgebend, in welchem Um-
fang Zuwendungen, die als Vorauszahlung gewährt wor-
den sind (A. V. 4.), in Zuweisungen oder Darlehen umge-
wandelt werden oder alsbald zurückzuzahlen sind.

3. Die Abrechnung ist der Verwendungsnachweis im Sinne
des Haushaltsrechts.

4. Für Sanierungsmaßnahmen im vereinfachten Sanierungs-
verfahren (§ 142 Abs. 4 BauGB), Maßnahmen der Weiter-
entwicklung großer Neubaugebiete, Maßnahmen der Re-
vitalisierung von Brachen, Maßnahmen der Stadtteile mit
besonderem Entwicklungsbedarf und Maßnahmen zum
Stadtumbau – Aufwertung von Stadtteilen – ist ein einfa-
cher Verwendungsnachweis zu führen.

II. Gegenstand der Abrechnung
1. Gegenstand der Abrechnung sind die zuwendungsfähigen

Ausgaben der Maßnahme der Städtebaulichen Erneue-
rung sowie die maßnahmebedingten Einnahmen und
Wertansätze.

2. Soweit nicht die Gemeinde, sondern andere Träger öffent-
licher Aufgaben die Ausgaben von Einzelmaßnahmen im
Sanierungs-, Entwicklungs- oder Erhaltungssatzungsge-
biet, im abgegrenzten Bereich zur Städtebaulichen Wei-
terentwicklung großer Neubaugebiete oder Brachen sowie
Stadtteilen mit besonderem Entwicklungsbedarf getragen
oder aufgrund von Einzelförderungen zur Durchführung
einzelner Maßnahmen beigetragen haben, ohne dass dabei
auch Fördermittel der Städtebaulichen Erneuerung einge-
setzt wurden, sind diese Ausgaben nicht Gegenstand der
Abrechnung oder des Verwendungsnachweises.

3. Für Darlehen der Gemeinde an Dritte gilt I. V. 2.

III. Zeitpunkt der Abrechnung
1. Die Abrechnung oder der Verwendungsnachweis ist auf

den Zeitpunkt des Abschlusses der Maßnahme der Städte-
baulichen Erneuerung zu beziehen. Sie ist dem Regie-
rungspräsidium innerhalb von zwölf Monaten nach Ab-
schluss der Maßnahme in zweifacher Ausfertigung
vorzulegen.

2. Die Förderung der Maßnahmen der Städtebaulichen Er-
neuerung ist abgeschlossen, wenn
a) die Sanierungs- oder Entwicklungssatzung nach § 162

Abs. 1 BauGB aufgehoben worden ist,
b) die förmliche Festlegung eines Sanierungs- oder Ent-

wicklungsgebiets nach dem Ergebnis der vorbereiten-
den Untersuchungen nicht notwendig ist oder

c) das Regierungspräsidium oder die Gemeinde durch
Beschluss sie förderrechtlich für abgeschlossen er-
klärt.

3. Bei noch nicht abgeschlossenen Maßnahmen kann das Re-
gierungspräsidium ausnahmsweise aus besonderem
Grund eine Zwischenabrechnung verlangen. Die für die
endgültige Abrechnung vorgesehenen Regelungen gelten
entsprechend. Zuwendungsfähige Ausgaben und Einnah-
men, die erst nach der Zwischenabrechnung anfallen, wer-
den erst in der Schlussabrechnung berücksichtigt. Ein
Wertansatz für gemeindeeigene Grundstücke (I. VII.)
bleibt der Schlussabrechnung vorbehalten.

4. Wird eine Sanierungs- oder Entwicklungsmaßnahme in
einem Teil des förmlich festgelegten Sanierungs- oder
Entwicklungsgebiets abgeschlossen (§ 162 Abs. 1 Satz 2
BauGB), ist für diesen Teil eine vollständige, detaillierte
Abrechnung vorzunehmen.

IV. Form der Abrechnung
1. Die Abrechnung oder der Verwendungsnachweis ist, je

nach städtebaulichem Teilprogramm, unter Verwendung
des entsprechenden Vordrucks zu erstellen. In der Ab-
rechnung sind die für die Maßnahme der Städtebaulichen
Erneuerung entstandenen zuwendungsfähigen Ausgaben
sowie alle sanierungsbedingten Einnahmen (I. VI.) und
Wertansätze (I. VII.) zusammengefasst darzustellen. Das
weitere Abrechnungsverfahren richtet sich nach I. VIII.

2. Soweit Ausgaben und Einnahmen in Zwischennachwei-
sen enthalten sind, genügen Angaben, die den Zwischen-
nachweisen entnommen werden können. Bisher nicht in
Zwischennachweisen enthaltene zuwendungsfähige Aus-
gaben und Einnahmen sind jeweils getrennt nach Ausga-
bengruppen und Einnahmearten in entsprechende Vordru-
cke einzutragen.

3. Einnahmen, die ganz oder teilweise erst nach der Abrech-
nung fällig werden, können auf den Zeitpunkt der Abrech-
nung abgezinst werden. Für Ansprüche des Freistaates
Sachsen entspricht dieser Zinssatz den geltenden Bestim-
mungen nach § 44 SäHO. Der Abzinsungszeitraum endet
nach höchstens zehn Jahren.

V. Zuwendungsfähige Ausgaben
1. Anzugeben sind jeweils die zuwendungsfähigen Ausga-

ben der Gemeinde.
2. Hat die Gemeinde Zuwendungen als Aufwendungszu-

schüsse zur Zinsverbilligung von Kapitalmarktdarlehen
an Dritte gegeben, sind nur diese Zuschüsse in der für den
Darlehenszweck zutreffenden Ausgabengruppe darzustel-
len. Hat die Gemeinde Zuwendungen als Darlehen an
Dritte gegeben, müssen die Darlehensrückflüsse ein-
schließlich Zinsen auch auf der Einnahmeseite nachge-
wiesen werden. Noch nicht zurückgeflossene Darlehens-
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beträge einschließlich Zinsen können nach I. IV. 3. auf
den Zeitpunkt der Abrechnung abgezinst werden.

3. Soweit im Rahmen der Maßnahmen der Städtebaulichen
Erneuerung der Grunderwerb (Boden und Gebäude) für
Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen gefördert wor-
den ist und ab Fertigstellung mindestens 15 Jahre diese
Nutzung hat, werden die Ausgaben des Grunderwerbs bei
den Ausgaben zu 100 vom Hundert berücksichtigt. Wird
der Zeitraum von 15 Jahren unterschritten, so sind
50 vom Hundert der Ausgaben des Grunderwerbs bei den
Ausgaben anzurechnen. Ausgenommen hiervon ist der
Teil der Ausgaben für den Grunderwerb, der auf die Ge-
bäude entfällt, welche bei Erwerb des Grundstückes auf
diesem vorhanden waren und im Laufe des Verfahrens ab-
gebrochen wurden. Dieser Teil der Ausgaben für den
Grunderwerb ist bei den Ausgaben zu 100 vom Hundert
anzurechnen.

VI. Einnahmen
1. Zu berücksichtigen sind alle durch die Maßnahmen der

Städtebaulichen Erneuerung bedingten Einnahmen (Ge-
samtdeckungsprinzip). Dazu zählen auch die Zuwendun-
gen des Landes, gegebenenfalls einschließlich darin ent-
haltener Bundesfinanzhilfen. Eigenmittel der Gemeinde
sind nur in Höhe der zur staatlichen Förderung komple-
mentär notwendigen Eigenmittel bei den Einnahmen an-
zusetzen. Die bisher nicht nachgewiesenen, durch die
Maßnahmen der Städtebaulichen Erneuerung bedingten
Einnahmen sind getrennt nach Einnahmeart auf entspre-
chenden Vordrucken darzustellen.

2. Für die Abrechnung sind bei Städtebaulichen Sanierungs-
und Entwicklungsmaßnahmen die Ausgleichsbeträge zu
ermitteln und, soweit bisher noch nicht in Zwischennach-
weisen enthalten, ebenfalls zu vermerken. Der Gesamtbe-
trag der Ausgleichsbeträge ist abzüglich eines pauschalen
Risikoabschlages in Höhe von 20 vom Hundert als Ein-
nahme zu verbuchen.

3. Soweit die Gemeinde nach § 155 Abs. 3 BauGB beabsich-
tigt, von der Festsetzung eines Ausgleichsbetrags abzuse-
hen, sind der Abrechnung folgende Unterlagen beizufü-
gen:
a) eine gutachtliche Äußerung über die Höhe der sanie-

rungs- oder entwicklungsbedingten Bodenwerterhö-
hung,

b) eine Abschätzung des Ausgleichsbetragsaufkommens,
das sich aufgrund der gutachtlichen Äußerung ergeben
würde; die nach § 155 Abs. 1 BauGB anzurechnenden
Beträge sind anzugeben,

c) eine Veranschlagung des Verwaltungsaufwands, der
mit der vollständigen Ermittlung und Erhebung dieser
Ausgleichsbeträge verbunden wäre,

d) ein Lageplan, in dem der beabsichtigte Anwendungs-
bereich des § 155 Abs. 3 BauGB farblich hervorgeho-
ben ist.

4. Grundstücke, bei denen nach § 155 Abs. 4 BauGB von der
Erhebung eines Ausgleichsbetrags abgesehen werden
soll, sind gesondert darzustellen. Dabei sind die voraus-
sichtliche Höhe des jeweiligen Ausgleichsbetrags und die
für die Freistellung maßgeblichen Gründe zu nennen.

5. Der Erlös aus der Veräußerung eines Grundstücks ist auch
dann als sanierungs- oder entwicklungsbedingte Ein-
nahme (1. Satz 1) zu berücksichtigen, wenn Ausgaben für
die Finanzierung (Zinsausgleich) oder Ausgaben für die
Beseitigung baulicher Anlagen auf diesem Grundstück für
zuwendungsfähig erklärt wurden. Vom Gesamterlös kön-
nen abgesetzt werden
a) die Ausgaben für den Erwerb,

b) bei Grundstücken aus dem Vermögen der Gemeinde
der Verkehrswert zum Zeitpunkt der Programmauf-
nahme sowie

c) sonstige von der Gemeinde getragene Ausgaben für
Aufwendungen auf dem Grundstück, die für die Bau-
freimachung erforderlich waren und nicht mit Zuwen-
dungen der Städtebauförderung finanziert wurden.

VII. Wertansatz für gemeindeeigene Grundstücke
1. Für Grundstücke, deren Erwerb mit Fördermitteln für zu-

wendungsfähig erklärt worden ist und die bei Abschluss
der Maßnahme der Städtebaulichen Erneuerung privat-
wirtschaftlich nutzbar sind, sind zu Lasten der Gemeinde
Wertansätze in die Abrechnung einzustellen. Dies gilt
auch, wenn der Grunderwerb ausnahmsweise außerhalb
des förmlich festgelegten Sanierungs- oder Entwicklungs-
gebiets beziehungsweise mit Beschluss abgegrenzten Ge-
bietes für zuwendungsfähig erklärt wurde. Für Grundstü-
cke mit Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen gilt V. 3.
Für Grundstücke sind Wertansätze auch dann in die Ab-
rechnung einzustellen, soweit Verkaufserlöse nach V. 6.
als Einnahme zu berücksichtigen wären. Die Ermittlung
der Wertansätze ist darzustellen.

2. Für Grundstücke, die öffentlich genutzt werden, hat ein
Wertansatz zu erfolgen, soweit
a) das Grundstück gleichzeitig privatwirtschaftlich ge-

nutzt wird,
b) die Gemeinde aus der Bewirtschaftung des Grund-

stücks Einnahmen erzielt und diese Einnahmen bei der
Zuwendungsentscheidung nicht gegengerechnet wur-
den sowie

c) das Grundstück für eine privatwirtschaftliche Nutzung
vorgesehen ist.

3. Im Rahmen von 1. ist ein Wertansatz zu Lasten der Ge-
meinde auch für solche Grundstücke in die Abrechnung
einzubeziehen, für die ein Erbbaurecht oder ein sonstiges
eigentumsähnliches Recht zugunsten eines Dritten bestellt
worden ist.

4. Für alle anderen Grundstücke der Gemeinde im Sanie-
rungs- oder Entwicklungsgebiet, Erhaltungssatzungsge-
biet, in den Gebieten zur Städtebaulichen Weiterentwick-
lung großer Neubaugebiete sowie in Gebieten zum
Stadtumbau – Aufwertung von Stadtteilen – ist weder ein
Wertansatz zu Lasten, noch ein solcher zu Gunsten der
Gemeinde zu berechnen.

5. Muss ein Wertansatz für gemeindeeigene privatwirt-
schaftlich nutzbare Grundstücke erfolgen, ist der
Verkehrswert (Neuordnungswert) der Grundstücke als
Einnahme anzusetzen, wobei der Verkehrswert des
Grundstückes zum Zeitpunkt des Sanierungsbeginns und
gegebenenfalls eigene Aufwendungen der Gemeinde am
Grundstück abgesetzt werden können.

VIII. Abschluss der Abrechnung
1. Das Regierungspräsidium setzt bei Städtebaulichen Sa-

nierungs- und Entwicklungsmaßnahmen zum Abschluss
der Abrechnung durch Bescheid fest, in welcher Höhe Zu-
wendungen des Landes und gegebenenfalls des Bundes
zum Zuschuss, zum Darlehen oder zu einem sofort an das
Land zurückzuzahlenden Geldbetrag erklärt werden. Die
Rechtsaufsichtsbehörde erhält eine Mehrfertigung des Be-
scheids. Dabei legt das Regierungspräsidium seiner Ent-
scheidung folgendes zugrunde:
a) Erreichen oder übersteigen die förderfähigen Ausga-

ben die Einnahmen und Wertansätze (Fehlbetrag), so
wird die vom Land ausbezahlte Zuwendung insgesamt
zur Zuweisung erklärt. Nachträgliche Zuwendungen
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erfolgen bei der Abrechnung der Sanierungs- oder Ent-
wicklungsmaßnahme nicht.

b) Ergibt sich aus der Abrechnung ein Einnahmeüber-
schuss, so fordert das Regierungspräsidium den Über-
schuss von der Gemeinde anteilig zurück. Der zurück-
zuzahlende Überschussanteil des Landes und
gegebenenfalls des Bundes entspricht seinem Anteil an
der Summe der Fördermittel.

2. Das Regierungspräsidium wandelt den an das Land zu-
rückzuzahlenden Überschussanteil auf Antrag der Ge-
meinde ganz oder zum Teil in ein Annuitätendarlehen mit
einer Laufzeit bis zu zehn Jahren um, wenn der Gemeinde
die sofortige Rückzahlung nicht zugemutet werden kann.
Die Gemeinde stellt den Antrag über die Rechtsaufsichts-
behörde. Die Darlehensschuld ist entsprechend den gel-
tenden Bestimmungen zu § 44 SäHO zu verzinsen. Die
Hauptkasse des Freistaates Sachsen verwaltet das Darle-
hen.

IX. Vereinfachte Abrechnung
Die Abrechnung kann vereinfacht durchgeführt werden,
wenn die zuwendungsfähigen Ausgaben die insgesamt zu
erwartenden Einnahmen (VI.) einschließlich der Wertan-
sätze (VII.) offensichtlich erheblich übersteigen. Danach
ist zum Zweck der Abrechnung keine genaue Ermittlung
der Ausgleichsbeträge und Wertansätze erforderlich,
wenn eine an der obersten Grenze angesetzte Schätzung
dieser Beträge nicht geeignet ist, den ohne Einbeziehung
der Ausgleichsbeträge und Wertansätze ermittelten Fehl-
betrag auszugleichen. In diesem Fall können die Aus-
gleichsbeträge und Wertansätze als jeweils geschätzte Be-
träge ausgewiesen werden, wobei die Grundlagen der
Schätzung zu erläutern sind.

J. In-Kraft-Treten
I. In-Kraft-Treten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach ihrer Ver-
kündung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift über die Vor-
bereitung, Durchführung und Förderung Städtebaulicher
Erneuerungsmaßnahmen im Freistaat Sachsen (VwV-
StBauE) vom 20. Juni 2000 (SächsABl. S. 542) außer
Kraft.

II. Übergangsregelungen/Geltungsdauer
Bei abgeschlossenen Einzelvorhaben richtet sich die Zu-
wendung nach der bisher geltenden Verwaltungsvor-
schrift. Bei Einzelvorhaben, die bereits begonnen, aber
noch nicht abgeschlossen (Schlussabnahme) sind, ist die
bisher gültige Verwaltungsvorschrift anzuwenden. Dies
gilt auch für Vorhaben, die zwar noch nicht abgeschlos-
sen, für die aber Zuwendungsentscheidungen getroffen
wurden.

Dresden, den 16. April 2002

Der Staatsminister des Innern
Klaus Hardraht

Anlagen zur Verwaltungsvorschrift:
– Anlage 1: Nebenbestimmungen für die Förderung städtebau-

licher Erneuerungsmaßnahmen
– Anlage 2: Kontrollrechnung für die pauschale Kostenerstat-

tung für die Instandsetzung von Dach und Fassade
– Anlage 3: Ermittlung des Kostenerstattungsbetrages über den

jährlichen Gesamtbetrag
– Anlage 4: Formular für Auszahlungsantrag
– Anlage 5: Formular für Zwischennachweise
– Anlage 6: Integriertes Stadtentwicklungskonzept
– Anlage 7: Teilkonzept Wohnen
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Anlage 1
(zu VwV-StBauE)

Nebenbestimmungen
für die Förderung städtebaulicher Erneuerungsmaßnahmen

(NBest-Städtebau)

Die NBest-Städtebau enthalten Nebenbestimmungen (Bedin-
gungen und Auflagen) im Sinne des § 36 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes sowie Erläuterungen, die aufgrund der besonderen
Fördervorhaben im Sanierungsbereich notwendig sind. Die Ne-
benbestimmungen sind neben den ANBest-K Bestandteil des
Zuwendungsbescheides. Das Regierungspräsidium behält sich
vor, weitere Auflagen festzusetzen, zu ändern oder zu ergänzen.

I. Anforderungen und Verwendung der Zuwendung
1. Die Zuwendung darf nur für die im Zuwendungsbescheid

genannte städtebauliche Maßnahme nach Maßgabe der Ver-
waltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums des
Innern über die Vorbereitung, Durchführung und Förderung
städtebaulicher Erneuerungsmaßnahmen im Freistaat Sach-
sen (VwV-StBauE) in der jeweils geltenden Fassung ver-
wendet werden.

2. Maßnahmebedingte Einnahmen sind stets vorrangig, das
heißt vor dem Einsatz weiterer Fördermittel, für die Beglei-
chung zuwendungsfähiger Ausgaben einzusetzen.

3. Die Zuwendung darf nur verwendet werden für Ausgaben
von Leistungen oder Lieferungen Dritter, die ab Erteilung
des Zuwendungsbescheides erbracht worden sind. Für vor-
her entstandene Ausgaben darf sie nur verwendet werden,
wenn das Regierungspräsidium eine Ausnahme nach
Nr. 1.3 der VVK zugelassen hat.
Die Zuwendung darf pauschaliert für Nebenausgaben in
Höhe von maximal 10 vom Hundert der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben für Bau- und/oder Ordnungsmaßnahmen ver-
wendet werden.

II. Vergabe von Aufträgen
Bei der Vergabe von Aufträgen zur Durchführung von Ein-
zelmaßnahmen, für die Zuwendungen eingesetzt werden
sind die Hinweise des Sächsischen Staatsministeriums des
Innern über die Vergabe von Aufträgen im kommunalen
Bereich vom 23. September 2000 (SächsABl. S. 794) zu be-
achten. Außerdem ist die Bekanntmachung des Sächsischen
Staatsministeriums für Wirtschaft und Arbeit, des Säch-
sischen Staatsministeriums der Finanzen und des Säch-
sischen Staatsministeriums des Innern über die Schwellen-
werte im öffentlichen Auftragswesen für die Zeit ab
1. Januar 2000 zu beachten.

III. Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Ge-
genstände
Gegenstände, die mit der Zuwendung erworben oder herge-
stellt werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwen-
den. Die Gemeinde darf über sie vor Ablauf von zehn Jahren
seit dem Ende des Bewilligungszeitraums nicht anderweitig
verfügen. Setzt sie Fördermittel für zuwendungsfähige Ein-
zelmaßnahmen Dritter ein, so hat sie die zweckentspre-
chende Verwendung durch den Dritten sicherzustellen.

IV. Mitteilungspflichten
Die Gemeinde ist verpflichtet, unverzüglich dem Regie-
rungspräsidium anzuzeigen, wenn
a) sie weitere Zuwendungen für im Rahmen der Gesamt-

maßnahme geförderte Einzelmaßnahmen bei anderen öf-
fentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder
wenn sich eine wesentliche Änderung bei den für die Be-

messung der Zuwendung zugrunde gelegten Angaben er-
gibt,

b) sich der Zuwendungszweck oder sonstige für die Bewil-
ligung der Zuwendung maßgebliche Umstände ändern
oder wegfallen,

c) sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder
mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,

d) die ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Mo-
naten nach Auszahlung verbraucht werden können,

e) maßnahmebedingte Einnahmen eingehen, die nicht in
Auszahlungsanträgen berücksichtigt sind, sofern sie
nicht innerhalb von zwei Monaten nach Eingang für zu-
wendungsfähige Einzelmaßnahmen eingesetzt werden,

f) sich bereits geförderte Ausgaben nachträglich vermin-
dern und diesen Minderausgaben nicht innerhalb von
zwei Monaten nach Feststellung der Verminderung ent-
sprechende neue zuwendungsfähige Ausgaben gegen-
überstehen,

g) Gegenstände nicht mehr entsprechend dem Zuwen-
dungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt werden
und

h) die Bewilligung nicht oder nur teilweise im Bewilli-
gungszeitraum in Anspruch genommen wird.

Die Mitteilung hat unverzüglich zu erfolgen. Im Falle von
Buchstabe e reicht die Angabe im nächsten Zwischennach-
weis aus, wenn dieser innerhalb eines Jahres erfolgt (zur
Verzinsungspflicht vergleiche VII. 5.).

V. Abrechnung
1. Die Gemeinde hat für die geförderte städtebauliche Gesamt-

maßnahme eine Abrechnung nach Maßgabe des Ab-
schnitts I. der VwV-StBauE in der jeweils gültigen Fassung,
innerhalb von zwölf Monaten nach ihrem Abschluss in
zweifacher Ausfertigung vorzulegen. Die Abrechnung ist
auf den Zeitpunkt des Abschlusses der städtebaulichen
Maßnahme zu beziehen. Die erforderlichen Vordrucke zur
Abrechnung ergehen durch gesonderten Erlass. Wird die
städtebauliche Maßnahme in einem Teil des Gebietes abge-
schlossen, kann für diesen Teil eine vollständige Abrech-
nung vorgenommen werden. Das Regierungspräsidium
kann aus besonderem Grund eine Zwischenabrechnung bei
noch nicht abgeschlossenen städtebaulichen Maßnahmen
verlangen.

2. In der Abrechnung sind die zuwendungsfähigen Ausgaben
der städtebaulichen Maßnahme sowie die maßnahmebe-
dingten Einnahmen einschließlich der zu berücksichtigen-
den Ausgleichsbeträge und Wertansätze zusammengefasst
darzustellen. Soweit die Gemeinde die Möglichkeit zum
Vorsteuerabzug nach § 15 Umsatzsteuergesetz hat, sind nur
die Entgelte (Preise ohne Umsatzsteuer) nachzuweisen, wo-
bei ersichtlich sein muss, ob Umsatzsteuer enthalten ist oder
nicht.

3. In der Abrechnung ist zu bestätigen, dass die Ausgaben zur
Erreichung der Ziele der städtebaulichen Maßnahme not-
wendig waren, wirtschaftlich und sparsam verfahren wor-
den ist und die Ausgaben mit den Büchern und Belegen
übereinstimmen. Ist ein Rechnungsprüfungsamt vorhanden,
muss dieses bestätigen, dass es die Abrechnung geprüft hat.
Das Ergebnis der Prüfung ist in der Abrechnung zu vermer-
ken.
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4. Verwendet die Gemeinde die Fördermittel für zuwendungs-
fähige Ausgaben eines Dritten, so hat sie diesem gegenüber
sicherzustellen, dass die Ausgaben durch prüffähige und
quittierte Belege nachweisbar sind. Die Gemeinde muss
sich das Recht vorbehalten, Einzelmaßnahmen, für die För-
dermittel eingesetzt wurden, nach ihrem Abschluss zu über-
prüfen.

VI. Prüfung
Das Regierungspräsidium ist berechtigt, Bücher, Belege
und sonstige Unterlagen zur Prüfung anzufordern sowie die
Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu
prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Die Ge-
meinde hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten
und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. In den Fällen
von V. 4. sind diese Rechte auch dem Dritten gegenüber
auszubedingen.

VII. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung
1. Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbe-

scheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (§§ 48, 49
VwVfG), Haushaltsrecht oder anderen Rechtsvorschriften
unwirksam ist oder mit Wirkung für die Vergangenheit zu-
rückgenommen oder widerrufen wird.

2. Dies gilt insbesondere, wenn
a) eine auflösende Bedingung eingetreten ist,
b) die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige

Angaben erwirkt worden ist oder
c) die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehe-

nen Zweck verwendet wird.

3. Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch
in Betracht kommen, soweit die Gemeinde
a) ihrer Verpflichtung zur zügigen Durchführung der städ-

tebaulichen Maßnahme nicht nachkommt,
b) die Zuwendung nicht innerhalb von zwei Monaten nach

Auszahlung für fällige Zahlungen verwendet oder
c) Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist

erfüllt, insbesondere die vorgeschriebene Abrechnung
(V. 1.) nicht rechtzeitig vorgelegt wird sowie Mittei-
lungspflichten (IV.) nicht rechtzeitig nachgekommen
wird.

4. Der Erstattungsanspruch ist nach Maßgabe des § 49a Ver-
waltungsverfahrensgesetz mit 3 vom Hundert über dem je-
weiligen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank jähr-
lich zu verzinsen.

5. Werden Fördermittel nicht innerhalb von zwei Monaten
nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwe-
ckes verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht
zurückgenommen oder widerrufen, sind sie nach pflichtge-
mäßem Ermessen für die Zeit von der Auszahlung bis zur
zweckentsprechenden Verwendung in Höhe des unter
Nummer VII. 4. genannten Zinssatzes zu verzinsen. Wer-
den maßnahmebedingte Einnahmen nicht innerhalb von
zwei Monaten für zuwendungsfähige Einzelmaßnahmen
eingesetzt, sind diese Einnahmen in Höhe des zum Entste-
hungszeitpunkt gültigen Fördersatzes ab Eingang bei der
Gemeinde bis zu ihrem Einsatz in Höhe des unter Num-
mer VII. 4. genannten Zinssatzes zu verzinsen.
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Anlage 2
(zu VwV-StBauE)

Kontrollrechnung für die pauschale Kostenerstattung für die Instandsetzung
und teilweise Modernisierung von Dach und Fassade

Gemeinde:

Städtebauliche Erneuerungsmaßnahme:

Gebäude, Haus-Nr., Flurstücks-Nr.:

Baujahr, Restnutzungsdauer in Jahren:

A. Gesamtkosten €

1. Kosten der Instandsetzung und Modernisierung des Gebäudes

2. Kosten eines vergleichbaren Neubaues (ohne Grundstückswert)

3. Verhältnis der Kosten von Nr. 1 zu Nr. 2 (Nr. 1 x 100 : Nr. 2)

B. Ermittlung des förderfähigen Aufwands €

1. Kosten der Instandsetzung und teilweisen Modernisierung
von Dach und Fassade

abzüglich

2. Kosten, die durch Zuschüsse einer anderen Stelle gedeckt sind (§ 177 Abs. 4 Satz 2 BauGB) –

3. Kosten, die der Eigentümer auf Grund anderer Rechtsvorschriften oder wegen
unterlassener Instandsetzung selbst zu tragen hat (§ 177 Abs. 4 Satz 3 BauGB) –

4. Kosten für ausschließliche Aufgaben der Denkmalpflege –

5. Sonstige nicht förderfähige Kosten –

6. Zuwendungsfähiger Aufwand

C. Ermittlung des Jahresmehrertrags

Wohnung bzw.
Nutzung

Größe
in m²

Mieteinnahmen vor
Modernisierung

in € /m²

Mieteinnahmen
nach Modernisie-

rung in€ /m²

Differenz
(Sp. 4 – Sp. 3)

Jahresmehrertrag
(Sp. 2 * Sp. 5)€

1 2 3 4 5 6

Jahresmehrertrag

D. Bewirtschaftungskosten
Modernisierungsbe-
dingte Mehrkosten€

1. Betriebskosten

2. Instandhaltungskosten

3. Mietausfallwagnis

4. Sonstige Kosten

(Verwaltungskosten)

5. Summe modernisierungsbedingter Mehrkosten (max. 25 % von C.)
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(Anlage 2, Seite 2)

E. Eigenleistungen, Eigenkapitalkosten

€

1. Eigenkapital

2. Sach- und Arbeitsleistungen (max. 15 % von B. 6)

3. Summe der Eigenleistungen (mind. 15 % von B. 6)

4. Verzinsung des Eigenkapitals (4% von E. 1)

5. Zuschlag zu Nr. E. 3 als Pauschalabschreibung (1,5 %)

6. Summe der Eigenkapitalkosten

F. Ermittlung des einsetzbaren Fremdkapitals

€

1. Jahresmehrertrag C.

abzüglich

2. Bewirtschaftungskosten D. 5 –

3. Eigenkapitalkosten

4. somit für Fremdkapitalkosten

einsetzbar

5. Zinssatz für Fremdkapital %

6. Pauschalabschreibung 1,50 %

7. Summe

8. Einsetzbares Fremdkapital
(F. 4 x 100 % : F. 7)

G. Ermittlung der unrentierlichen Kosten

€

1. Förderfähiger Aufwand (B. 6)

abzüglich

2. Eigenleistungen (E. 3) –

3. Einsetzbares Fremdkapital (F. 8) –

4. Höhe der unrentierlichen Kosten

5. Anteil der unrentierlichen Kosten am zuwendungsfähigen Aufwand
(G. 4 x 100 % : G. 1) %

Aufgestellt und berechnet:

(Datum und Unterschrift)

Begründung einzelner Positionen:
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Anlage 3
(zu VwV-StBauE)

Ermittlung des Kostenerstattungsbetrags
über den jährlichen Gesamtertrag

Gemeinde Städtebauliche Erneuerungs-
maßnahme

Gebäude, Haus-Nr., Lagebuch-Nr. Flurstücks-Nr. Baujahr, Restnutzungsdauer
in Jahren

A. Gesamtkosten
1. Kosten der Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen €

2. Kosten eines vergleichbaren Neubaues (ohne Grundstückswert) €

3. Verhältnis der Kosten von Nr. 1 zu Nr. 2 (Nr. 1 x 100 : Nr. 2) %

B. Ermittlung des förderfähigen Aufwands €

1. Modernisierungs- und Instandsetzungsaufwand (A.1)

abzüglich
2. Kosten, die durch Zuschüsse einer anderen Stelle gedeckt sind

(§ 177 Abs. 4 Satz 2 BauGB) –

3. Kosten, die der Eigentümer auf Grund anderer Rechtsvorschriften oder wegen unterlas-
sener Instandsetzung selbst zu tragen hat (§ 177 Abs. 4 Satz 3 BauGB) –

4. Kosten für ausschließliche Aufgaben der Denkmalpflege –

5. Sonstige nicht förderfähige Kosten –

6. Förderfähiger Aufwand

C. Ermittlung des jährlichen Gesamtertrags
Mieteinnahmen

Wohnung bzw.
Nutzung

Anzahl Größe in m² monatliche Miete in€ /m² jährliche Gesamteinnahmen

1 2 3 4 5

Anzahl

Stellplätze

1. Jährlicher Gesamtertrag (brutto)

abzüglich

2. Anerkannter Anteil für den Eigentümer –

3. Anzurechnender jährlicher Gesamtertrag
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(Anlage 3, Seite 2)

D. Bewirtschaftungskosten(ohne Abschreibung)

€ jährliche Gesamtkosten

1. Betriebskosten

2. Instandhaltungskosten

3. Mietausfallwagnis

4. Sonstige Kosten
(Verwaltungskosten)

5. Summe jährlicher Bewirtschaftungskosten

E. Eigenleistungen und Eigenkapitalkosten

€ €

1. Eigenkapital

2. Sach- und Arbeitsleistungen
(max. 15,0 % von B. 6)

3. Summe der Eigenleistungen

4. Verzinsung des Eigenkapitals (4 % von E. 1)

5. Zuschlag zu Nr. E. 3 als Pauschalabschreibung (1,5 % )

6. Summe der Eigenkapitalkosten

F. Ermittlung des einsetzbaren Fremdkapitals

€

1. Gesamtertrag

abzüglich C. 3

2. Bewirtschaftungskosten D. 5 –

3. Eigenkapitalkosten E. 6

4. somit für Fremdkapitalkosten einsetzbar

5. Zinssatz
für Fremdkapital %

6. Pauschalabschreibung 1,50%

7. Summe %

8. Einsetzbares Fremdkapital
(F. 4 x 100 : F. 7)
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(Anlage 3, Seite 3)

G. Ermittlung des Kostenerstattungsbetrages

€

1. Förderfähiger Aufwand (B. 6)

abzüglich

2. Eigenleistungen (E. 3) –

3. Fremdkapital (F. 8) –

4. Kostenerstattungsbetrag

5. Anteil des Kostenerstattungsbetrages am förderfähigen Aufwand (G. 4 x 100 : G. 1) %

H. Höhe des Kostenerstattungsbetrages durch Festlegungen der Gemeinde

Der Kostenerstattungsbetrag wird auf %

des förderfähigen Aufwands, höchstens jedoch auf €

festgesetzt.

Aufgestellt und berechnet:

(Datum und Unterschrift)

Begründung einzelner Positionen (insbesondere C. 3 und E. 3):
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Anlage 4
(zu VwV-StBauE)

PLZ, Gemeinde Ort, Datum

Sachbearbeiter

Telefon

Landkreis Aktenzeichen

Sanierungsträger

Bearbeiter

An das Telefon
Regierungspräsidium

Maßnahme

der Gemeinde

Programm Aufnahmejahr

Antrag Nr.
auf Auszahlung von Finanzhilfen

Nach dem vorliegenden Informationen sind für die oben angeführte Maßnahme der Städtebaulichen Erneuerunginnerhalb des
nächsten MonatsZahlungen für durch Dritte erbrachte Leistungen fällig.

Die voraussichtliche Höhe der Fälligkeit beträgt € (FR)

Seit dem letzten Auszahlungsantrag sind Rechnungen
in Höhe von € (FR)
vorfinanziert worden

insgesamt € (FR)

entspricht € Finanzhilfe

Um Auszahlung dieses Betrages wird gebeten.

Überweisung bitte auf Konto Nr. bei der

BLZ

Kto.-Inhaber:

Der Zwischennachweis über die Verwendung der Finanzhilfe wird innerhalb eines Monats nach Erhalt des oben genannten Betrages
nachgereicht.

Unterschrift Stadt/Gemeinde
Stempel
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Anlage 5
(zu VwV-StBauE)

Stadt/Gemeinde Ort, Datum

Landkreis

Zwischennachweis Nr.

zum Auszahlungsantrag Nr.

Zeitraum

Maßnahme

£ Soziale Stadt £ Stadtumbau/Aufwertung

£ SE-Programm £ Stadtumbau/Rückbau

£ SD-Programm

£ StWENG

£ Landessanierungsprogramm

Finanzhilfen €

Auszahlung

tatsächliche Inanspruchnahme

Rückzahlung

Stand der Finanzhilfen (FH) und Kassenmittel (KM)

Bund Land Ingesamt

FH bisher bewilligt

FH bisher ausgezahlt

FH Rest

KM stehen zur Verfügung

KM ausgezahlt

KM Rest
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(Anlage 5, Seite 2)
Einnahmen

Lfd.
Nr.

Tag des Einganges Darlehens-
rückflüsse

Erlöse aus
Grundstücks-
veräußerungen

Sonstige Einnahmen Summe
Sonstige
Einnahmen

Summe
EinnahmenÜberschüsse

(netto) aus Be-
wirtschaftung
von Grund-
stücken

übrige sons-
tige Einnah-
men

€ € € € € €

1 2 3 4 5 6 7 8

Weitere Einnahmen, die bereits in früheren Zwischennachweisen enthalten waren, aber dort
nicht anerkannt, inzwischen jedoch bestätigt worden sind.

Summe/
Übertrag
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(Anlage 5, Seite 3)
Ausgaben

Lfd.
Nr.

Tag der Zah-
lung

Empfänger Zweck Vorbereitende
Untersuchun-
gen

Grunderwerb Ordnungsmaß-
nahmen

Baumaßnah-
men

Sonstige Maß-
nahmen

Vergütungen Verluste Be-
wirtschaftung
Grundstücke

Summe Ausga-
ben

€ € € € € € € €

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

Weitere Ausgaben, die bereits in früheren Zwischennachweisen enthalten waren, aber dort
nicht anerkannt, inzwischen jedoch bestätigt worden sind.

Summe/
Übertrag



(Anlage 5, Seite 4)

Berechnung des Auszahlungsbedarfes

€

1. Bisher anerkannte zuwendungsfähige Ausgaben

abzüglich bisher nachgewiesener sanierungsbedingter Einnahmen –

bisheriger Finanzbedarf

davon abzüglich Anteil der Stadt/Gemeinde (1/3) –

verbleibender Anteil des Bundes/Landes (zusammen 2/3)

hierauf bisher ausgezahlte Finanzhilfen (laut Blatt 1)

davon im Zeitraum des vorliegenden Zwischennachweises:

am €

am €

am €

bisherige Überzahlung/Zuwenigzahlung

2. Nach dem vorliegenden Zwischennachweis ergeben sich

folgende weitere zuwendungsfähige Ausgaben

abzüglich sanierungsbedingte Einnahmen –

weiterer Finanzbedarf

davon abzüglich Anteil der Stadt/Gemeinde (1/3) –

somit weiterer Bedarf an Finanzhilfen

3. Zusammen mit der bisherigen Überzahlung/Zuwenigzahlung
nach Nummer 1
in Höhe von

ergibt sich ein Auszahlungsbedarf von insgesamt

Folgende Auszahlungsanträge sind noch nicht erledigt worden:

– Auszahlungsantrag vom Nr.

– Auszahlungsantrag vom Nr.

Die in den entsprechenden Zwischennachweisen enthaltenen Einnahmen/Ausgaben sind nicht
in Nummer 1 enthalten.
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(Anlage 5, Seite 5)

Bestätigung der Stadt/Gemeinde

– Die Einnahmen und Ausgaben stimmen mit den Büchern und Belegen überein.
– Alle sanierungsbedingten Einnahmen wurden berücksichtigt.
– Bei den Ausgaben wurden nur zuwendungsfähige Kosten der Gesamtmaßnahme aufgenommen.
– Im Zwischennachweis sind keine Ausgaben aufgeführt, die schon in früheren Zwischennachweisen enthalten und vom Regierungs-

präsidium anerkannt worden sind.
– Die Ausgaben sind zur Erreichung des Sanierungsziels notwendig; dabei wurde wirtschaftlich und sparsam verfahren.
– Erfolgen vorgesehene Auszahlungen nicht oder nicht in der angemeldeten Höhe innerhalb des nächsten Monats werden Zeitpunkt

und Höhe der tatsächlichen Auszahlungen unverzüglich dem Regierungspräsidium gemeldet.
– Die Einhaltung der vertraglichen Regelungen mit einem privaten Dritten und die ordnungsgemäße, wirtschaftliche und sparsame

Verwendung der Fördermittel wird durch die Gemeinde geprüft. Das Prüfungsergebnis muss bei Bedarf nachgewiesen werden.

Ort, Datum Unterschrift

Bestätigung des Rechnungsprüfungsamtes:

Der Zwischennachweis wurde geprüft.
Es haben sich keine/folgende Beanstandungen* ergeben:

Ort, Datum Unterschrift

* Die Beanstandungen sind auf besonderem Blatt zu vermerken:

Prüfung des Zwischennachweises
(nicht von der Stadt/Gemeinde auszufüllen)
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(Anlage 5, Seite 6)

Hinweise zum Zwischennachweis für städtebauliche
Sanierungsmaßnahmen

Allgemeines

Im Zwischennachweis sind aufzuführen:

– die zur Zahlung fälligen Ausgaben sowie die gegebenenfalls seit dem vorausgegangenen Zwischennachweis angefallenen Einnah-
men und Ausgaben.

– zusätzlich
Einnahmen und Ausgaben, die bereits in früheren Zwischennachweisen enthalten waren,
dort aber nicht anerkannt, inzwischen jedoch bestätigt worden sind.

Rückzahlungen von Kassenmitteln sind gegenüber dem Regierungspräsidium nachzuweisen
(Kopie des Überweisungsbelegs)

Einnahmen

Darlehensrückflüsse
(Spalte 3)

Aufzuführen sind nur Darlehen, die von der Gemeinde an Dritte gewährt wurden. Zinszuschüsse
zu Kapitalmarktdarlehen sind nur in Höhe der Zuschüsse als Ausgaben in der für den
Darlehenszweck zutreffenden Ausgabenart aufzuführen.

Erlöse aus Grund-
stücksveräußerungen
(Spalte 4)

Wurde der Erwerb eines Grundstücks nur zum Teil als zuwendungsfähig anerkannt, ist auch der
Verkaufserlös nur zu diesem Anteil als sanierungsbedingte Einnahme anzusetzen.

Überschüsse (netto)
aus der Bewirtschaftung
von Grundstücken
(Spalte 5)

Hier sind nur Überschüsse (netto) aus der Bewirtschaftung solcher Grundstücke aufzuführen, die
mit Sanierungsfördermitteln erworben wurden. Ohne Nachweis können die
Bewirtschaftungskosten pauschal mit 25 vom Hundert der Einnahmen angesetzt werden.

Übrige sonstige
Einnahmen
(Spalte 6)

In Betracht kommen zum Beispiel Einnahmen aus dem Verkauf von Stellplätzen, die zuvor als
öffentliche Stellplätze gefördert wurden; Zinsen für Festgeldanlagen von sanierungsbedingten
Einnahmen sowie anteilige Beträge für geförderte Erschließungsanlagen, die bisher nicht
gegengerechnet wurden. Ferner sind hier während der Durchführung der Sanierungsmaßnahme
bereits erhobene oder angerechnete Ausgleichsbeträge anzugeben.

Ausgaben

Tag der Auszahlung
(Spalte 2)

In dem Zwischennachweis werden die Ausgaben aufgenommen, die zur Zahlung fällig werden. In
der Spalte „Tag der Auszahlung“ ist der voraussichtliche Tag der Auszahlung anzugeben. Dieser
und der Auszahlungsbetrag sind in Klammern zu setzen.

Bei bereits angefallenen Kosten ist der Tag der Auszahlung ohne Klammern einzusetzen.

Erfolgen vorgesehene Auszahlungen nicht oder nicht in der angemeldeten Höhe, werden
Zeitpunkt und Höhe der tatsächlichen Auszahlungen unverzüglich dem Regierungspräsidium
gemeldet.

Zweck
(Spalte 4)

Der Verwendungszweck ist so anzugeben, dass die Zuordnung der Ausgaben zu den angegebenen
Kostenarten nachprüfbar ist.

Beispiele:
– Abbruch des Gebäudes X-Straße, Flurstück-Nr. (Ordnungsmaßnahme);
– Umzugskosten für Familie A (Ordnungsmaßnahme);
– Kaufpreis für Grundstück Flurstück-Nr. (Grunderwerb);
– Modernisierung der Gebäude Nrn. 1, 5 und 6 in der X-Straße, Flurstück-Nr. (Baumaßnahme);

Baumaßnahme
(Spalte 8)

Einzutragen ist jeweils der geförderte Anteil an den Gesamtkosten, zum Beispiel die Pauschale
von 30 % zur Instandsetzung und teilweisen Modernisierung von Dach und Fassade.

Vergütungen
(Spalte 10)

Vergütungen für Sanierungsträger und sonstige Beauftragte sind nicht den Einzelmaßnahmen
zuzuordnen, sondern insgesamt in der Spalte 10 (Vergütungen) aufzuführen.
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Anlage 6
(zu VwV-StBauE)

Integriertes Stadtentwicklungskonzept

Für die Erfüllung der Zuwendungsvoraussetzungen nach G. I. 1. ist es erforderlich, dass für die Gemeinde, in der die Maßnahme
durchgeführt werden soll, ein „Integriertes Stadtentwicklungskonzept“ vorliegt, das:

a) sich aus den Teil-Entwicklungskonzepten aller für die Stadtentwicklung bedeutenden Fachbereiche, zum Beispiel:
– Wohnen, Bevölkerungsentwicklung
– Wirtschaft, Arbeitsmarkt
– Verkehr,
– Kultur,
– Denkmalpflege,
– Bildung,
– Finanzen
zusammensetzt,

b) unter gesamtstädtischer Betrachtung die Zusammenhänge zwischen den einzelnen Fachbereichen darstellt,

c) durch die Analyse und Bewertung von Entwicklungsdefiziten und Entwicklungspotenzialen in den einzelnen Fachbereichen,
Ziele, Maßnahmen und Umsetzungsstrategien darstellt, begründet und diese unter Berücksichtigung einer geordneten, zukunftsfä-
higen Gesamtstadtentwicklung und regionaler Entwicklungen zum Konsens führt,

d) mit dem Teilkonzept „Wohnen“ in Übereinstimmung steht. Dieses Teilkonzept „Wohnen“ muss die Mindestanforderungen nach –
Anlage 7 – enthalten.

Auf der Basis des „Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes“ sind für die nächsten drei Kalenderjahre objektkonkrete Aussagen, für
die darauffolgenden zehn Jahre quartiers- beziehungsweise straßenzugsweise Aussagen zu den geplanten Sanierungs- und Rückbau-
maßnahmen unter Angabe der Zahl der Wohneinheiten und der Quadratmeterzahlen sowie dem entsprechenden Finanzierungsbedarf
zu treffen.
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Anlage 7
(zu VwV-StBauE)

Teilkonzept „Wohnen“

Das Teilkonzept „Wohnen“ ist der Bewilligung zugrunde zu legen, wenn das Integrierte Stadtentwicklungskonzept der Gemeinde
nicht vorliegt (vergleiche G. I. 1.).

Das Teilkonzept „Wohnen“ muss in Übereinstimmung mit den Zielen der gesamtstädtischen und regionalen Entwicklung, insbeson-
dere durch die Gegenüberstellung von Angebots- und Bedarfsdaten des Wohnungsmarktes dessen derzeitige und künftige Situation
darstellen und folgende Mindestangaben enthalten:

I. Bevölkerungsentwicklung
a) Bevölkerungsstand (Basis: Sächsische Gemeindestatistik)

Differenzierung nach Bevölkerung zum Stichtag (31. Dezember des Vorjahres) insgesamt, Bevölkerung zum Stichtag nach Alters-
gruppen (absolut und prozentual):

< 15 Jahre
15 bis 65 Jahre
> 65 Jahre

b) Bevölkerungsprognose Basis: („Regionalisierte Bevölkerungsprognose für den Freistaat Sachsen bis 2015“ als Sonderheft 4/2000
des STALA).
Differenziert nach den Zeithorizonten:
– kurzfristig (2000 bis 2005)
– mittelfristig (2006 bis 2010)
– langfristig (2011 bis 2015)
sind Aussagen zur Bevölkerungsentwicklung und Veränderungen zum Stand 1997 unter Beachtung des aktuellen Gebietsstandes
(absolut und prozentual) und zur Bevölkerungsentwicklung und Veränderungen differenziert nach den Altersgruppen

< 15 Jahre
15 bis 65 Jahre
> 65 Jahre zu erbringen.

2. Wohnungsbestandsentwicklung
a) Wohnungsbestand (Basis: Sächsische Gemeindestatistik) differenziert nach:

– Wohnungen zum Stichtag (31. Dezember des Vorjahres) insgesamt,
– Wohnungsgrößenstruktur (Anteil an 1-, 2-, 3-, 4- und mehr Räume/WE),
– Wohngebäudestruktur (Anteil an EFH, ZFH, MFH und deren Baualter),
– Eigentumsquote,
– Vermieterstruktur (Anteil an kommunalen Wohnungsunternehmen, Wohnungsgenossenschaften und Privatvermietern),
– Leerstandsanteil insgesamt und Verteilung im Stadtgebiet.

b) Wohnungsbestandsprognose differenziert nach den Zeithorizonten:
– kurzfristig (2000 bis 2005)
– mittelfristig (2006 bis 2010)
– langfristig (2011 bis 2015)

Auf der Basis des Teilkonzeptes „Wohnen“ sind für die nächsten vier Jahre objektkonkrete Aussagen zu den geplanten Sanierungs-
und Rückbaumaßnahmen und dem entsprechenden Finanzierungsbedarf zu treffen.
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Verwaltungsvorschrift
des Sächsischen Staatsministeriums des Innern

Landesprogramm zur Förderung von Rückbaumaßnahmen im Mietwohnungsbestand
(Landesrückbauprogramm – VwV-LP/R)

Vom 16. April 2002

Inhaltsübersicht
I. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
II. Gegenstand der Förderung
III. Zuwendungsempfänger
IV. Zuwendungsvoraussetzungen
V. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung
VI. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
VII. Verfahren
VIII. Übergangsvorschriften
IX. In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten

I. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1. Der Freistaat Sachsen unterstützt mit Landesmitteln im Rah-

men der verfügbaren Haushaltsmittel nach § 44 der Haus-
haltsordnung des Freistaates Sachsen (Sächsische Haushalts-
ordnung – SäHO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. April 2001 (SächsGVBl. S. 153) Baumaßnahmen mit dem
Ziel der Wiederherstellung intakter Stadtstrukturen und der
Sicherung und Herstellung der Funktionsfähigkeit der loka-
len Wohnungsmärkte durch den Ausgleich von Angebot und
Nachfrage.
Auf der Grundlage von „Integrierten Stadtentwicklungskon-
zepten“ sollen Stadtteile stabilisiert werden, die durch physi-
schen Verfall und soziale Erosion bedroht sind.
Das Förderprogramm soll Vermieter in die Lage versetzen,
dauerhaft am Wohnungsmarkt nicht mehr benötigten Miet-
wohnraum zurückzubauen.

2. Zuwendungen werden unter den Voraussetzungen der Ver-
waltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums des
Innern über die Förderung des Wohnungsbaus (Wohnungs-
bauförderbestimmungen – WFB 2000) vom 30. Novem-
ber 1999 (SächsABl. S. 1073), zuletzt geändert am
16. April 2002 (SächsABl. SDr. S. S487), in der jeweils zum
Zeitpunkt der Bewilligung geltenden Fassung gewährt, so-
weit diese Vorschrift nichts anderes bestimmt.

II. Gegenstand der Förderung
1. Gefördert wird der Rückbau von dauerhaft nicht mehr benö-

tigten Mietwohngebäuden oder -gebäudeteilen im Rahmen
eines Sanierungskonzeptes nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 Altschul-
denhilfeverordnung (AHGV) vom 15. Dezember 2000
(BGBl. I S. 1734).
Zu Wohngebäuden gehören auch die Gewerbeflächen in
überwiegend zum Wohnen genutzten Gebäuden.

2. Nicht förderfähig sind planungsrechtliche Entschädigungs-
ansprüche und Leistungen an Eigentümer, die den Wert rück-
gebauter Gebäude oder Gebäudeteile ausgleichen sollen.

III. Zuwendungsempfänger
Empfänger der Zuwendung ist der Eigentümer.

IV. Zuwendungsvoraussetzungen
1. Voraussetzungen für eine Bewilligung sind:

a) dass die Baumaßnahme im Einklang mit dem abgestimm-
ten „Integrierten Stadtentwicklungskonzept“ (Anhang 1)
steht.

b) die Zustimmung der Gemeinde zur Förderung der Bau-
maßnahme.

Die Gemeinde erklärt ihre Zustimmung, wenn die Bau-
maßnahme mit dem integrierten Stadtentwicklungskon-
zept nach Buchstabe a übereinstimmt.

c) ein Unternehmenskonzept des Vermieters, das neben den
betriebswirtschaftlichen Auswirkungen der Maßnahme
die Entwicklungsziele des Unternehmens darstellt. Das
Konzept muss unter Berücksichtigung der finanziellen
Ausgangssituation, des örtlichen und regionalen Woh-
nungsleerstandes, des langfristig zu erwartenden Woh-
nungsangebots und der Nachfragesituation, der realistisch
eingeschätzten Mieteinnahmen und der betriebswirt-
schaftlichen Auswirkungen der geplanten Maßnahme
schlüssig sein. Das Unternehmenskonzept muss die beab-
sichtigten Rückbau- und Investitionsmaßnahmen enthal-
ten. Die Nachnutzung des Grundstückes ist in das Konzept
einzubeziehen.
Dies gilt entsprechend für Antragsteller die natürliche
Personen sind.

d) die vorherige Zustimmung des Bürgschaftsgebers, wenn
dem Unternehmen Bürgschaften des Freistaates nach den
Richtlinien des Freistaates Sachsen für die Übernahme
von Bürgschaften zur Förderung des Wohnungswesens
(Amtsblatt des Sächsischen Staatsministeriums der Finan-
zen Nr. 1/1994) gewährt worden sind.
Hat der Verfügungsberechtigte über den Wohnraum einen
Kredit in Anspruch genommen, ist auch der Nachweis
über die Abstimmung mit dem Kreditgeber hinsichtlich
der angestrebten Maßnahmen vorzulegen.

e) ein im Verhältnis zur Baumaßnahme angemessenes Maß-
nahmenkonzept für die Gestaltung des Grundstücks. Die
Bewilligungsstelle soll die Umsetzung des Maßnahmen-
konzeptes durch eine angemessen zu befristendende Auf-
lage in der Bewilligung sichern.

2. Wenn das nach Nummer 1 Buchst. a geforderte Integrierte
Stadtentwicklungskonzept der Gemeinde nicht vorliegt, ist
das Teilkonzept „Wohnen“ (Anhang 2) der Bewilligung zu-
grunde zu legen.

3. Baumaßnahmen, die im Rahmen von Stadtumbaumaßnah-
men beantragt werden, einer ganzheitlichen, nachhaltigen
Aufwertung von Wohnquartieren dienen und in der Stadtent-
wicklungsplanung der Gemeinde Priorität haben, genießen
auch Priorität bei der Bewilligung von Fördermitteln nach
dieser Verwaltungsvorschrift.

4. Gesetzliche Voraussetzungen für eine Bewilligung sind:
a) bei genehmigungsbedürftigen Vorhaben eine Baugeneh-

migung nach § 62 Sächsische Bauordnung (SächsBO)
vom 18. März 1999 (SächsGVBl. S. 86, 186), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Dezem-
ber 2001 (SächsGVBl. S. 716, 724) in der jeweils gelten-
den Fassung,

b) bei Vorhaben in einem förmlich festgelegten Sanierungs-
gebiet nach § 142 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 27. August 1997 (BGBl. I
S. 2141, 1998 I S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 11
des Gesetzes zur Reform des Wohnungsbaurechts vom
13. September 2001 (BGBl. I S. 2376) in der jeweils gel-
tenden Fassung eine entsprechende Genehmigung (§ 145
BauGB),

c) bei Kulturdenkmalen nach dem Sächsischen Denkmal-
schutzgesetz (SächsDSchG) vom 3. März 1993
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(SächsGVBl. S. 229) in der jeweils geltenden Fassung
eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung (§ 12
SächsDSchG).

V. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung
1. Der Zuwendungsempfänger erhält einen nichtrückzahlbaren

Zuschuss des Freistaates Sachsen in Höhe von 70 EUR/m2

rückgebauter Wohnfläche als Pauschalbetrag.
2. Mit der Pauschale nach Nummer 1 sind die folgenden Leis-

tungen abgegolten:
a) Abbruch und Demontage des Bauwerkes einschließlich

der Ver- und Entsorgungsleitungen
b) Abtransport des Abbruchmaterials einschließlich der End-

deponie
c) Sicherungsmaßnahmen an abgetrennten Ver- und Entsor-

gungsleitungen
d) Herrichtung und Gestaltung der Abrissfläche
e) notwendige Baunebenkosten
f) Aufwendungen für die Freimachung von Wohnungen.

VI. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
1. Mit den geförderten Baumaßnahmen darf erst nach erfolgter

Bewilligung der Fördermittel begonnen werden. Ausnahmen
für einen vorzeitigen Baubeginn können von der Bewilli-
gungsstelle in begründeten Einzelfällen genehmigt werden.

2. Eine Förderung erfolgt nur, wenn die Baukosten auf der
Grundlage einer Ausschreibung gemäß den „Allgemeinen
Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförde-
rung“ (ANBest-P) in der jeweils geltenden Fassung ermittelt
worden sind.

3. Es ist möglich, die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben der
Einzelmaßnahme, bei Anwendung der Kostentrennung auf
der Basis einer Abschnittsbildung, auf zuwendungsfähige
Ausgaben anderer Förderprogramme aufzuteilen, soweit in
diesen Programmen nichts anderes bestimmt ist. Eine Dop-
pelförderung einzelner Bereiche oder Ausgaben ist in jedem
Fall auszuschließen.

VII. Verfahren
1. Für das Verfahren gelten die Regelungen in Nummer 7 der

WFB soweit im Folgenden nichts anderes geregelt ist.
2. Antragstelle ist das Regierungspräsidium.
3. Der Antrag ist über die Gemeinde an das Regierungspräsi-

dium zu stellen.

Vor Einreichung des Antrages beim Regierungspräsidium ist
die Zustimmung der Gemeinde nach IV. 1. Buchst. b vom An-
tragsteller einzuholen und dem Antrag beizufügen.

4. Die Gemeinde stellt dem Regierungspräsidium ein Exemplar
des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes oder das Teil-
konzept „Wohnen“ zur Prüfung des Antrages zur Verfügung.

5. Das Regierungspräsidium prüft die Förderfähigkeit der Vor-
haben nach II. 1. und 2., die Einhaltung der Zuwendungsvor-
aussetzungen nach IV. 1. Buchst. a, b und e, IV. 2. und 3., er-
fasst die Förderanträge, führt eine Prioritätenliste, erarbeitet
einen Fördervorschlag und leitet diesen zusammen mit den
vollständigen Anträgen an die Bewilligungsstelle weiter.

6. Bewilligungsstelle ist die SAB GmbH.
7. Die SAB GmbH prüft die Einhaltung der Zuwendungsvor-

aussetzungen nach IV. 1. Buchst. c und d.
8. Die Auszahlung der Fördermittel erfolgt nach Baufortschritt:

15 % mit Beginn der Durchführung der Abrissmaßnahme
und Vorlage der Bautenstandsbestätigung des Bauleiters
bei der Bewilligungsstelle,
45 % nach Gebäudeabriss und Vorlage der Bautenstands-
bestätigung des Bauleiters bei der Bewilligungsstelle,
40 % nach Abschluss der Maßnahme und Vorlage der Un-
terlagen zur Prüfung des Verwendungsnachweises bei der
Bewilligungsstelle.

VIII. Übergangsvorschriften
Rückbau-Anträge, die nach der VwV-Stadtumbaumaßnahmen
vom 6. April 2001 (SächsABl. S. 562) bis zum In-Kraft-Treten
dieser Verwaltungsvorschrift gestellt worden sind und über die
bislang noch nicht entschieden worden ist, sind nach dieser Ver-
waltungsvorschrift zu entscheiden. Für diese Anträge gilt jedoch
nicht, dass die Rückbaumaßnahmen im Rahmen eines Sanie-
rungskonzeptes nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 Altschuldenhilfeverord-
nung (AHGV) vom 15. Dezember 2000 durchgeführt werden
sollen.

IX. In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten
Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröffentli-
chung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die VwV-Stadtumbaumaßnahmen vom
6. April 2001 (SächsABl. S. 562) außer Kraft.

Dresden, den 16. April 2002

Der Staatsminister des Innern
Klaus Hardraht
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Anhang 1
(zu VwV-LP/R)

Integriertes Stadtentwicklungskonzept

Für die Erfüllung der Zuwendungsvoraussetzungen nach IV. 1. a ist es erforderlich, dass für die Gemeinde, in der die Maßnahme
durchgeführt werden soll, ein „Integriertes Stadtentwicklungskonzept“ vorliegt, das:

a) sich aus den Teil-Entwicklungskonzepten aller für die Stadtentwicklung bedeutenden Fachbereiche, zum Beispiel:
– Wohnen, Bevölkerungsentwicklung
– Wirtschaft, Arbeitsmarkt
– Verkehr,
– Kultur,
– Denkmalpflege,
– Bildung,
– Finanzen
zusammensetzt,

b) unter gesamtstädtischer Betrachtung die Zusammenhänge zwischen den einzelnen Fachbereichen darstellt,

c) durch die Analyse und Bewertung von Entwicklungsdefiziten und Entwicklungspotenzialen in den einzelnen Fachbereichen,
Ziele, Maßnahmen und Umsetzungsstrategien darstellt, begründet und diese unter Berücksichtigung einer geordneten, zukunftsfä-
higen Gesamtstadtentwicklung und regionaler Entwicklungen zum Konsens führt,

d) mit dem Teilkonzept „Wohnen“ in Übereinstimmung steht. Dieses Teilkonzept „Wohnen“ muss die Mindestanforderungen nach –
Anhang 2 – enthalten.

Auf der Basis des „Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes“ sind für die nächsten drei Kalenderjahre objektkonkrete Aussagen, für
die darauffolgenden zehn Jahre quartiers- beziehungsweise straßenzugsweise Aussagen zu den geplanten Sanierungs- und Rückbau-
maßnahmen unter Angabe der Zahl der Wohneinheiten und der Quadratmeterzahlen sowie dem entsprechenden Finanzierungsbedarf
zu treffen.
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Anhang 2
(zu VwV-LP/R)

Teilkonzept „Wohnen“

Das Teilkonzept „Wohnen“ ist der Bewilligung zugrunde zu legen, wenn das Integrierte Stadtentwicklungskonzept der Gemeinde
nicht vorliegt (vergleiche IV. 2.).

Das Teilkonzept „Wohnen“ muss in Übereinstimmung mit den Zielen der gesamtstädtischen und regionalen Entwicklung, insbeson-
dere durch die Gegenüberstellung von Angebots- und Bedarfsdaten des Wohnungsmarktes dessen derzeitige und künftige Situation
darstellen und folgende Mindestangaben enthalten:

I. Bevölkerungsentwicklung
a) Bevölkerungsstand (Basis: Sächsische Gemeindestatistik)

Differenzierung nach Bevölkerung zum Stichtag (31. Dezember des Vorjahres) insgesamt, Bevölkerung zum Stichtag nach Alters-
gruppen (absolut und prozentual):

15 Jahre
15 bis 65 Jahre
65 Jahre

b) Bevölkerungsprognose Basis: („Regionalisierte Bevölkerungsprognose für den Freistaat Sachsen bis 2015“ als Sonderheft 4/2000
des STALA).
Differenziert nach den Zeithorizonten:
– kurzfristig (2000 bis 2005)
– mittelfristig (2006 bis 2010)
– langfristig (2011 bis 2015)
sind Aussagen zur Bevölkerungsentwicklung und Veränderungen zum Stand 1997 unter Beachtung des aktuellen Gebietsstandes
(absolut und prozentual) und zur Bevölkerungsentwicklung und Veränderungen differenziert nach den Altersgruppen

15 Jahre
15 bis 65 Jahre
65 Jahre zu erbringen.

2. Wohnungsbestandsentwicklung
a) Wohnungsbestand (Basis: Sächsische Gemeindestatistik) differenziert nach:

– Wohnungen zum Stichtag (31. Dezember des Vorjahres) insgesamt,
– Wohnungsgrößenstruktur (Anteil an 1-, 2-, 3-, 4- und mehr Räume/WE),
– Wohngebäudestruktur (Anteil an EFH, ZFH, MFH und deren Baualter),
– Eigentumsquote,
– Vermieterstruktur (Anteil an kommunalen Wohnungsunternehmen, Wohnungsgenossenschaften und Privatvermietern),
– Leerstandsanteil insgesamt und Verteilung im Stadtgebiet.

b) Wohnungsbestandsprognose differenziert nach den Zeithorizonten:
– kurzfristig (2000 bis 2005)
– mittelfristig (2006 bis 2010)
– langfristig (2011 bis 2015)

Auf der Basis des Teilkonzeptes „Wohnen“ sind für die nächsten vier Jahre objektkonkrete Aussagen zu den geplanten Sanierungs-
und Rückbaumaßnahmen und dem entsprechenden Finanzierungsbedarf zu treffen.
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Verwaltungsvorschrift
des Sächsischen Staatsministeriums des Innern

zur Schaffung von Wohneigentum 2002
(VwV-E/Pr. – Eigentumsprogramm 2002)

Vom 16. April 2002

Inhaltsübersicht
I. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
II. Gegenstand der Förderung
III. Zuwendungsempfänger
IV. Zuwendungsvoraussetzungen
V. Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen
1. Wohnungsbaudarlehen Z 15
2. Wohnungsbaudarlehen für besondere Zielgruppen und

besonderen Aufwand
3. Zinsverbilligtes Tilgungsdarlehen (T 8-Darlehen)
4. Landesmodernisierungsdarlehen
VI. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
1. Förderungsvereinbarung
2. Prüfungsrecht
3. Bereitstellungszinsen
VII. Verfahren
VIII. In-Kraft-Treten
Anlage: Belastungstabelle

I. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
Der Freistaat Sachsen unterstützt mit Einsatz von Bundesfinanz-
hilfen zur Förderung des Wohnungswesens im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel nach § 44 der Haushaltsordnung des
Freistaates Sachsen (Sächsische Haushaltsordnung – SäHO) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 2001
(SächsGVBl. S. 153) in Verbindung mit den Vorläufigen Ver-
waltungsvorschriften des Sächsischen Staatsministeriums der
Finanzen zur Vorläufigen Sächsischen Haushaltsordnung (Vorl.
VwV-SäHO) vom 20. Oktober 1997 (SächsABl. SDr. Nr. 13
S. S649), zuletzt geändert durch Verwaltungsvorschrift vom
29. September 1999 (SächsABl. SDr. Nr. 10 S. S 309), in der je-
weils geltenden Fassung den Erwerb und die Schaffung selbstge-
nutzten Wohneigentums. Nach § 46 Abs. 2 des Wohnraumförde-
rungsgesetzes (WoFG) vom 13. September 2001 (BGBl. I
S. 2376 ff.) werden die Fördermittel bis zum 31. Dezember 2002
auf der Grundlage des Zweiten Wohnungsbaugesetzes in der
vom 31. Dezember 2001 geltenden Fassung bewilligt. Das Ei-
gentumsprogramm soll vor allem kinderreiche Familien und Fa-
milien mit einem schwerbehinderten Haushaltsmitglied sowie
alleinstehende Elternteile mit mindestens einem Kind bei einem
ausreichenden Familieneinkommen und trotz einer noch ver-
gleichsweise geringen eigenen Ansparleistung in die Lage ver-
setzen, bereits jetzt Wohneigentum zu bilden. Hierzu soll grund-
sätzlich bestehender Wohnraum herangezogen werden.
Zuwendungen werden unter den Voraussetzungen der Verwal-
tungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums des Innern
über die Förderung des Wohnungsbaus (Wohnungsbauförderbe-
stimmungen – WFB) vom 30. November 1999 (SächsABl.
S. 1073), zuletzt geändert durch Verwaltungsvorschrift vom
16. April 2002 (SächsABl. SDr. S. S 487), in der jeweils zum
Zeitpunkt der Bewilligung geltenden Fassung gewährt, soweit
diese Vorschrift nichts anderes bestimmt.

II. Gegenstand der Förderung
1. Gefördert werden Maßnahmen zum Erwerb und zur Moderni-

sierung von Bestandsimmobilien sowie zur Neuschaffung
von Wohneigentum.

2. Maßnahmen zum Erwerb von Bestandsimmobilien sind der
Erwerb einer dauerhaft bewohnbaren Wohnung oder eines
dauerhaft bewohnbaren Eigenheimes aus dem Bestand im

Sinne von § 9 Abs. 2 Eigenheimzulagegesetz in der jeweils
geltenden Fassung nach Ablauf des zweiten auf das Jahr der
Fertigstellung folgende Jahr.

3. Maßnahmen zur Neuschaffung von Wohneigentum sind
a) die Errichtung eines Eigenheims,

– das nach § 34 Baugesetzbuch (BauGB) innerhalb von
im Zusammenhang bebauter Ortsteile zulässig ist und
der Entwicklung der innerörtlichen Lage dient. Sollte
für ein innerörtliches Vorhaben ein Bebauungsplan
nach § 30 BauGB maßgeblich sein, ist eine Förderung
nur zulässig, wenn die umgebende, prägende Bebauung
bereits am 3. Oktober 1990 bestanden hat oder es sich
um eine innerörtliche Brache handelt oder

– das eine Familie mit mindestens zwei haushaltsangehö-
rigen Kindern oder ein Haushalt mit einem schwerbe-
hinderten Mitglied (vergleiche V. 2. b) erstellt, oder

– das in Passivhausbauweise (vergleiche V. 2. e), erstellt
wird.

b) die Schaffung von Wohnraum durch Aus- oder Umbau,
durch Aufstockung oder durch Anbau,

c) der Erwerb einer neu-, um- oder ausgebauten Eigentums-
wohnung oder eines neu-, um- oder ausgebauten Eigen-
heimes. Beim Erwerb einer neugebauten Eigentumswoh-
nung oder eines neugebauten Eigenheimes sind die
Voraussetzungen von 3. Buchst. a einzuhalten. Der Er-
werb einer Eigentumswohnung wird nicht gefördert,
wenn der Erwerber die Verpflichtung eingegangen ist, die
Eigentumswohnung selbst herzustellen; die Beauftragung
eines Dritten mit der Herstellung ist nur zulässig, wenn
dieser Bauträger im Sinne der Makler- und Bauträgerver-
ordnung (MaBV) vom 7. November 1990 (BGBl. I
S. 2479) in der jeweils geltenden Fassung ist,

d) die Wiedergewinnung eines Eigenheimes oder einer Ei-
gentumswohnung (nicht bewohnbaren Wohnraum wieder
zu Wohnzwecken herrichten).

4. Im Rahmen dieses Programmes können Modellvorhaben zur
Schaffung von Wohneigentum gefördert werden.

5. Nicht gefördert werden Objekte, für die gleichzeitig Förder-
mittel nach § 4 Abs. 1 Gesetz zum Ausgleich unterschiedli-
cher Wirtschaftskraft und der Förderung des wirtschaftlichen
Wachstums in den neuen Ländern (Investitionsfördergesetz
Aufbau Ost) (BGBl. 1993 I S. 982) gewährt werden.

6. Eine Förderung nach dieser Vorschrift setzt bei Vorliegen der
jeweiligen Bedingungen voraus, dass mindestens
a) das für den nachstelligen Beleihungsraum vorgesehene

Programm der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) zur
Förderung von selbstgenutztem Wohneigentum (KfW-
Wohneigentumsprogramm, Programm-Nr. 124126,
Merkblatt der KfW Nr. 142431) und

b) das zinsverbilligte Tilgungsdarlehen (T 8), siehe V. 3., im
höchstmöglichen Umfang der Eigenheimzulage ausge-
schöpft werden.

c) Das Programm der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
zur CO2-Minderung (Programm-Nr. 123, Merkblatt der
KfW Nr. 145041) und das Programm der Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW) zur Wohnraummodernisierung II
(Programm-Nr. 129, Merkblatt der KfW Nr. 140680) sol-
len ausgeschöpft werden.
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Der Anteil der KfW-Förderung soll mindestens
30 vom Hundert des gesamten Fremdfinanzierungsbedar-
fes betragen.

7. Einer Förderung nach dieser Vorschrift steht nicht entge-
gen, wenn die Finanzierung des selbstgenutzten Wohnei-
gentums nach folgenden Programmen gefördert wird:

a) dem DtA-Umweltprogramm – Richtlinie der Deutschen
Ausgleichsbank (DtA),

b) den Programmen der Kreditanstalt für Wiederaufbau
(KfW) und der Sächsischen Aufbaubank GmbH (SAB)
FD 10,

c) dem Wohneigentumprogramms im Rahmen des Stadtum-
bauprogramms Ost (Innenstadtzulage),

d) Programme der Städtebaulichen Erneuerung, sofern nicht
Fördermittel nach Absatz 5 für die Maßnahme zum Ein-
satz kommen,

e) sonstigen Programmen, die nachhaltige ökologische oder
energiesparende Maßnahmen fördern. Die nach diesen
Programmen geförderten Baukosten sind bei der Berech-
nung der förderfähigen Baukosten nach diesem Programm
in Abzug zu bringen,

f) sonstige steuerliche Förderungen.

III. Zuwendungsempfänger
Empfänger der Zuwendungen ist der Bauherr oder der Erwerber
von Wohneigentum zur Selbstnutzung.

IV. Zuwendungsvoraussetzungen
1. Eine Bewilligung setzt voraus, dass nach der Sächsischen

Bauordnung (SächsBO) vom 18. März 1999 (SächsGVBl.
S. 85) zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Juni 2001
(SächsGVBl. S. 426) in der jeweils geltenden Fassung
a) eine Baugenehmigung nach §§ 62, 62a SächsBO oder
b) ein qualifizierter Vorbescheid nach § 63a Abs. 3 und § 66

SächsBO erteilt ist oder
c) nach § 63 SächsBO (Anzeigeverfahren) oder § 63a

SächsBO genehmigungsfrei mit dem Vorhaben begonnen
werden darf.

2. Die Förderung setzt eine Eigenleistung von grundsätzlich
15 vom Hundert der Gesamtkosten voraus. Die Eigenleistung
kann bis zur Hälfte in Form von Selbsthilfe erbracht werden.

3. Gefördert wird ein Haushalt, dessen nach §§ 20 bis 24 WoFG
ermitteltes Gesamteinkommen folgende Einkommensgren-
zen nicht überschreitet:
a) 23 000 Euro für einen Einpersonenhaushalt
b) 30 000 Euro für einen Zweipersonenhaushalt zuzüglich

7 000 Euro für jedes Kind beziehungsweise weitere zum
Haushalt rechnende Person.

4. Maßnahmen
a) zum Erwerb und zur Modernisierung von Bestandsimmo-

bilien nach II. 2., 3. c, d und V. 3. für Haushaltsgrößen ab
einer Person,

b) zur Neuschaffung von Wohnraum von Ein- und Zweiper-
sonenhaushalten, wenn ein Haushaltsmitglied schwerbe-
hindert mit einem Grad der Behinderung von mindestens
80 ist oder für ein haushaltsangehöriges Kind nach § 32
Abs. 1 bis 5 Einkommensteuergesetz in der jeweils gelten-
den Fassung einen Kinderfreibetrag oder Kindergeld ge-
währt wird,

c) zur Neuschaffung von Wohneigentum nach Maßgabe von
II. 3. erster Spiegelstrich („innerörtliche Lagen“) und drit-
ter Spiegelstrich („Passivhaus“) für Haushaltsgrößen ab
drei Personen,

d) zur Förderung von nichtehelichen Lebensgemeinschaften,
wenn mindestens ein Kind, das einem Partner zuzuordnen
ist, zum Haushalt gehört,

sind förderfähig. Die Förderung nach Buchstabe d setzt vo-
raus, dass beide Antragsteller sich schuldrechtlich als Ge-
samtschuldner verpflichten. Reine Wohn- und Wirtschaftsge-
meinschaften werden nicht gefördert.

5. Gefördert wird ein Haushalt, dessen Gesamtbelastung auf
Dauer tragbar erscheint; die Tragfähigkeit der Belastung ist
gemäß der Belastungstabelle (Anlage) abhängig von der
Größe und dem nachhaltig gesicherten monatlichen Brutto-
einkommen des Antragstellerhaushalts. Der Lebensunterhalt
des Antragstellers und der zum Haushalt gehörenden Perso-
nen gilt als gesichert, wenn seine monatliche Belastung die in
der Belastungstabelle aufgeführten Werte nicht überschreitet.

6. Die Größe und der Wert des Grundstücks dürfen das ortsübli-
che Maß in vergleichbaren Wohngebieten nicht wesentlich
übersteigen.

7. Der Zuwendungsempfänger darf außer in Fällen der aus-
schließlichen Modernisierung nach V. 2. d und V. 4. nicht be-
reits über Wohneigentum von angemessener Größe verfügen.
Ausnahmsweise kann trotz verfügbaren Wohneigentums ge-
fördert werden (zum Beispiel im Falle eines Arbeitsplatz-
wechsels oder aus familiären Gründen), wenn der Antragstel-
ler alle zumutbaren Maßnahmen ergriffen hat, um
insbesondere durch Ausbau und Umbau sowie Erweiterung
des Wohnraums eine angemessene Wohnfläche zu erreichen
und sich der Antragsteller den Erlös als Eigenkapital anrech-
nen lässt, der im Falle einer Veräußerung des vorhandenen
Wohneigentums verbliebe.

8. Nicht gefördert wird,
a) wer über ausreichend Eigenkapital verfügt, um sich ange-

messen mit Wohnraum zu versorgen,
b) wenn eine Förderung auch bei Einhaltung der Einkom-

mens- und Belastungsgrenze offensichtlich nicht gerecht-
fertigt wäre,

c) wenn der Antragsteller außer in ausschließlichen Moder-
nisierungsfällen nach V. 2. d und V. 4. bereits mit einem
Eigentumsprogramm des Freistaates Sachsen gefördert
wurde.

9. Die Wohnungen dürfen folgende Wohnflächengrenzen ge-
mäß § 39 Abs. 1 II. WoBauG nicht überschreiten:
a) Familienheim mit nur einer Wohnung 130 m2

b) Familienheim mit zwei Wohnungen 200 m2

c) Eigengenutzte Eigentumswohnung 120 m2

d) andere Wohnungen 90 m2.
Überschreitungen sind entsprechend § 39 Abs. 2 II. WoBauG
zulässig.

V. Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen
1. Wohnungsbaudarlehen Z 15

a) Die Förderung erfolgt durch ein Wohnungsbaudarlehen
mit einer Laufzeit von fünfzehn Jahren (Z 15).

b) Die Höhe des Wohnungsbaudarlehens Z 15 beträgt bei
einem Einpersonenhaushalt bis zu 25 000 Euro, bei einem
Zweipersonenhaushalt bis zu 50 000 Euro. Für jedes wei-
tere zum Haushalt gehörende Kind erhöht sich der Darle-
hensbetrag um bis zu 15 000 Euro.

c) Gefördert wird der Darlehensnehmer mit Baukosten bis
1 650 Euro je Quadratmeter Wohnfläche.
Die Baukosten werden nach § 5 Abs. 3 und nach Anlage 1
Zweite Berechnungsverordnung vom 12. Oktober 1990
(BGBl. I S. 2178) zuletzt geändert durch das Gesetz zur
Reform des Wohnungsbaurechts vom 13. September 2001
(BGBl. I. S. 2376) in der jeweils geltenden Fassung ermit-
telt.
Im Geschosswohnungsbau sind die beim Bau von Tiefga-
ragen im Vergleich zur herkömmlichen Bauweise (Stell-
platz oder Garage) in der Regel entstehenden Mehrauf-
wendungen in Höhe von 8 000 Euro pro Wohneinheit und
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die beim Einbau eines Fahrstuhles pro Wohneinheit anfal-
lenden Kosten in Höhe von 4 000 Euro bei der Ermittlung
der Baukosten nicht zu berücksichtigen.
Baukosten, die durch die Errichtung in Passivhausbau-
weise oder die besondere Berücksichtigung ökologischer
Aspekte (zum Beispiel Photovoltaik-, Solartechnik, Re-
genwasser- beziehungsweise Brauchwassernutzung,
Gründächer, Wiederverwendung von aus Abbruchmaß-
nahmen geborgener Bauteile, Kosten der Brachen- oder
Altlastensanierung) unmittelbar als Mehrkosten gegen-
über einer konventionellen Bauweise verursacht werden,
sind bei der Ermittlung der Baukosten nicht zu berück-
sichtigen.

d) Die Bewilligungsstelle legt den unverbilligten Kapital-
marktzins in marktüblicher Höhe zum Zeitpunkt der Be-
willigung fest. Der Kapitalmarktzins wird für die Laufzeit
des Wohnungsbaudarlehens Z 15 wie folgt verbilligt:
aa) im 1. und 2. Jahr auf 2,75 vom Hundert,

aber höchstens um 4,25 vom Hundert
bb) im 3. und 4. Jahr auf 3,25 vom Hundert,

aber höchstens um 3,75 vom Hundert
cc) im 5. bis 9. Jahr auf 3,75 vom Hundert,

aber höchstens um 3,25 vom Hundert
dd) im 10. bis 15. Jahr auf 4,25 vom Hundert,

aber höchstens um 2,75 vom Hundert.
Die Tilgung beträgt für die Laufzeit der Zinsverbilligung
nach Vereinbarung mit der SAB GmbH 1,0 bis
3,0 vom Hundert aus dem Ursprungskapital zuzüglich er-
sparter Zinsen.

e) Kosten für die Sanierung, die im Zuge des Erwerbs einer
Bestandsimmobilie durchgeführt wird, können bis zur
Förderhöchstgrenze für den Bestandserwerb unter Be-
rücksichtigung des Eigenleistungsanteils in die Förderung
einbezogen werden. Voraussetzung für eine Einbeziehung
ist die Vorlage eines Gesamtkostenplans und die nach-
prüfbare Durchführung der Sanierung im Zuge des Er-
werbs.

f) Sofern der vorhandene Wohnraum nicht bereits vom Er-
werber bewohnt wird, wird der Erwerb nur gefördert,
wenn nachweisbar feststeht, dass der Bezug kurzfristig er-
folgen kann (zum Beispiel weil der bisherige Bewohner
bereits über eine neue Wohnung verfügt). Eine Kündi-
gung wegen Eigenbedarfs aufgrund des geförderten
Erwerbs muss ausgeschlossen sein und ist durch den Dar-
lehensnehmer gegenüber der Bewilligungsstelle in
schriftlicher Form zu bestätigen. Hat ein Antragsteller
bereits eine Wohneigentumsförderung des Freistaates
Sachsen erhalten, so ist der bereits ausgezahlte Subven-
tionswert in Anrechnung zu bringen. Werden im Zusam-
menhang mit dem Erwerb des Objektes Förderungen
übernommen, sind diese ebenfalls anzurechnen.

2. Wohnungsbaudarlehen für besondere Zielgruppen und be-
sonderen Aufwand
a) Kinderreiche Haushalte

Als kinderreich wird ein Haushalt mit drei oder mehr Kin-
dern berücksichtigt, für die der Darlehensnehmer einen
Kinderfreibetrag oder Kindergeld nach § 32 Abs. 1 bis 5
Einkommensteuergesetz erhält.
Ein Haushalt, der sich während der Laufzeit des Woh-
nungsbaudarlehens Z 15 nach diesem Programm auf drei
oder mehr Kinder vergrößert, wird in Abhängigkeit von
dessen Gesamteinkommen und Gesamtbelastung mit
einem zusätzlichen Aufwendungszuschuss gefördert.
Diese verfolgen den Zweck, die mit dem Wohnungsbau-
darlehen Z 15 geförderte Investition in die Schaffung oder
den Erwerb selbstgenutzten Wohneigentums nachhaltig
zu sichern, wenn der Haushalt während der Laufzeit auf

drei oder mehr Kinder anwächst und sich seine bei Antrag-
stellung maßgeblichen Verhältnisse verändert haben. Dies
dient dazu, dass dem geförderten Haushalt das geschaf-
fene, selbstgenutzte Wohneigentum auf Dauer erhalten
bleibt.
Aufwendungszuschuss
aa) Ein Haushalt,

– der während der Laufzeit des Wohnungsbaudarle-
hens Z 15 nach diesem Programm durch die Geburt
eines oder mehrerer Kinder kinderreich wird und

– dessen Gesamteinkommen die Einkommensgren-
zen des jeweils geltenden Programmes zum Zeit-
punkt der Geburt nicht überschreitet,

wird für die restliche Laufzeit des Wohnungsbaudarle-
hens Z 15 durch einen zusätzlichen Aufwendungszu-
schuss in Höhe von monatlich 75 Euro gefördert.

bb) Ein kinderreicher Haushalt,
– der sich während der Laufzeit des Wohnungsbau-

darlehens Z 15 nach diesem Programm durch die
Geburt eines oder mehrerer Kinder vergrößert und

– dessen Gesamteinkommen die Einkommensgren-
zen des jeweils geltenden Programmes zum Zeit-
punkt der Geburt nicht überschreitet,

wird für die restliche Laufzeit des Wohnungsbaudarlehens
Z 15 durch einen zusätzlichen Aufwendungszuschuss von
jeweils monatlich 25 Euro für jedes weitere Kind geför-
dert.
cc) Der Darlehensnehmer, dessen Haushalt sich im Sinne

von V. 2. aa bis bb vergrößert, hat unmittelbar, jedoch
spätestens drei Monate nach Geburt, einen entspre-
chenden formlosen Antrag unter Vorlage der Ge-
burtsurkunde bei der SAB GmbH einzureichen. Der
zusätzliche Aufwendungszuschuss wird mit Wirkung
zum auf die Geburt folgenden übernächsten Fällig-
keitstermin des Wohnungsbaudarlehens Z 15 ge-
währt. Verspätet eingehende Anträge können nur auf
den auf die Antragstellung folgenden übernächsten
Fälligkeitstermin des Wohnungsbaudarlehens Z 15
gewährt werden.

b) Schwerbehinderte
Schwerbehinderte als Einzelperson erhalten ein Woh-
nungsbaudarlehen Z 15 von bis zu 25 000 Euro. Als
schwerbehindert werden diejenigen Schwerbehinderten
berücksichtigt, deren Grad der Behinderung mindestens
80 beträgt.
Bei einem Haushalt mit einem schwerbehinderten Haus-
haltsmitglied erhöht sich das Wohnungsbaudarlehen Z 15
nach V. 1. b für den nachgewiesenen Mehraufwand ge-
genüber dem konventionellen Bauaufwand um bis zu
15 000 Euro.

c) Junge Ehepaare
Junge Ehepaare erhalten bis zum Ablauf des fünften Ka-
lenderjahres nach dem Jahr der Eheschließung zusätzlich
ein Wohnungsbaudarlehen Z 15 von bis zu 15 000 Euro.
Junge Ehepaare sind solche, bei denen keiner der Ehegat-
ten das vierzigste Lebensjahr vollendet hat.

d) Ökologischer oder denkmalpflegerischer Bauaufwand
Nachgewiesener Mehraufwand im Vergleich zur her-
kömmlichen Bauweise für ökologische Baumaßnahmen
und Bauaufwand für Maßnahmen an einem Baudenkmal
können auch ohne Einhaltung von Einkommensgrenzen
mit einem Wohnungsbaudarlehen Z 15 von insgesamt bis
zu 15 000 Euro gefördert werden.
Ökologische Maßnahmen sind förderfähig, wenn sie
nachhaltig und ressourcensparend sind. Hierunter fallen
zum Beispiel Photovoltaik- und Solartechnik, Regenwas-
ser- beziehungsweise Brauchwassernutzung, Gründächer,
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die Wiederverwendung von Bauteilen aus Abbruchmaß-
nahmen, die Nachnutzung von beräumten Brachen bezie-
hungsweise von Kellergeschossen und anderen nicht
rückgebauten Bauteilen sowie Kosten der Altlastensanie-
rung.
Die SAB GmbH behält für die banktechnische Ab-
wicklung des Darlehens nach Absatz 1 ein einmaliges Be-
arbeitungsentgelt in Höhe von 4 vom Hundert des
Darlehensbetrages bei der ersten Auszahlung ein. Das Be-
arbeitungsentgelt für die laufende Abwicklung des Darle-
hens in Höhe von 0,75 vom Hundert des Restdarlehensbe-
trages ist im Zinssatz enthalten.

e) Bau in Passivhausbauweise
Ein Haushalt, der sein Haus in Passivhausbauweise errich-
tet, wird gefördert. Es muss gewährleistet sein, dass der
Jahresheizwärmebedarf nicht mehr als 15 kWh/m2/a be-
trägt.
Die Förderung besteht aus einem zinsverbilligten Kapital-
marktdarlehen P 10. Die Zinsverbilligung wird durch
Zinszuschüsse des Freistaates Sachsen und aus Mitteln der
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) für die Dauer von
zehn Jahren erbracht.
Die maximale Höhe des P 10-Darlehens beträgt
50 000 Euro.
Der Zinssatz liegt 0,5 % p. a. unter dem jeweils gewährten
Nominalzinssatz des KfW-Programmes zur CO2-Minde-
rung für Endkreditnehmer. Alle weiteren Bedingungen
einschließlich der Konditionen zur Förderung von Passiv-
häusern nach dem KfW-Programm zur CO2-Minderung
gelten analog. Die Wohnungsbauförderbestimmungen
sind mit Ausnahme Nummer 7.4 entsprechend anzuwen-
den.

3. Zinsverbilligtes Tilgungsdarlehen (T 8-Darlehen)
a) Die Förderung erfolgt durch ein Wohnungsbaudarlehen

mit einer Laufzeit von acht Jahren (T 8) zuzüglich der
Bauphase. Das T 8-Darlehen kann auch unter Einhaltung
der für die Gewährung der Eigenheimzulage maßgebli-
chen Einkommensgrenzen und der Inanspruchnahme des
KfW-Wohneigentumsprogramms (Programm-
Nr. 124126) für Maßnahmen zum Erwerb von Bestands-
immobilien und zur Neuschaffung von Wohneigentum
ohne Lagebeschränkung in Anspruch genommen werden.

b) Die Höhe des Wohnungsbaudarlehens T 8
aa) beträgt bei der Neuschaffung von Wohneigentum

nach II. 3. bis zu 20 000 Euro,
bb) beträgt beim Erwerb von Bestandsimmobilien nach

II. 2. bis zu 10 000 Euro,
cc) beträgt bei einem Zuschuss für die Wohneigentums-

bildung in innerstädtischen Altbauquartieren („In-
nenstadtzulage“) zusätzlich bis zu 15 000 Euro,

dd) kann mit Zustimmung der Bewilligungsstelle um den
Gesamtbetrag der zu erwartenden Kinderzulage bis
zu 6 000 Euro erhöht werden.

Die Eigenheimzulage beziehungsweise der Zuschuss für
die Wohneigentumsbildung in innerstädtischen Altbau-
quartieren ist sicherungshalber an die SAB GmbH in ent-
sprechender Höhe abzutreten.

c) Der Kapitalmarktzins wird für die Dauer von acht Jahren
durchgängig auf 1,0 vom Hundert verbilligt.

d) Das Darlehen ist innerhalb der Laufzeit des Förderdarle-
hens T 8 nach Vereinbarung mit der SAB GmbH zu tilgen.

e) Die SAB GmbH kann bei der Umsetzung der Eigentums-
förderung die Leistungen nach dem Eigenheimzulagenge-
setz über die Regelungen nach V. 3. a bis d hinaus berück-
sichtigen.

4. Landesmodernisierungsdarlehen
Antragsteller, die ihr selbstgenutztes Wohneigentum sanieren
wollen oder eine Bestandsimmobilie erwerben, können auch
ohne Einhaltung der Einkommensgrenzen für Instandset-
zungs- und Modernisierungsmaßnahmen mit einem Woh-
nungsbaudarlehen Z-15 in Höhe von 5 000 bis zu
50 000 Euro gefördert werden. Das Bearbeitungsentgelt rich-
tet sich nach V. 2. d Satz 4.

VI. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
1. Förderungsvereinbarung

In der Förderungsvereinbarung sind alle Rechte und Ver-
pflichtungen nach dieser Verwaltungsvorschrift zu vereinba-
ren. Weiterhin kann darin eine Vertragsstrafe zu Lasten des
Antragstellers für den Fall der nicht oder nicht vollständigen
Erfüllung seiner vertraglichen Verpflichtungen vereinbart
werden, außerdem weitere Verpflichtungen, soweit diese zur
Erreichung des Förderziels notwendig sind.

2. Prüfungsrecht
Die Bewilligungsstelle ist berechtigt, die Voraussetzungen
für die Gewährung und die Weiterbelassung der Fördermittel
jederzeit durch Bauzustandsbesichtigung, Einsichtnahme in
die Bücher, Belege und sonstigen Unterlagen der Bauherr-
schaft selbst zu prüfen oder durch von ihr Beauftragte prüfen
zu lassen. Die Antragsteller sind zu verpflichten, der Bewilli-
gungsstelle auf Verlangen jederzeit Auskünfte über die für
die Gewährung der Fördermittel maßgeblichen Umstände zu
erteilen.

3. Bereitstellungszinsen
Nach Ablauf von zwölf Monaten nach Bewilligung ist die Be-
willigungsstelle berechtigt, 3 Prozent Bereitstellungszinsen
p. a. zu erheben.

VII. Verfahren
Das Verfahren richtet sich nach Nummer 7 der WFB.

VIII. In-Kraft-Treten
Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. März 2002 in Kraft und
gilt für alle ab dem 1. März 2002 gestellten Förderanträge.
Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift des Sächsischen
Staatsministeriums des Innern zum Landesprogramm 2001 zur
Schaffung von Wohneigentum (VwV-E/Pr. 2001 – Eigentums-
programm) vom 20. Dezember 2000 (SächsABl. 2001 S. 91) au-
ßer Kraft. Noch nicht bewilligte Anträge, die, soweit zulässig,
bis zum 1. April 2002 gestellt worden sind, sind nach der Rechts-
lage des Eigentumsprogrammes 2002 zu bescheiden.

Dresden, den 16. April 2002

Der Staatsminister des Innern
Klaus Hardraht
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Anlage
(zu IV. 5.)

Belastungstabelle 2002

Zur Anwendung der Belastungstabelle ist das nachhaltig zu erzielende monatliche Bruttoeinkommen des Antragstellers und der zum
Haushalt rechnenden Personen zu ermitteln. Diesem Einkommen ist aus der Tabelle die jeweilige nach der Haushaltsgröße gestaffelte
maximal zulässige Monatsbelastung zuzuordnen. Gefördert wird nur, wenn die Belastung dauerhaft tragbar ist. Dies ist dann der Fall,
wenn die tatsächliche Monatsbelastung aus dem Bauvorhaben und aus sonstigen Verbindlichkeiten (wie zum Beispiel Auto- und Kon-
sumentenkredite) unter der maximal zulässigen Monatsbelastung laut Belastungstabelle liegt. Zum Beispiel darf bei einem 4-Perso-
nen-Haushalt mit einem monatlichen Bruttoeinkommen von 2 500 Euro die monatliche Belastung 565 Euro nicht überschreiten. Diese
maximal zulässige Belastungsgrenze kann allerdings um das bezogene Kindergeld (pro Kind 100 Euro pauschal) erhöht werden. Bei
einem 4-Personen-Haushalt mit zwei Kindern beträgt demnach die maximal zulässige Monatsbelastung 765 Euro (565 Euro zuzüglich
Kindergeld 200 Euro). Der höchstens anrechenbare Kindergeldbetrag ist auf die Hälfte der aus dem Bruttoeinkommen maximal zuläs-
sigen Monatsbelastung begrenzt.

Monatliches
Brutto-

einkommen

Einpersonen-
haushalt

Zweipersonen-
haushalt

Dreipersonen-
haushalt

Vierpersonen-
haushalt

Fünfpersonen-
haushalt

Sechspersonen-
haushalt

Siebenperso-
nenhaushalt

1 200 255 185 160 140 115 60 0

1 250 270 200 180 160 135 75 10

1 300 280 220 200 175 150 95 25

1 350 290 240 215 195 170 110 45

1 400 305 255 235 210 185 130 60

1 450 315 275 250 230 205 150 80

1 500 325 290 270 245 225 165 95

1 550 335 310 285 265 240 185 115

1 600 350 325 305 285 260 200 130

1 650 360 345 320 300 275 220 150

1 700 375 365 345 325 300 240 175

1 750 385 385 360 340 315 260 190

1 800 400 400 375 355 330 270 205

1 850 415 410 390 370 345 285 220

1 900 430 425 405 385 360 300 230

1 950 440 440 420 400 375 315 245

2 000 455 455 435 410 390 330 260

2 050 470 470 450 425 405 345 275

2 100 480 485 465 440 415 360 290

2 150 495 500 480 455 430 375 305

2 200 510 520 495 475 450 390 325

2 250 525 535 510 490 465 410 340

2 300 540 550 530 505 480 425 355

2 350 555 565 545 520 495 440 370

2 400 570 580 555 535 510 455 385

2 450 580 595 570 550 525 470 400

2 500 590 610 585 565 540 480 415

2 550 605 620 600 580 555 495 425

2 600 615 635 615 590 570 510 440

2 650 630 650 630 605 580 525 455

2 700 645 665 645 620 595 540 470

2 750 660 680 660 640 615 555 490

2 800 675 700 680 655 635 575 505

2 850 690 720 700 675 650 595 525

2 900 710 740 715 695 670 615 545

2 950 725 760 735 715 690 635 565

3 000 740 780 755 735 710 650 585
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Monatliches
Brutto-

einkommen

Einpersonen-
haushalt

Zweipersonen-
haushalt

Dreipersonen-
haushalt

Vierpersonen-
haushalt

Fünfpersonen-
haushalt

Sechspersonen-
haushalt

Siebenperso-
nenhaushalt

3 050 755 795 775 750 730 670 600

3 100 775 815 795 770 745 690 620

3 150 790 835 810 790 765 710 640

3 200 805 850 830 810 785 725 655

3 250 820 870 850 825 800 745 675

3 300 835 890 865 845 820 765 695

3 350 850 910 885 865 840 785 715

3 400 865 925 905 885 860 800 730

3 450 880 950 925 905 880 825 755

3 500 900 970 945 925 900 845 775

3 550 915 990 970 945 920 865 795

3 600 930 1 010 990 965 940 885 815

3 650 955 1 035 1 015 995 970 910 840

3 700 975 1 065 1 040 1 020 995 935 870

3 750 995 1 090 1 065 1 045 1 020 965 895

3 800 1 020 1 115 1 090 1 070 1 045 990 920

3 850 1 040 1 140 1 120 1 095 1 070 1 015 945

3 900 1 060 1 165 1 145 1 125 1 100 1 040 970

3 950 1 080 1 195 1 175 1 150 1 130 1 070 1 000

Für jede weitere zum Haushalt rechnende Person vermindert sich die maximal zulässige Monatsbelastung um 65 Euro.
Liegt das monatliche Bruttoeinkommen über 3 950 Euro, so erhöht sich die monatliche Belastung um 20 Euro im Monat je 50 Euro
mehr Bruttoeinkommen.
Bei Beamten/pensionierten Beamten ist das monatliche Bruttoeinkommen um 15 Prozent zu erhöhen.
Ein Lastenzuschuss kann – unter Würdigung der Gesamtumstände – die zulässige Monatsbelastung erhöhen.
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Verwaltungsvorschrift
des Sächsischen Staatsministeriums des Innern

zur Änderung der Verwaltungsvorschrift über die Förderung des Wohnungsbaus
(Wohnungsbauförderbestimmungen – WFB 2000)

Vom 16. April 2002

I.
Die Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums
des Innern über die Förderung des Wohnungsbaus (Wohnungs-
bauförderbestimmungen – WFB 2000) vom 30. November 1999
(SächsABl. S. 1073), zuletzt geändert am 20. Juni 2000 (Sächs-
ABl. S. 560), wird wie folgt geändert:

1. Nummer 1 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Im Freistaat Sachsen erfolgt die Wohnungsbauförderung als
vereinbarte Förderung nach §§ 88d und 88e, Zweites Woh-
nungsbaugesetz (II. WoBauG) in der am 31. Dezember 2001
geltenden Fassung (BGBl. I S. 1149) in Verbindung mit § 46
Abs. 2 Wohnraumförderungsgesetz (WoFG) vom 13. Sep-
tember 2001 (BGBl. I S. 2376) aufgrund einer Förderzusage
der Bewilligungsstelle gegenüber dem Zuwendungsempfän-
ger.“

2. Nummer 4.2 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Die Wohnfläche wird nach dem vierten Teil der Verordnung
über wohnungswirtschaftliche Berechnungen (Zweite Be-
rechnungsverordnung – II. BV) vom 12. Oktober 1990
(BGBl. I S. 2178) zuletzt geändert durch das Gesetz zur Re-
form des Wohnungsbaurechts vom 13. September 2001
(BGBl. I. S. 2376) in der jeweils geltenden Fassung berech-
net.“

3. Nummer 6.3 erhält folgende Fassung:
„Die in den geltenden Landesprogrammen genannten Ein-
kommen bezeichnen das nach § 20 WoFG ermittelte Gesamt-
einkommen aller Haushaltsmitglieder.“

4. Nummer 6.4 wird wie folgt geändert:
„Die Bewilligungsstelle kann im Benehmen mit den jeweils
beteiligten Stellen im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften
im begründeten Einzelfall Ausnahmen von dieser Vorschrift

und den Verwaltungsvorschriften der geltenden Landespro-
gramme zulassen. Die Gemeinde kann bei Vorlage eines
Wohnberechtigungsscheines unter Berücksichtigung des ört-
lichen Wohnungsmarktes Wohnflächenüberschreitungen und
mittelbare Belegungen, zum Beispiel um Betreutes Wohnen
für sozial gefährdete Jugendliche, ältere Mitbürger et cetera
zu ermöglichen, zulassen. Soll die Belegung einer Wohnung
mit mehreren Personen und in wechselnder Zusammenset-
zung erfolgen, kann ein Wohnberechtigungsschein jeweils
nach den Einkommensgrenzen eines Einpersonenhaushaltes
ausgestellt werden.“

5. Nummer 7.1 Abs. 6 Satz 1 erhält folgende Fassung:
„Bei Zuwendungen an kommunale Körperschaften ab
250 000 Euro ist eine gemeindewirtschaftliche Stellung-
nahme der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde zwingende
Voraussetzung für die Mittelbewilligung.“

6. Der Nummer 7.3 wird folgender Satz angehängt:
„Für Förderdarlehen bis 10 000 Euro kann die Bewilligungs-
stelle von einer dinglichen Sicherung absehen.“

7. Nummer 7.7 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
„Schlusszahlungen erfolgen auf der Grundlage des von der
Bewilligungsstelle geprüften Verwendungsnachweises.“

II.
Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom
16. April 2002 in Kraft.

Dresden, den 16. April 2002

Der Staatsminister des Innern
Klaus Hardraht
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Verwaltungsvorschrift
des Sächsischen Staatsministeriums des Innern

Landesprogramm zum Erwerb von Anteilen an ausgegründeten,
eigentumsorientierten Wohnungsgenossenschaften

im Freistaat Sachsen
(VwV-LP/Pr – Landesprivatisierungsprogramm)

Vom 16. April 2002

Inhaltsübersicht
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
2. Gegenstand der Förderung, Begriffsbestimmungen
3. Zuwendungsempfänger
4. Zuwendungsvoraussetzungen
5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
7. Verfahren
7.1 Antragstellung
7.2 Bewilligung
8. In-Kraft-Treten

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
(1) Der Freistaat Sachsen unterstützt zur Bildung selbstge-
nutzten Wohneigentums den Erwerb von Anteilen an ausge-
gründeten, eigentumsorientierten Wohnungsgenossen-
schaften.
(2) Zuwendungen werden unter den Voraussetzungen der
Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums
des Innern über die Förderung des Wohnungsbaus (Woh-
nungsbauförderbestimmungen – WFB) vom 30. Novem-
ber 1999 (SächsABl. S. 1073), zuletzt geändert am
20. Juni 2000 (SächsABl. S. 560), in der jeweils zum Zeit-
punkt der Bewilligung geltenden Fassung gewährt, soweit
diese Vorschrift nichts anderes bestimmt.
(3) Die Zuwendungen auf der Grundlage dieser Vorschrift
werden im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel nach
§ 44 der Vorläufigen Sächsischen Haushaltsordnung
(SäHO) vom 19. Dezember 1990 (SächsGVBl. S. 21), in der
jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit den Vorläufi-
gen Verwaltungsvorschriften des Sächsischen Staatsminis-
teriums der Finanzen zur Vorläufigen Sächsischen Haus-
haltsordnung (Vorl. VwV-SäHO) vom 20. Oktober 1997
(SächsABl. SDr. S. S649), zuletzt geändert durch Verwal-
tungsvorschrift vom 29. September 1999 (SächsABl. SDr.
S. S309), in der jeweils geltenden Fassung gewährt.
(4) Ein Rechtsanspruch auf eine Förderung besteht nicht.

2. Gegenstand der Förderung, Begriffsbestimmungen
(1) Gefördert wird der Beitritt durch Erwerb von Anteilen
an einer beiIn-Kraft-Treten dieser Verwaltungsvorschrift
bestehenden ausgegründeten, eigentumsorientierten Woh-
nungsgenossenschaft.
(2) Ausgegründet sind Wohnungsgenossenschaften, wenn
sie im Zusammenhang mit ihrer Errichtung Wohnungsbe-
stände unter Übertragung von Eigentum
a) des Bundes, des Landes oder der Gemeinden
b) der Unternehmen, an denen der Bund, das Land oder die

Gemeinden mehrheitlich beteiligt sind,
c) bestehender Wohnungsgenossenschaften
übernommen haben.
(3) Eigentumsorientiert sind Wohnungsgenossenschaften,
deren Satzung den Genossenschaftsmitgliedern unwider-
ruflich das vererbliche Recht auf Erwerb des Eigentums an
der von ihnen zu Wohnzwecken genutzten Wohnung für
den Fall einräumt, dass die Mehrheit der in einem Objekt
wohnenden Genossenschaftsmitglieder der Begründung

von Wohnungseigentum und Veräußerung der Wohnungen
schriftlich zugestimmt hat (Erwerbsoption).

3. Zuwendungsempfänger
Einen Antrag auf Zuwendung kann stellen, wer
1. ab dem 1. Januar 2001 Mitglied einer ausgegründeten,

eigentumsorientierten Wohnungsgenossenschaft gewor-
den ist oder beabsichtigt, Mitglied einer solchen Woh-
nungsgenossenschaft zu werden und

2. eine Wohnung angemessener Größe dieser Wohnungsge-
nossenschaft unter Eingehung eines Miet- oder sonstigen
Nutzungsverhältnisses innerhalb von zwei Jahren nach
der Bewilligung der Zuwendung zur dauerhaften Nut-
zung bezieht. Der Nutzung der Wohnung durch den An-
tragsteller steht die Nutzung durch die Haushaltsange-
hörigen gleich.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
(1) Gefördert wird ein Haushalt, dessen Gesamteinkom-
men folgende Einkommensgrenzen nicht überschreitet:
a) 23 000 Eurofür einen Einpersonenhaushalt
b) 30 000 Eurofür einen Zweipersonenhaushalt
c) 7 000 Euro für jede weitere zum Haushalt rechnende

Person.
(2) Nicht gefördert wird, soweit der Antragsteller oder ein
Haushaltsangehöriger
a) über Wohneigentum mit angemessener Wohnungsgröße

verfügt,
b) bereits eine Förderung zum Erwerb selbstgenutzten

Wohneigentums oder von Anteilen an einer ausgegrün-
deten, eigentumsoriertierten Wohnungsgenossenschaft
erhalten hat,

c) eine Förderung auch bei Einhaltung der Einkommens-
grenze offensichtlich nicht gerechtfertigt wäre.

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen
(1) Die Förderung erfolgt als Zuschuss (ZG). Dieser be-
trägt:
a) 1 790 Euro für den Antragsteller sowie
b) 256 Euro für jeden weiteren Haushaltsangehörigen,
höchstens jedoch 50 vom Hundert der Geschäftsanteile
(aufgerundet auf vollefünfzig Euro ).
(2) Bei Genossenschaftsanteilen über5 113 Eurowird die
steuerliche Eigenheimzulage unabhängig davon, ob sie tat-
sächlich beim zuständigen Finanzamt beantragt wurde, an-
gerechnet. Eine Abtretung des Anspruches an die Genos-
senschaft steht einer Förderung nicht entgegen.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
Der Erwerber ist verpflichtet, den Förderbetrag zurückzu-
zahlen, wenn er
1. entgegen Nummer 3.2. dieser Verwaltungsvorschrift

keine Wohnung der Wohnungsgenossenschaft bezieht,
2. innerhalb von zehn Jahren nach seinem Beitrittdie Mit-

gliedschaft oder das Mietverhältnis kündigt,ohne eine
genossenschaftliche Wohnung zu erwerben oder
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3. eine Förderung nach dem Eigentumsprogramm des Frei-
staates Sachsen erhält.

7. Verfahren
7.1 Antragstellung

Der Antrag auf Förderung ist bei der Wohnungsbauförder-
stelle des Landratsamtes, in Kreisfreien Städten bei der
Wohnungsbauförderstelle der Stadtverwaltung, zu stellen.
Die Wohnungsbauförderstelle prüft die Vollständigkeit des
Antrags und leitet die förderfähigen Anträge mit einem För-
dervorschlag an die Sächsische Aufbaubank GmbH weiter.

7.2 Bewilligung
Bewilligungsstelle ist die Sächsische Aufbaubank GmbH.
Die Förderung erfolgt auf Grund eines Bewilligungsbe-
scheides. Dieser kann widerrufen werden, wenn die Förder-
mittel nicht innerhalb eines Jahres nach Erteilung des Be-
willigungsbescheides in Anspruch genommen worden sind.
Der Zuwendungsempfänger hat den Nachweis mittels eines
einfachen Verwendungsnachweises nach Nummer 6.6 der
Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur

Projektförderung (ANBest-P; Anlage 2 zur Vorl. VwV zu
§ 44 SäHO) zu führen.Die Nutzung einer Wohnung gemäß
Nummer 3.2. dieser Verwaltungsvorschrift hat der Zu-
wendungsempfänger durch Vorlage geeigneter Dokumen-
tationen (zum Beispiel Mietvertrag, Bescheinigung der
Wohnungsgenossenschaft, Belege über Mietzahlung) nach-
zuweisen.
Eine Prüfung der Leistungsfähigkeit der Wohnungsgenos-
senschaft durch die Bewilligungsstelle, insbesondere wegen
einer späteren Rückzahlung von Genossenschaftsanteilen
im Falle der Beendigung der Mitgliedschaft, erfolgt nicht.

8. In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten
Die Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröffentli-
chung in Kraft.

Dresden, den 16. April 2002

Der Staatsminister des Innern
Klaus Hardraht
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ERSCHEINUNGSHINWEISE
Das Sächsische Amtsblatt erscheint wöchentlich, jeweils donnerstags.
Redaktionsschluss ist zwölf Arbeitstage, für Stellenausschreibungen und Gericht-
liche Bekanntmachungen sechs Arbeitstage vor dem Ausgabetag, dienstags
12.00 Uhr.
Bei Nichterscheinen infolge höherer Gewalt sowie Arbeitskampf besteht kein
Entschädigungsanspruch.

BEZUG
DasSächsischeAmtsblatt wird im Auftrag desHerausgebersvom SAXONIA Ver-
lag ausgeliefert. Bestellungen sind generell schriftlich an den SAXONIA Verlag,
Abteilung Versand zu richten.

BEZUGSBEDINGUNGEN
Der Preis für ein Jahresabonnement des Sächsischen Amtsblattes beträgt
71,00 € .
DieAufnahmeinsAbonnement ist jederzeit möglich und erfolgt zu Monatsbeginn
zum anteiligen Jahresabonnementspreis. Noch vor dem Monatsbeginn liegende
Ausgaben können zum Einzelstückpreis bezogen werden.
Reklamationsfrist: vier Wochen nach Erscheinen
Kündigungen für das folgende Kalenderjahr müssen mindestens sechs Wochen
vor Jahresende schriftlich beim SAXONIA Verlag vorliegen.
Der Preis für Einzelstücke beträgt 1,80 € bis zu 8 Seiten Umfang; für weitere
jeweilsangefangene 8Seiten werden 0,40 € berechnet (bei Versand zzgl. Versand-
kosten).
Der Bezugspreisfür SonderdruckedesSächsischen Amtsblattesorientiert sich an
der Preisregelung für Einzelstücke. Allen Abonnenten des Sächsischen Amtsblat-
tes wird für diese Sonderdrucke ein Preisnachlass von 20 % gewährt. Den Abon-
nenten des Sächsischen Amtsblattes werden auch die Sonderdrucke zugestellt.
Alleoben genannten Preiseverstehen sich zuzüglich gesetzlicher Mehrwertsteuer,
Porto und Versandkosten.

Für den Anzeigenteil (Amtlicher Anzeiger) zeichnet der Verlag verantwortlich.
Für kostenpflichtigeVeröffentlichungengilt z. Z. diePreislistevomOktober 2001.

Der Einzelpreis für das vorliegende Sächsische Amtsblatt beträgt 4,49 €

(inklusive 7 %MwSt., bei Versand zzgl. Versandkosten).

Internet: http://www.recht-sachsen.de

Mitteilun g desSAXONIA Verlages

Der SAXONIA Verlag für Recht, Wirtschaft und Kultur GmbH bietet als neue Dienstleistung an:

Elektronisch ausfüllbare Vordrucke
aus den Sächsischen Verkündungsblättern

Sie können die in dieser Ausgabe veröffentlichten Formblätter (Muster)
1. Anlage 2zu VwV-StBauE (S. S463 f.)
2. Anlage 3zu VwV-StBauE (S. S465 ff.)
3. Anlage 4zu VwV-StBauE (S. S468)
4. Anlage 5zu VwV-StBauE (S. S469 ff.)
als elektronisch ausfüllbare PDF-Dateien erwerben.

Weitere, seit Anfang 2000 veröffentlichte Formblätter sind lieferbar.
Der Preis beträgt 3,95 EUR pro Seite.

Für Rückfragen stehen Ihnen unsere Mitarbeiterinnen des SAXONIA Verlages zur Verfügung:

Frau Stephan Telefon: (03 51) 4 87 43 66 oder
Frau Pfuhl Telefon: (03 51) 4 87 43 78

Ihre Bestellung richten Sie bitte direkt an den Verlag.
E-Mail: recht@saxonia-verlag.de Fax: (03 51) 4 87 47 49
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